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Beginn der Sitzung: 9.04 Uhr. 

Präsident Bernd Busemann: 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich eröffne die 120. Sitzung im 43. Ta-
gungsabschnitt des Niedersächsischen Landtages 
der 17. Wahlperiode. Gemeinsam mit den Schrift-
führern wünsche ich Ihnen einen guten Morgen! 

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Präsident!) 

Tagesordnungspunkt 14: 
Mitteilungen des Präsidenten  

Ich darf bereits jetzt die Beschlussfähigkeit des 
Hauses feststellen. 

Zur Tagesordnung: Wir beginnen die heutige Sit-
zung mit Tagesordnungspunkt 15, Dringliche An-
fragen. Anschließend setzen wir die Beratungen in 
der Reihenfolge der Tagesordnung fort. 

Ich will noch einmal daran erinnern, dass hier vor-
ne für einen Bericht über das Parlament und den 
Parlamentarismus Aufnahmen mit einer 360-Grad-
Kamera gemacht werden. Wir danken dem Herrn 
Kollegen Dürr und Ihnen, Herr Grascha, dass Sie 
das ermöglichen. Es geht um 15 oder 20 Minuten. 
360-Grad-Kamera heißt, meine Damen und Her-
ren: Diese Kamera sieht alles.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Sind das 
eigentlich auch Tonaufnahmen?) 

- Ohne Tonaufnahme. Die Nächste hört dann auch 
noch alles. 

Die heutige Sitzung soll gegen 18.30 Uhr enden. 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 
Ihnen nunmehr Herr Klein, der Schriftführer, mit. 

Schriftführer Stefan Klein: 

Guten Morgen! - Für heute haben sich entschul-
digt: von der CDU-Fraktion Frau Kollegin Lorberg 
von 12.45 bis 16.00 Uhr sowie Herr Dr. Matthiesen 
von 9.45 bis 11.15 Uhr und von der SPD-Fraktion 
Herr Kollege Bosse. 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, wir kön-
nen uns dem 

Tagesordnungspunkt 15: 
Dringliche Anfragen  

zuwenden. 

Es gibt eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung. 
Herr Nacke, bitte sehr! 

Jens Nacke (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich habe mich im Vorfeld der Dringlichen Anfragen 
zur Geschäftsordnung gemeldet, weil ich auf einen 
Umstand aus dem letzten Plenarabschnitt zu spre-
chen kommen will.  

Am 14. Dezember 2016, ebenfalls bei den Dringli-
chen Anfragen - Seite 11 799 des Protokolls -, hat 
die Kollegin Jahns gefragt - ich erinnere kurz: es 
ging unter der Anfrage „Was tut die Landesregie-
rung gegen Asylmissbrauch?“ um den Umstand, 
dass eine 14-köpfige Familie trotz Ablehnung ihrer 
Asylanträge und angedrohter Abschiebung nicht 
ausreist -: 

„Ich frage die Landesregierung: Könnte sie 
sich vorstellen, dass es möglich ist, dass 
diese Familie Gesundheitsleistungen aus 
dem 1,5-Millionen-Euro-Programm in An-
spruch nimmt?“ 

Die Antwort des Innenministers war: 

„Das kann ich mir nicht vorstellen. Aber ob 
es so ist, lasse ich gern prüfen.“ 

Ich habe dann noch dazwischengerufen: 

„Bekommen wir denn die Antwort nachgelie-
fert?“, 

weil ich ungefähr geahnt habe, was passiert. 

Was wir dann bekommen haben, ist eine Unter-
richtung unter dem Datum 16. Januar, also etwa 
einen Monat später. Die Unterrichtung, die wir 
dann erhalten haben, geht aber ganz haarscharf 
an der Beantwortung der Frage vorbei. Es wird 
lediglich allgemein ausgeführt, welchen grundsätz-
lichen Regeln dieses Programm folgt, und die Un-
terrichtung endet mit dem Satz: 

„Ob hier Leistungen beansprucht wurden, ist 
der Landesregierung nicht bekannt.“ 

Die Frage war aber nicht, ob Leistungen bean-
sprucht wurden. Die Frage war, ob Leistungen 
beansprucht werden könnten: ob genau dieses 
Programm genau einer solchen Familie möglich-
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erweise dann auch noch eine kostenfreie anonyme 
Versorgung möglich macht. 

Herr Innenminister, ich möchte Sie daher bitten, 
bei der Beantwortung Dringlicher Anfragen mehr 
Sorgfalt an den Tag zu legen  

(Widerspruch bei der SPD) 

und auch diese Frage noch nachzubeantworten. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich weise daher ausdrücklich darauf hin, dass die 
CDU-Fraktion noch im Rahmen dieses Plenums 
eine korrekte Beantwortung der Frage aus der 
Dringlichen Anfrage erwartet. Um das zu ermögli-
chen - weil wir ja Ihre Hütchenspielermentalität 
kennen -,  

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD 
und bei den GRÜNEN)  

haben wir eine Kleine Anfrage - - - 

(Johanne Modder [SPD]: Muss man 
sich hier eigentlich alles gefallen las-
sen? - Petra Tiemann [SPD]: Was ist 
das für eine Unverschämtheit? - Ulrich 
Watermann [SPD]: Keine Manieren! - 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Weil wir wissen, wie Sie üblicherweise mit Anfra-
gen der CDU-Fraktion umgehen, haben wir eine 
Kleine Anfrage zur mündlichen Beantwortung für 
morgen eingereicht. Wir bitten, hier die korrekte 
Antwort auf die bislang unbeantwortete Frage aus 
der Dringlichen Anfrage des letzten Plenarab-
schnittes nachzureichen. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Nacke. - Sie hatten sich 
zur Geschäftsordnung gemeldet. Ich weise auf 
§ 75 Abs. 2 der Geschäftsordnung hin: 

„Ein Mitglied des Landtages, das das Wort 
zur Geschäftsordnung erhalten hat, darf sich 
nur zur verfahrensmäßigen Behandlung des 
gerade anstehenden oder des unmittelbar 
vor ihm behandelten Beratungsgegenstan-
des oder zum Ablauf der Sitzungen des 
Landtages äußern.“ 

Ich kann Ihr Petitum - „wenn wir hier fragen, muss 
hinreichend geantwortet werden“ - allenfalls dem 
Punkt „grundsätzlicher Ablauf der Sitzungen des 
Landtages“ zuordnen. 

(Zurufe von der SPD) 

- Nun mal langsam!  

Die Qualität für Antworten können wir hier nie ab-
schließend klären. Dafür gibt es den Staatsge-
richtshof. Ich halte es für grenzwertig, dies hier als 
Geschäftsordnungsthema zu thematisieren. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich werde aber auch eine Wortmeldung von Herrn 
Tonne zur Geschäftsordnung zulassen, 

(Johanne Modder [SPD]: Weil er die 
Beleidigung zurückweisen wird!) 

und dann können wir weitermachen. Herr Tonne, 
bitte! 

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Was 
ist mit der „Hütchenspielermentalität“? 
- Johanne Modder [SPD]: Eine solche 
Beleidigung kann man nicht durchge-
hen lassen! - Gegenruf von Jörg Bode 
[FDP]: Aber wenn es stimmt? - Wider-
spruch bei der SPD) 

- Herr Tonne hat das Wort. - Bitte! 

Grant Hendrik Tonne (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich möchte den Wortbeitrag des Kollegen Nacke 
nur zum Anlass nehmen, um anzukündigen, dass 
meine Fraktion diesen Beitrag zur Geschäftsord-
nung in die nächste Sitzung des Ältestenrates 
ziehen wird, weil das, was Kollege Nacke gerade 
gemacht hat, ein ganz klarer Missbrauch der Ge-
schäftsordnungsdebatte war. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Um das zu unterfüttern: Er hat gerade ausgeführt, 
dass es am 16. Januar die Antwort gab. Das heißt, 
man hat zwei, zweieinhalb Wochen den Vorgang 
liegen gelassen, um ihn dann hier im Plenum 
künstlich hochzuziehen und dann auch noch aus-
zuführen, dass man eine Mündliche Anfrage ge-
stellt hat, die morgen beantwortet wird. 

Herr Kollege Nacke, ich sage Ihnen: Es ist an 
Peinlichkeit nicht mehr zu überbieten, wie Sie das 
Plenum hier für Ihre übliche Show zu instrumenta-
lisieren versuchen. Wir werden das nicht durchge-
hen lassen und es im Ältestenrat thematisieren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Herr Nacke, noch einmal zu Geschäftsordnung! - 
Wir stehen hier auch vor der Überlegung, ob wir für 
den Begriff „Hütchenspieler“ einen Ordnungsruf 
erteilen. Vielleicht können Sie das aber begradi-
gen. 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der 
SPD: Ja!) 

Jens Nacke (CDU): 

Ich will gerne den Hinweis aufgreifen, Herr Präsi-
dent. Ich habe den Minister nicht als Hütchenspie-
ler bezeichnet. Wenn schon die Bezeichnung einer 
Hütchenspielermentalität den parlamentarischen 
Gepflogenheiten nicht entspricht - - - 

(Zurufe von der SPD - Klaus-Peter 
Bachmann [SPD]: Großartig! Diese 
Differenzierung ist ja großartig!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Ich darf um Ruhe bitten. 

(Unruhe bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von Ulrich Water-
mann [SPD]) 

- Herr Watermann, das macht es auch nicht bes-
ser. 

Jens Nacke (CDU): 

Wenn also schon die Bezeichnung einer Hütchen-
spielermentalität, die ich für angemessen gehalten 
habe, die parlamentarischen Gepflogenheiten nicht 
trifft, will ich mich dafür sehr gerne entschuldigen. 

Ich will allerdings darauf hinweisen, dass zwar - 
wie ich gerade schon sagte - das Datum der Ant-
wort auf die Dringliche Anfrage - der Unterrich-
tung - der 16. Januar war. Ausgegeben wurde 
diese Antwort, Herr Kollege Tonne, aber erst am 
24. Januar, also am selben Tag, bis zu dem die 
Mündlichen Anfragen einzureichen waren. Wir 
haben daher eine Mündliche Anfrage eingereicht 
und erst anschließend die entsprechende Unter-
richtung erhalten. Ihr Vorwurf geht daher fehl, Herr 
Kollege. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zurufe von der SPD) 

Wenn Sie allerdings glauben, dass die Opposition 
in diesem Hause es hinnehmen wird, dass der 
Minister immer dann, wenn es unangenehm wird, 
die Antworten nicht gibt, das dann monatelang erst 

einmal liegen lässt und erst ausgibt, wenn es so-
weit ist - - - 

(Zuruf von Wiard Siebels [SPD]) 

- Herr Kollege, Sie haben offenkundig gerade eben 
nicht zugehört. Denn ich sagte ja bereits, dass - 

(Erneuter Zuruf von Wiard Siebels 
[SPD]) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Siebels! 

Jens Nacke (CDU): 
- erst, nachdem wir die Mündliche Anfrage einge-
reicht hatten, uns die Antwort auf die Dringliche 
Anfrage erreicht hat. 

Wenn Sie allerdings glauben, dass diese Oppositi-
on es hinnehmen wird, dass der Innenminister in 
der ihm eigenen Mentalität die Dinge beantwortet 
oder nicht, also so, wie ihm das Spaß macht oder 
nicht, und anschließend dieses Parlament Unter-
richtungen duldet, die die Antwort gar nicht ge-
ben - - - 

(Zurufe von der SPD: Abenteuerlich! 
Unglaublich!) 

Wenn Sie glauben, dass wir mal eben im Innenmi-
nisterium anrufen, anstatt das hier, an dem Ort, an 
dem die Frage gestellt wurde, zu thematisieren, 
dann haben Sie sich aber geschnitten. Dieses 
Fehlverhalten des Ministers wird auch in diesem 
Haus angesprochen. Das kann ich Ihnen versi-
chern. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP - Zurufe von der FDP: Richtig!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
zur Geschäftsordnung liegen mir nicht vor. 

(Unruhe) 

- Wenn Ruhe eingekehrt ist, Frau Kollegin, Herr 
Grascha, können wir weitermachen. 

Heute Morgen liegen drei Dringliche Anfragen vor. 

Die für die Behandlung Dringlicher Anfragen gel-
tenden Geschäftsordnungsbestimmungen setze 
ich als allgemein bekannt voraus. Ich weise, wie 
üblich, darauf hin, dass einleitende Bemerkungen 
zu den Zusatzfragen nicht zulässig sind.  

Um uns im Präsidium den Überblick zu erleichtern, 
bitte ich, dass Sie sich schriftlich zu Wort melden, 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  120. Plenarsitzung am 2. Februar 2017 
 

12098 

wenn Sie eine Zusatzfrage stellen möchten. Sie 
alle kennen das Verfahren. 

Ich rufe auf 

a) Wie viele „Gefährder“ gibt es in Niedersach-
sen - Anfrage der Fraktion der FDP - Drs. 17/7315  

Herr Kollege Jan-Christoph Oetjen möchte die 
Anfrage vortragen. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich trage die Dringliche Anfrage der FDP-
Landtagsfraktion vor. 

Wie viele „Gefährder“ gibt es in Niedersachsen? 

Wie die Süddeutsche Zeitung am 9. Januar 2017 
berichtet hat, besitzen 224 der insgesamt 548 als 
„Gefährder“ eingestuften Islamisten in Deutschland 
keinen deutschen Pass. Außerdem sei bei 62 von 
ihnen ein Asylantrag abgelehnt worden.  

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesre-
gierung:  

1. Wie viele dieser Gefährder haben ihren Wohn-
sitz in Niedersachsen?  

2. Wie viele Gefährder aus Niedersachsen haben 
keinen deutschen Pass?  

3. Bei wie vielen davon ist ein Asylantrag abge-
lehnt worden?  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Landesregie-
rung antwortet Herr Innenminister Pistorius. Bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Den Erfolg der eigenen politischen Arbeit 
dieser Landesregierung und der sie tragenden 
Fraktionen kann man ja u. a. auch daran ablesen, 
wie verunsichert die Opposition ist, wenn sie sol-
che Auftritte wie heute Morgen braucht. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zurufe von der FDP: Was 
meinen Sie genau? Meinen Sie die 
Anfrage? Wollen Sie uns beschimp-
fen? Sie sind nicht einmal Abgeordne-

ter! - Weiterer Widerspruch von der 
CDU und von der FDP) 

Zur Dringlichen Anfrage: Mit Aufwachsen der An-
zahl der Gefährder im gesamten Bundesgebiet auf 
aktuell rund 570 Personen ist auch in Niedersach-
sen eine entsprechende Zunahme von Personen 
zu verzeichnen, die von der Polizei als Gefährder 
klassifiziert werden. 

Eine Einstufung einer Person als Gefährder erfolgt 
auf Grundlage eines bundeseinheitlichen Kriterien-
kataloges. Demnach ist eine Person ein Gefährder, 
wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfer-
tigen, dass sie politisch motivierte Straftaten von 
erheblicher Bedeutung, insbesondere im Sinne 
des § 100 a der Strafprozessordnung, begehen 
wird. 

Im konkreten Einzelfall werden alle vorhandenen 
Erkenntnisse der Sicherheitsbehörden, auch des 
Bundes und anderer Bundesländer, zu einer Per-
son zusammengetragen. Dabei machen die Si-
cherheitsbehörden die Erfahrung, dass die jeweili-
gen Radikalisierungsprozesse und individuellen 
Lebensläufe von Gefährdern sehr unterschiedlich 
sind. Im Ergebnis kann eine erstmalige Einstufung 
oder Fortsetzung einer Einstufung als Gefährder 
oder auch eine Abstufung bzw. Ausstufung erfol-
gen. 

Die nachhaltige Bekämpfung des islamistischen 
Terrorismus hat für die Landesregierung sowie für 
die niedersächsischen Sicherheitsbehörden einen 
zentralen Stellenwert und genießt höchste Priorität. 
Neben einer konsequenten Verfolgung von Strafta-
ten liegt ein besonderer Schwerpunkt auch auf der 
Verhinderung von Gefahrenlagen und einer nach-
haltigen Prävention. 

Ich kann Ihnen versichern, meine Damen und Her-
ren: Unsere Polizei in Niedersachsen ist bestens 
vorbereitet und aufgestellt. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Allerdings sind insbesondere zahlreiche terroristi-
sche Strafverfahren und Gefahrenermittlungsvor-
gänge natürlich auch eine hohe Herausforderung 
und eine Belastung für die Polizei. Umfangreiche 
und detaillierte Rahmenkonzepte und Handlungs-
empfehlungen auf nationaler und internationaler 
Ebene bilden die strategische Ausrichtung und 
definieren die erforderlichen Maßnahmen zur Be-
kämpfung des islamistischen Terrorismus und 
gewährleisten so ein hohes Maß an Handlungssi-
cherheit. 
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An dieser Stelle ist als gutes Beispiel der gemein-
same „Standardisierte Maßnahmenkatalog der nie-
dersächsischen Sicherheitsbehörden im Zusam-
menhang mit salafistischen Brennpunkten sowie 
Dschihadausreisenden und -rückkehrern“ von Poli-
zei und Verfassungsschutz in Niedersachsen zu 
nennen. 

Ich sage es ganz ausdrücklich, meine Damen und 
Herren: Ich vertraue auf die gute und enge Zu-
sammenarbeit zwischen Polizei und Verfassungs-
schutz zur Erkenntnisgewinnung und zum Informa-
tionsaustausch. Wichtig ist mir eine intensive Ver-
zahnung und Kooperation aller Akteure zur fortlau-
fenden Abstimmung und Weiterentwicklung der 
jeweiligen Interventions-, aber auch Präventions-
ansätze. Das Landeskriminalamt als Zentralstelle 
für den Polizeilichen Staatsschutz des Landes 
Niedersachsen spielt im Zusammenwirken mit dem 
Staatsschutz der Polizeidirektionen, aber natürlich 
auch dem Verfassungsschutz bei der Terrorismus-
bekämpfung eine wichtige Rolle. In Niedersachsen 
wird im Gemeinsamen Informations- und Analyse-
zentrum ein fachbezogener Informations- und Er-
kenntnisaustausch zwischen Polizei und Verfas-
sungsschutz gewährleistet. 

Herausragende Ermittlungssachverhalte und zahl-
reiche Gefahrenermittlungsvorgänge zeigen, wie 
unverzichtbar es ist, überregional und auch län-
derübergreifend zu agieren. Dadurch können In-
formationen so gebündelt und bewertet werden, 
dass die richtigen Einsatzmaßnahmen und Ermitt-
lungsschritte durchgeführt werden. 

Neben der straf- und gefahrenrechtlichen Betrach-
tung durch die Polizeibehörden werden die Er-
kenntnisse der Sicherheitsbehörden auch in der im 
MI eingerichteten AG Einzelfälle daraufhin unter-
sucht, welche frühzeitigen aufenthalts-, asyl-, 
staatsangehörigkeits- und passrechtlichen Maß-
nahmen zur Abwehr einer Gefährdung der inneren 
oder äußeren Sicherheit möglich sind. 

Unser Anspruch ist es, uns in der Terrorismusbe-
kämpfung in unserem Land und auch über die 
Landesgrenzen hinweg stets weiterzuentwickeln, 
um sich engagiert den neuen Herausforderungen 
zu stellen. Aus diesem Grund ist das LKA im ver-
gangenen Jahr in diesem Bereich personell um 18 
Stellen verstärkt worden. Darüber hinaus haben 
wir weitere 24 Dienstposten zur Verstärkung der 
Zentralen Kriminalinspektion geschaffen, die eine 
wichtige Unterstützung bei dem Erkennen von 
islamistischen Strukturen und Gefahren bilden und 

bei der erforderlichen Ermittlungsarbeit einen wich-
tigen Beitrag leisten. 

Von der Vernetzung und Bündelung der langjähri-
gen Kompetenzen und Erfahrungen aus der OK-
Bekämpfung mit denen des Polizeilichen Staats-
schutzes verspreche ich mir das bestmögliche 
Potenzial zur Bekämpfung der terroristischen Be-
drohung.  

Die Einrichtung dieser zentralen Ermittlungseinhei-
ten erfolgte übrigens auch vor dem Hintergrund, 
dass bei dem nach wie vor aufwachsenden Perso-
nenpotenzial an Gefährdern, relevanten Personen, 
Ausreisewilligen und Rückkehrern aus Dschihad-
gebieten sowie der steigenden Anzahl der zu be-
arbeitenden Gefahrenermittlungsvorgänge und 
Strafverfahren eine zentrale Bearbeitung aller Vor-
gänge durch das LKA ergänzt werden sollte und 
die Arbeit damit in der Fläche gestärkt wird. 

Neben dem reaktiven Verhalten ist die Kriminal-
prävention ein weiterer wichtiger Baustein in der 
Bekämpfung des islamistischen Terrorismus. Nur 
wenn wir es schaffen, Radikalisierungsprozesse 
frühzeitig zu erkennen und angemessen darauf zu 
reagieren, haben wir eine Chance, dem dschiha-
distischen und selbstmörderischen Gedankengut 
und Handeln entgegenzutreten. 

Aus diesem Grund wurde bereits im Jahr 2014 im 
LKA ein eigenständiger Bereich dafür geschaffen, 
die phänomenübergreifend ausgerichtete Präven-
tionsstelle „Politisch Motivierte Kriminalität 
(PPMK)“.  

Im Hinblick auf die Präventionsarbeit gegen den 
Islamismus hat die Niedersächsische Landesregie-
rung ferner am 5. Juli 2016 die Einrichtung der 
„Kompetenzstelle Islamismusprävention Nieder-
sachsen“ beschlossen. Die Kompetenzstelle bün-
delt, institutionalisiert und intensiviert unter der 
Leitung der Polizei und des Verfassungsschutzes 
die Aktivitäten und die bereits bestehende Vernet-
zung der Akteure im Bereich der Islamismusprä-
vention in Niedersachsen und dient ihnen als Ko-
ordinierungs- und Servicestelle. 

Dies vorausgeschickt, meine Damen und Herren, 
beantworte ich die Anfrage auf der Grundlage der 
Berichterstattung des LKA Niedersachsen namens 
der Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: Alle mit Stand vom 25. Januar 2017 
als Gefährder in Niedersachsen eingestufte 45 
Personen haben bzw. hatten ihren Wohnsitz in 
Niedersachsen. 
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Zu Frage 2: 17 Gefährder aus Niedersachsen ha-
ben keine deutsche Staatsangehörigkeit und sind 
somit nicht im Besitz deutscher Ausweispapiere. 
11 Gefährder haben neben der deutschen eine 
weitere Staatsangehörigkeit. 

Zu Frage 3: Bei 2 niedersächsischen Gefährdern 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit wurden 
Asylanträge abgelehnt.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister Pistorius. - Wir können 
in das Stellen der Zusatzfragen eintreten.  

Eine erste Zusatzfrage möchte Herr Kollege 
Dr. Stefan Birkner stellen. Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Minister, erlauben Sie 
mir zunächst den Hinweis, dass sich die Souverä-
nität eines Ministers auch darin zeigt, wie er mit 
Kritik und Nachfragen umgeht. Sie haben heute 
Morgen in eindrucksvoller Art und Weise bewie-
sen, dass Sie diese nicht aufweisen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -  
Ulrich Watermann [SPD]: Das gilt 
auch für ehemalige Minister!) 

Dies vorweggeschickt, frage ich Sie: Wie viele der 
Gefährder, die nicht im Besitz der deutschen 
Staatsangehörigkeit sind, sind denn ausreisepflich-
tig? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Dr. Birkner, keiner ist ausreisepflich-
tig.  

(Jens Nacke [CDU]: Na, wenn das 
mal stimmt!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt der 
Kollege Oetjen, FDP-Fraktion. Bitte sehr! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich hätte gern von der Landesregierung ge-
wusst, wie viele der niedersächsischen Gefährder 
Rückkehrer aus dem Dschihad sind?  

(Zustimmung bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Oetjen, etwa ein Drittel 
der genannten Zahl der Gefährder fällt unter diese 
Gruppe.  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt der 
Kollege Dr. Birkner.  

(Ulrich Watermann [SPD]: Mal sehen, 
ob er jetzt souverän ist!) 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Herr Minister, von wie vielen der in Nieder-
sachsen bekannten Gefährder ist der Aufenthalt 
unbekannt?  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU - Jörg Bode [FDP]: Ich glaube, 
der saß!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Minister, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es verhält sich ähnlich wie auf Bundes-
ebene und in anderen Ländern so, dass sich ver-
mutlich etwa die Hälfte im Ausland aufhält.  

(Jörg Bode [FDP]: Das war noch nicht 
die Antwort! - Christian Dürr [FDP]: 
Das ist der Aufenthalt aller bekannt, 
die in Deutschland sind?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage kommt 
wiederum vom Kollegen Oetjen.  

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Herr 
Adasch hat auch einen Zettel abge-
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geben! - Thomas Adasch [CDU]: Ich 
habe mich zu a gemeldet!) 

- Das „a“ auf dem Wortmeldezettel kann man auch 
wie ein „b“ lesen. - Herr Adasch, Sie sind jetzt 
dran! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich meine, dass es ein „a“ ist, was ich da eingetra-
gen habe, aber man kann das natürlich unter-
schiedlich interpretieren.  

Herr Minister, ich frage die Landesregierung, ob es 
Erkenntnisse gibt, wonach Gefährder hier in Nie-
dersachsen Kontakte zu Anis Amri hatten?  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön.  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Dazu liegen keine Erkenntnisse vor. 

(Jörg Bode [FDP]: Ach! - Jens Nacke 
[CDU]: Das kann auch heißen, dass 
keiner hingeschaut hat! Das haben 
wir gelernt!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön, Herr Minister. - Jetzt wäre dann der 
Kollege Oetjen wieder dran. Bitte!  

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Vor dem Hintergrund der Aus-
sage des Herrn Minister, dass sich vermutlich die 
Hälfte der Gefährder im Ausland aufhalten, hätte 
ich gern von der Landesregierung gewusst, welche 
Maßnahmen sie auf den Weg bringt, um den tat-
sächlichen Aufenthaltsort dieser Gefährder festzu-
stellen.  

(Zustimmung bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister Pistorius, bitte!  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das läuft über das BKA, über die Bundes-
behörden. Dazu haben wir als Landesbehörde 
keine Möglichkeiten. Im Übrigen weise ich noch 
einmal darauf hin, dass sich die Zahl der Gefähr-
der, die sich im Ausland aufhalten, deren Aufent-

halt nicht bekannt ist, in der gleichen Größenord-
nung bewegt wie auf Bundesebene und in den 
anderen Ländern. Das ist ein standardisierter Zu-
stand, würde ich sagen.  

(Christian Dürr [FDP]: Das heißt, Sie 
tun nichts zur Klärung des Aufenthalt-
sortes? - Jörg Bode [FDP]: Ein stan-
dardisierter Zustand!? - Christian Dürr 
[FDP]: Das nennt man in Deutschland 
einen standardisierten Zustand? Wir 
wissen nicht, wo die gefährlichen Leu-
te sind!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Ruhe bitte, meine Damen und 
Herren! - Die nächste Zusatzfrage stellt wiederum 
der Kollege Adasch. - Einen Moment, Herr Kollege 
Adasch! - Herr Dürr, Ihre Fraktion hat noch eine 
Frage gut. Sie können hier noch antreten. Jetzt ist 
aber Herr Adasch dran. Bitte! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Minister, ich frage die Landesregierung 
vor dem Hintergrund, dass der Bundesgesetzgeber 
gestern eine Regelung zur Einführung der soge-
nannten elektronischen Fußfessel angekündigt 
hat, wie diese sich von den Absichten hier im Lan-
de unterscheidet.  

(Zustimmung von Björn Thümler 
[CDU]) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke, Herr Kollege Adasch. - Der Minister ist ja 
geneigt, zu antworten, aber Sie sind mit dieser 
Frage schon recht weit weg von dem Inhalt der 
drei gestellten Fragen. Selbst wenn man die Vor-
bemerkung mit einbezieht: Wir müssen aufpassen, 
dass wir beim Thema bleiben.  

(Jens Nacke [CDU]: Es betrifft Ge-
fährder!) 

Herr Minister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Soweit ich den Gesetzentwurf des Bun-
deskabinetts kenne: Er ist den Plänen, die wir be-
reits formuliert haben, sehr ähnlich.  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Kollege Dr. Birkner! 
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Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Minister, wie viele der 
45 Gefährder, die Sie in Niedersachsen verorten, 
überwachen Sie? 

(Ulrich Watermann [SPD]: Wer und 
welcher Name? - Ottmar von Holtz 
[GRÜNE]: Wie alt? Wie groß? - Jens 
Nacke [CDU]: Die werden standardi-
siert überwacht!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wie Sie sich denken können, werden nicht 
alle 45 Gefährder rund um die Uhr observiert. Das 
versteht sich, glaube ich, von selbst. Es gibt stan-
dardisierte Maßnahmen im Einzelfall.  

(Lachen bei der CDU) 

- Die Antwort mag Ihnen nicht gefallen, aber es 
gibt ganz normale Vorgänge bei Gefährdern, mit 
denen wir so umgehen, wie es im Einzelfall ange-
zeigt ist. Jeder Einzelfall wird gesondert betrachtet.  

(Christian Dürr [FDP]: „Wie viele?“ 
war die Frage!) 

- Hören Sie doch einfach bis zum Ende zu! 

Von den genannten 45 sind, wie gesagt, etliche 
gerade nicht in Niedersachsen aufenthältlich. Bei 
den anderen gibt es keine durchgehende Obser-
vierung. Die genaue Zahl der Observierungen 
würde ich Ihnen gerne nachreichen.  

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE] - Ulf Thiele [CDU]: Jedes 
Mal, wenn er etwas nicht weiß, redet 
er von Standardisierung! Das gibt’s 
doch gar nicht! - Christian Dürr [FDP]: 
Sie wissen nicht, wie viele überwacht 
werden? - Jens Nacke [CDU]: Woher 
wissen Sie denn dann, dass die noch 
da sind, wenn Sie die nicht observie-
ren?) 

Präsident Bernd Busemann: 

Die nächste Zusatzfrage stellt wiederum Herr Kol-
lege Adasch. Bitte sehr! 

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Minister, ich frage die Landesregierung: 
Wer legt gegenwärtig konkret fest, wer ein Gefähr-
der ist?  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Innenminister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das tut das Landeskriminalamt.  

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt noch 
einmal Herr Adasch.  

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Minister, Sie haben ja, wie der Bund 
auch, angekündigt, die elektronische Fußfessel 
einzuführen. Wann konkret soll das hier in Nieder-
sachsen geschehen? 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Vorschläge, die wir der Öffentlichkeit 
vorgestellt haben, sind mit den Regierungsfraktio-
nen abgestimmt. Die Regierungsfraktionen ent-
scheiden selbst darüber, wann sie diese Vorschlä-
ge in Form von Gesetzen oder Änderungsanträgen 
in das parlamentarische Verfahren einbringen. Ich 
gehe davon aus, dass das bald passiert und das 
Gesetz planmäßig verabschiedet werden kann.  

(Ulf Thiele [CDU]: Was ist das für ein 
Parlamentsverständnis? - Gegenruf 
von Petra Tiemann [SPD]: Was das 
für ein Parlamentsverständnis ist? 
Das ist das richtige Parlamentsver-
ständnis! Wer verabschiedet denn 
Gesetze?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Ruhe, bitte! Frau Tiemann, Sie 
haben noch ein paar Wortmeldungen gut.  

Nun noch einmal, zum fünften und letzten Mal, 
Kollege Adasch. Bitte! 
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Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Minister, ich knüpfe direkt an das eben 
von Ihnen Gesagte an. Ich bin schon einigerma-
ßen verwundert: Sie haben vollmundig erklärt, 
dass die elektronische Fußfessel eingeführt wird, 
und jetzt können Sie zum konkreten Zeitplan hier 
nichts sagen.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Wie war 
das mit den Vorbemerkungen, Herr 
Präsident?) 

Sagen Sie doch mal ganz konkret, wie das weiter-
gehen soll.  

(Zurufe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Minister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren!  

(Unruhe) 

Präsident Bernd Busemann: 
Einen Moment, Herr Minister! - Herr Watermann, 
Ihre Fraktion kann noch fünf Zusatzfragen stellen.  

(Heinz Rolfes [CDU]: Die dürfen nicht! 
- Lachen bei der SPD - Gegenruf von 
Petra Tiemann [SPD]: Herr Rolfes ist 
auch schon da!) 

- Herr Kollege Rolfes! - Jetzt redet nur einer, und 
zwar der Minister. Bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es wäre vermessen, wenn ich versuchte, 
in den parlamentarischen Beratungsablauf einzu-
greifen.  

(Zustimmung von Bernd Lynack [SPD]) 

Die Fraktionen haben die Vorschläge vorliegen; sie 
sind mit ihnen abgestimmt. Sie entscheiden, wie 
das Verfahren weitergeht und wann die entspre-
chenden Formulierungen in das Verfahren einge-
speist werden. Das habe ich nicht zu entscheiden 
und nicht vorzugeben. Deswegen bin ich der fal-
sche Adressat für die Frage, wann das passieren 
wird.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Johanne Modder [SPD]: 

Das haben die immer anders ge-
macht!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön, Herr Minister. - Weitere Wortmel-
dungen zu diesem Komplex liegen mir nicht vor.  

Wir können übergehen zu  

b) Pannen oder Angst? - Warum wurde den 
Hinweisen auf hundertfachen Sozialbetrug 
nicht schnell und konsequent nachgegangen? - 
Anfrage der Fraktion der CDU - Drs. 17/7318  

Die Frage wird eingebracht von unserer Kollegin 
Editha Lorberg. Bitte sehr! 

Editha Lorberg (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der NDR berichtete am 22. Januar 2017 über 
mehrere Hundert Fälle von Sozialleistungsbetrug 
am Standort Braunschweig der Landesaufnahme-
behörde (LAB).  

Eine ehemalige Mitarbeiterin der Landesaufnah-
mebehörde warf in der Sendung der Leitung des 
Standortes der LAB vor, dass von ihr gesammelte 
Hinweise auf Sozialbetrug ignoriert wurden. Sie 
hatte zusammen mit einer Kollegin zunächst im 
Januar 2016  30 Fälle und später im Mai 520 Fälle 
von mutmaßlichem Sozialbetrug durch Asylbewer-
ber in Ordnern zusammengestellt. Diese sollen 
sich mehrfach mit unterschiedlichen Namen und 
leicht verändertem Aussehen als Asylbewerber 
registriert und Leistungen bezogen haben. Die 
Leitung des Standortes soll ihr dies später unter-
sagt haben und sie angewiesen haben, die Unter-
lagen in den Keller zu bringen. Ihre direkten Chefs 
sollen gesagt haben, dass man nichts damit tun 
werde.  

Sie wandte sich an die Polizei. Am 25. Mai 2016 
wurde sie wegen „nicht autorisierten Verhaltens“ 
zwei Wochen vor dem Ablauf ihres befristeten 
Arbeitsverhältnisses freigestellt. Der NDR fragt in 
seiner Berichterstattung, ob die Behörde nicht 
wollte, dass diese Fälle aufgedeckt werden. 

Das Innenministerium bestreitet die im NDR ge-
machten Vorwürfe im Wesentlichen. Demnach 
habe es Fehler bei der Kommunikation gegeben. 
Man hätte sich außerdem ein anderes Vorgehen 
gewünscht. Eine Vertuschung der Fälle sei aber zu 
keinem Zeitpunkt angestrebt worden. In einer 
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Pressekonferenz bezifferte das Innenministerium 
den durchschnittlichen Schaden je Fall auf 15 000 
bis 20 000 Euro. 

In der Unterrichtung des Innenausschusses am 
27. Januar 2017 trug die Landesregierung vor, 
dass der Standortleiter damit Probleme gehabt 
habe, dass alle gesammelten Fälle ausschließlich 
Sudanesen betroffen hätten. Er befürchtete dem-
nach den Vorwurf, diese vorzuverurteilen. 

Ich frage die Landesregierung:  

1. Wer wurde im Innenministerium zu welchem 
Zeitpunkt von wem über welche Details des Sach-
verhaltes informiert? 

2. Welche Anweisungen hatte die Mitarbeiterin im 
Februar 2016 von wem im Zusammenhang mit den 
von ihr gefundenen Verdachtsfällen erhalten? 

3. Was weiß die Landesregierung über den Auf-
enthaltsort der mutmaßlichen Täter in den 520 
Verdachtsfällen des Sozialleistungsbetruges? 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Ich denke, auch in 
diesem Fall ist der Innenminister gefordert. Herr 
Pistorius, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Aufklärung von Mehrfachidentitäten 
und von möglichem Sozialleistungsbetrug durch 
Asylsuchende sind immer schon zentrale Anliegen 
des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres 
und Sport und der ihm nachgeordneten Behörden. 
Daher sind entsprechende Maßnahmen zur Aufklä-
rung dieser Fälle bereits frühzeitig eingeleitet und 
verstärkt worden. 

Ich möchte auch an dieser Stelle zunächst den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landesauf-
nahmebehörde für ihre Arbeit nochmals herzlich 
danken. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Sie haben in einer absoluten Ausnahmesituation, 
in der bis zu 2 000 Flüchtlinge pro Tag nach Nie-
dersachsen kamen, hervorragende Arbeit geleistet 
und dazu beigetragen, eine Obdachlosigkeit von 
Flüchtlingen zu verhindern. 

Angesichts dieser Leistung finde ich es sehr be-
dauerlich, wenn auf dem Rücken aller Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der LAB NI pauschale Kritik 
geübt wird.  

(Ulf Thiele [CDU]: Kein Mensch macht 
das! - Weitere Zurufe von der CDU) 

Viele scheinen aktuell zu vergessen, wie die Situa-
tion von Sommer 2015 bis Frühjahr 2016 während 
des enormen Zuzugs von Flüchtlingen war. In den 
Erstaufnahmeeinrichtungen mussten Menschen 
teilweise in den Gängen und Büros untergebracht 
werden, weil keine Räume mehr vorhanden waren. 
Der Innenausschuss des Landtages war im Okto-
ber 2015 zu Besuch in Braunschweig und lobte 
einmütig die dort geleistete Arbeit. Die Überschrift 
in der Braunschweiger Zeitung lautete seinerzeit - 
ich wiederhole sie gerne -: „Politiker loben LAB: 
Schwierige Lage wird gut gemanagt“.  

Die jetzt geäußerte unverhältnismäßige Kritik an 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und den dort 
Verantwortlichen erscheint mir scheinheilig.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Angelika Jahns [CDU]: 
Das hat damit gar nichts zu tun! - Edi-
tha Lorberg [CDU]: Sie lenken ab, 
Herr Minister! - Ulf Thiele [CDU]: Kein 
Mensch kritisiert die Mitarbeiter! Wir 
loben die Mitarbeiter!) 

Die Landesaufnahmebehörde Niedersachsen hat 
bereits in der Vergangenheit entsprechende Ver-
dachtsfälle immer und sofort den zuständigen Poli-
zeidienststellen gemeldet. Auch die in der von der 
fragestellenden Fraktion zitierten Berichterstattung 
dargestellten Fälle wurden vollständig der zustän-
digen Polizei in Braunschweig übergeben.  

Mit Schaffung der rechtlichen und technischen 
Voraussetzungen für ein einheitliches Identitäts-
management durch das Datenaustauschverbesse-
rungsgesetz, für das ich mich mit anderen Kolle-
gen auf Bundes- und Länderebene frühzeitig ein-
gesetzt und das ich u. a. im Kanzleramt mitver-
handelt habe und das im Februar 2016 in Kraft 
trat, wird eine eindeutige Identifizierung von Asyl-
suchenden ab dem ersten Kontakt und nicht, wie 
bisher, erst bei Asylantragstellung beim Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge sichergestellt. - 
Ich will das noch einmal unterstreichen: Bis dahin 
gab es eine geordnete Registrierung und Erfas-
sung von Fingerabdrücken durch das BAMF erst 
bei Asylantragstellung. Wir alle wissen, wie viel 
Zeit bisweilen dazwischen lag.  
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Alle Flüchtlinge werden seitdem unmittelbar nach 
ihrer Ankunft durch das BAMF oder seit April 2016 
auch durch die Landesaufnahmebehörde elektro-
nisch registriert, weshalb Fälle wie die vorliegen-
den heutzutage bereits praktisch ausgeschlossen 
sind. Hierfür stehen der Landesaufnahmebehörde 
entsprechende technische Geräte, sogenannte 
Personalisierungsinfrastrukturkomponenten, abge-
kürzt PIK, zur Verfügung, die u. a. mit Fingerab-
druckscannern ausgestattet sind. Sämtliche Da-
tensätze einschließlich der Fingerabdrücke werden 
bundeseinheitlich an zentraler Stelle im Ausländer-
zentralregister gespeichert. Die Fingerabdrücke 
werden mittels Fast-ID mit den im Automatischen 
Fingerabdruckidentifizierungssystem für Ausländer 
gespeicherten Fingerabdrücken verglichen. Damit 
ist sichergestellt, dass keine Registrierungen unter 
verschiedenen Personalien mehr möglich sind. 
Außerdem wird mit diesem Verfahren ein systema-
tisches Vorgehen zur Aufklärung von Mehrfachre-
gistrierungen gewährleistet, ohne z. B. anhand 
eines manuellen Abgleichs von Fotos die Nadel im 
Heuhaufen suchen zu müssen.  

Da für die Landesregierung ein solides Identitäts-
management bereits am Anfang der Flüchtlings-
bewegung im Herbst 2015 von herausragender 
Bedeutung war, war bereits im Oktober 2015 in 
einem Pilotverfahren - Niedersachsen war hier 
übrigens eines der ersten Bundesländer - mit dem 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in der 
Erstaufnahmeeinrichtung Bramsche der Landes-
aufnahmebehörde eine sogenannte Bearbeitungs-
straße eingerichtet worden. In dieser wurde die 
Registrierung im System „Erstverteilung der Asyl-
begehrenden“ - EASY - und in der Niedersächsi-
schen Ausländersoftware - NIAS - durch Landes-
personal und die ED-Behandlung im Bundessys-
tem MARIS durch Bundespersonal zeitgleich in 
einem Büro vorgenommen. Darüber hinaus wurde 
seitens der Polizeidirektion Braunschweig im Feb-
ruar 2016 die Erstaufnahmeeinrichtung Braun-
schweig der Landesaufnahmebehörde durch den 
Einsatz von sogenannten Live-Scan-Geräten un-
terstützt.  

Die Landesaufnahmebehörde arbeitet aktiv und 
erfolgreich an der Aufklärung von Mehrfachidenti-
täten. So hatte sie hierzu bereits im Herbst 2016 
eine Projektgruppe eingesetzt, die ein Verfahren 
entwickelt hat, um die Nutzung von Mehrfachidenti-
täten in der Vergangenheit aufzuklären und seit 
Einführung des einheitlichen Identitätsmanage-
ments erkannte Mehrfachidentitäten effektiv und 
effizient zu bearbeiten. Das Verfahren wurde vom 

Niedersächsischen Ministerium für Inneres und 
Sport gebilligt und wird von der Landesaufnahme-
behörde umgesetzt.  

An allen Erstaufnahmeeinrichtungen werden nun-
mehr besonders zuständige Sachbearbeiterinnen 
und Sachbearbeiter für die Thematik Mehrfach-
identitäten eingesetzt. Durch diese vorbildhafte 
Einrichtung konnten zwischenzeitlich etliche Fälle 
von Sozialleistungsbetrug aufgedeckt werden. 
Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden 
darüber hinaus mit Vertretern der Polizei in einer 
Expertengruppe zusammenarbeiten, um nieder-
sachsenweit entsprechenden Verdachtsfällen 
nachzugehen. Durch diese Vernetzung eben aller 
Fachleute soll sichergestellt werden, dass in die-
sen Fällen überall und umfassend reagiert werden 
kann - eine, soweit hier bekannt, deutschlandweit 
einzigartige Einrichtung aus Sicht der Landesregie-
rung mit Vorbildcharter.  

Bereits seit Frühsommer 2016 arbeitet das Land 
Niedersachsen zudem mit den zuständigen kom-
munalen Ausländerbehörden und dem BAMF zu-
sammen, um auch diejenigen erkennungsdienst-
lich zu erfassen, die zwar seit Herbst 2015 im 
EASY-System des Bundes registriert worden wa-
ren - aber eben nur dort -, aber nach dem damali-
gen etablierten Verfahren durch das zuständige 
BAMF noch nicht erkennungsdienstlich behandelt 
worden waren und einen Asylantrag stellen konn-
ten. Das ist der sogenannte EASY-Gap.  

Um diese Lücke zu schließen, unterstützte das 
Land Niedersachsen das BAMF frühzeitig insbe-
sondere bei der Kommunikation mit den Auslän-
derbehörden, der Ladung und der Beförderung 
dieser bereits auf die Kommunen verteilten Perso-
nen zur Antragstellung. Personen, die dieser Ein-
ladung nicht nachkommen konnten bzw. nicht 
nachgekommen sind, wurden vom zuständigen 
BAMF ein zweites Mal persönlich eingeladen. Bei 
Personen, die auch nach dieser zweiten Aufforde-
rung nicht zur Asylantragstellung erschienen sind, 
wird das Asylverfahren vom BAMF eingestellt. Die 
Betroffenen werden damit ausreisepflichtig.  

Die nunmehr zuständigen kommunalen Auslän-
derbehörden ergreifen, gegebenenfalls in Zusam-
menarbeit mit der Polizei, die weiteren aufenthalts-
rechtlichen Maßnahmen, wozu auch die nachträg-
liche erkennungsdienstliche Behandlung zählt. Sie 
werden hierbei ebenfalls vom Niedersächsischen 
Ministerium für Inneres und Sport unterstützt.  
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Damit zeigt sich, meine Damen und Herren, dass 
die Landesaufnahmebehörde Niedersachsen ein 
ganz eigenes, originäres Interesse daran hat, Fälle 
von Sozialleistungsbetrug durch Mehrfachidentitä-
ten aufzuklären, und zwar durch ein gut organisier-
tes systematisches Vorgehen.  

Die eigenmächtige Ermittlungsarbeit der Be-
schwerdeführerin war - das habe ich bereits be-
tont - im Endeffekt hilfreich, wofür ich ihr auch aus-
drücklich danken möchte. Sie war aber auch leider 
auf den Zufall gebaut, weil es eine Kollegin gab, 
die sich in besonderer Weise Gesichter merken 
kann. Da die Ereignisse rund um dieses Thema 
aktuell Gegenstand dienst- und strafrechtlicher 
Ermittlungsverfahren sind, werde ich mir nach dem 
Abschluss überlegen, inwiefern ich oder mein 
Haus mit der Beschwerdeführerin in Kontakt trete.  

Zu Frage 1: Im Juni 2016 informierte die damalige 
Behördenleiterin der Landesaufnahmebehörde 
Niedersachsen die damalige Leiterin des für die 
Fachaufsicht über die Landesaufnahmebehörde 
Niedersachsen zuständigen Referats, dass der 
Standort Braunschweig der Landesaufnahmebe-
hörde Niedersachsen Akten an die Polizei überge-
ben habe. Dass Akten von einer Behörde an eine 
andere Behörde übergeben werden, stellt einen 
Routinevorgang innerhalb einer Verwaltung dar. 
Daher bestand seinerzeit seitens der Fachaufsicht 
keine erkennbare Notwendigkeit, weitere Schritte 
einzuleiten.  

Der konkrete Vorwurf der Vertuschung wurde im 
Ministerium für Inneres und Sport im Dezember 
2016 über die Beschwerde der ehemaligen Zeitar-
beitsfirma-Mitarbeiterin in der Landesaufnahmebe-
hörde bekannt. Die Beschwerdeführerin nahm 
erstmals am 7. Dezember 2016 telefonisch Kontakt 
zu der von der Landesregierung für derartige Fälle 
eingerichteten Beschwerdestelle für Bürgerinnen 
und Bürger und Polizei auf. Aufgrund des Umfangs 
und der Komplexität der Schilderungen wurde sie 
gebeten, ihr Anliegen schriftlich vorzutragen. Ihr 
auf den 8. Dezember datiertes Schreiben über-
sandte die Beschwerdeführerin am Freitag, dem 
9. Dezember, per E-Mail persönlich an die Be-
schäftigte der Beschwerdestelle, mit der sie zuvor 
telefonischen Kontakt gehabt hatte. Das Schreiben 
wurde am 9. Dezember, also am selben Tag, der 
Leiterin der Beschwerdestelle vorgelegt und be-
wertet. Es erfolgte noch am selben Tage elektro-
nisch eine Vorlage an den Beauftragten für Be-
schwerdemanagement und Museum Friedland, der 
aufgrund eines ganztägigen dienstlichen Termins 
am 9. Dezember ortsabwesend war.  

Am Montag, dem 12. Dezember, fand eine interne 
Besprechung zwischen dem Beauftragten für Be-
schwerdemanagement und Museum Friedland und 
der Leiterin der Beschwerdestelle statt. Im An-
schluss daran erfolgte die Vorlage des Schreibens 
der Beschwerdeführerin bei Herrn Staatssekretär 
Manke auf elektronischem Wege. Der Herr Staats-
sekretär verfügte ebenfalls elektronisch noch am 
selben Tage Rücksprache mit der Leitung der Be-
schwerdestelle und leitete das Schreiben zugleich 
an den zuständigen Abteilungsleiter 1 und die Re-
feratsleiterin des Fachaufsichtsreferates im MI 
weiter.  

Die Leiterin der Beschwerdestelle vereinbarte da-
raufhin noch im Laufe des 12. Dezember, also des 
gleichen Tages, mit dem Vorzimmer des Staats-
sekretärs einen Termin für eine telefonische Be-
sprechung, die am Vormittag des 13. Dezember 
stattfand.  

Am 13. Dezember bat die Beschwerdestelle die 
Abteilung 1 des Innenministeriums auf elektroni-
schem Wege um eine Stellungnahme, die neben 
der Stellungnahme der betroffenen Beschäftigten 
auch die Bewertung der jeweiligen Dienststelle 
enthalten sollte. In diesem Zusammenhang erhiel-
ten sowohl der zuständige Sachbearbeiter wie 
auch der stellvertretende Referatsleiter des Fach-
aufsichtsreferates Kenntnis von der Beschwerde. 
Eine erste Stellungnahme der Referatsleiterin des 
Fachaufsichtsreferates lag noch am 13. Dezember 
vor. Diese Stellungnahme wurde dann auch der 
Pressestelle zugeleitet. 

Infolge der Presseberichterstattung am 2. Januar 
2017 wurde die Polizeidirektion Braunschweig 
gebeten, der Abteilung 2, Referat 23, einen Sach-
stand zu den Ermittlungen der Polizeiinspektion 
Braunschweig Soko Zerm in Fällen des Sozialleis-
tungsbetrugs durch Flüchtlinge bzw. Asylbewerber 
mit Frist 4. Januar mitzuteilen. 

Im Zuge dieser Anfrage wurde ferner über die hie-
sige Beschwerdestelle bekannt, dass zu diesem 
Sachverhalt bereits eine Beschwerde durch die 
Abteilung 1 in Bearbeitung war. 

Herrn Minister Pistorius wurde der Sachverhalt mit 
dem Vorwurf der Vertuschung zuerst am 
22. Januar durch die Presseberichterstattungen 
bekannt. Am 23. Januar gab es direkt im An-
schluss an die Morgenlage des Ministers eine ers-
te Unterrichtung des Ministers zu diesem Thema. 
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Zu Frage 2: Die dienstlichen Erklärungen zu die-
sem Fragegegenstand sind im Ausschuss für Inne-
res und Sport am 27. Januar 2017 in vertraulicher 
Sitzung mitgeteilt worden. Diese Frage ist darüber 
hinaus Gegenstand laufender Disziplinarverfahren. 
Die Ermittlungen in diesen förmlichen Verfahren 
sind daher abzuwarten. 

Zu Frage 3: Die Zahlen basieren auf einer Bericht-
erstattung der Polizeidirektion Braunschweig vom 
31. Januar 2017. Die insgesamt acht Aktenordner 
umfassenden Dokumente enthielten 520 Ver-
dachtsfälle des Sozialleistungsbetrugs durch 
Flüchtlinge bzw. Asylsuchende. 

Wie viele Einzeltäter sich im Einzelnen dahinter 
verbergen, kann heute noch nicht abschließend 
beantwortet werden. Bislang wurden 154 straf-
rechtlich relevante Sachverhalte identifiziert. Da-
von wurden bislang 13 Vorgänge aufgrund eines 
nicht ermittelbaren Aufenthaltsortes an die Staats-
anwaltschaft Braunschweig abgegeben. Die Sich-
tung und Ausweitung der weiteren Unterlagen 
dauert aktuell an. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Es gibt den Wunsch 
nach Zusatzfragen. Es beginnt Frau Kollegin Lor-
berg von der CDU-Fraktion. Bitte! 

Editha Lorberg (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich frage die Lan-
desregierung: Wurden alle hier angesprochenen 
Fälle von Sozialhilfebetrug in der LAB NI in Braun-
schweig begangen, haben also die Mehrfachregist-
rierungen ausschließlich in Braunschweig stattge-
funden? 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Lorberg, nach meinem 
Kenntnisstand nein, nicht nur in Braunschweig. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! - Jens 
Nacke [CDU]: Sondern?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Kollege Oetjen. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Herr Minister! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Sehr geehrter Herr Präsident! Vor dem Hintergrund 
der Tatsache, dass es am 11. November 2015 
Leitlinien des Landespolizeipräsidiums im Kontext 
der Zuwanderung von Flüchtlingen gab, bei denen 
es um eine temporäre Zurückstellung, eine Redu-
zierung von Maßnahmen in nicht priorisierten Auf-
gabenbereichen ging - ich erinnere daran, damals 
war die Polizei sehr überlastet und ging es darum, 
dass bestimmte Delikte von der Polizei nicht mehr 
verfolgt werden sollten -, frage ich: Gab es eine 
solche oder eine ähnliche Leitlinie auch in der 
Landesaufnahmebehörde, die dazu geführt hat, 
dass die Straftaten letzten Endes nicht verfolgt 
wurden? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Oetjen, eine solche 
Leitlinie, dienstliche Anweisung oder Vergleichba-
res hat es aus dem Innenministerium heraus we-
der schriftlich noch mündlich gegeben. 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt wie-
derum Kollegin Lorberg. 

Editha Lorberg (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich frage die Landesregierung: In welchen Lan-
desaufnahmebehörden hat es noch weitere Be-
trugsfälle gegeben, die Sie hier eben angespro-
chen haben, Herr Minister? 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Minister Pistorius, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es hat an allen Standorten solche Fälle 
gegeben. 
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(Zuruf von der CDU: An allen? - Jens 
Nacke [CDU]: „Das wissen wir nicht, 
darum hat sich niemand gekümmert!“ 
- Mann, Mann, Mann!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Die nächste Zusatzfrage stellt Kollege Dr. Birkner. 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Minister, vor dem Hin-
tergrund, dass Sie gerade eingeräumt haben, dass 
es das an allen Standorten in ähnlicher Weise 
gegeben hat, frage ich die Landesregierung: Wie 
viele entsprechende Vorfälle sind Ihnen insgesamt 
für das Land Niedersachsen bekannt?  

(Christian Dürr [FDP]: Eine sehr gute 
Frage!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön.  

(Christian Dürr [FDP]: Die Antwort lau-
tet: Das sind standardisierte Verfah-
ren! - Weitere Zurufe) 

- Herr Dürr! - Einen Moment! 

Herr Minister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich weiß, Sie amüsieren sich über das 
Wort „standardisiert“. Aber es gibt in der deutschen 
Verwaltung nun einmal Verfahren, um geordnete 
Abläufe garantieren zu können.  

(Zurufe von Jens Nacke [CDU] und 
Reinhold Hilbers [CDU]) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Minister, einen Moment! - Herr Hilbers, Sie 
können gerne Fragen stellen, Herr Nacke kann das 
genauso und alle anderen auch. Aber es antwortet 
jetzt nur einer, Herr Nacke. 

(Zuruf von der FDP: Die Abläufe 
scheinen nicht sehr geordnet gewe-
sen zu sein!) 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Wir reden hier nicht über die Ausreise von Gefähr-
dern. Wir reden hier über Sozialleistungsbetrug. 
Das sind zwei verschiedene Sachverhalte. Sie 

sollten bitte die Dinge nicht miteinander vermi-
schen. 

(Christian Dürr [FDP]: Sie haben es 
doch vorhin eingeführt, Herr Minister!) 

Es gibt ein klar abgestimmtes Verfahren zwischen 
der Landesaufnahmebehörde und den Polizei-
dienststellen. Wenn Sie mir zugehört hätten - was 
Sie bestimmt getan haben -, hätten Sie in der Be-
antwortung der Dringlichen Anfrage genau das 
gehört, dass es nämlich diese Verfahren gibt. 

Jeder Fall, der bekannt wird - in der Anfangszeit 
wurden jede Woche Fälle bekannt -, wird unmittel-
bar der Polizei übergeben - unmittelbar, sobald er 
bekannt wird. 

(Christian Dürr [FDP]: Wie viele?) 

Das ist ein standardisierter Vorgang, meine Damen 
und Herren. 

(Jens Nacke [CDU]: Die sind im Keller!) 

Wenn die Landesaufnahmebehörde von einem 
Fall hört, dann geht dieser Fall unmittelbar an die 
Polizei. 

(Jens Nacke [CDU]: Wie viele?) 

Wenn die betreffende Person in der Landesauf-
nahmebehörde sogar noch anwesend ist, wird die 
Polizei sogar sofort hinzugezogen, um die entspre-
chende Person sofort festzusetzen bzw. die ent-
sprechenden Maßnahmen einzuleiten. 

(Jens Nacke [CDU]: Wie viele?) 

Das ist ein ganz normaler Vorgang, meine Damen 
und Herren.  

(Zurufe von der FDP: Wie viele Fälle?) 

- Diese Fälle müsste ich abfragen. Das sind im 
Zweifel mehrere Dutzend oder Hundert. Keine 
Ahnung. Das wird ermittelt. Das bekommen Sie. 

(Ulf Thiele [CDU]: Ja, das müssen Sie 
wohl! - Weitere Zurufe) 

- Regen Sie sich doch nicht so künstlich auf! Sie 
kriegen das schriftlich nachgereicht. 

(Christian Dürr [FDP]: Wieso bereiten 
Sie sich auf solch eine Fragestunde 
denn nicht vor? Bereiten Sie sich ge-
fälligst vor auf eine Fragestunde! Das 
ist unerträglich, Herr Minister! - Jens 
Nacke [CDU]: Aber anständige kon-
krete Zahlen - nicht so wie beim letz-
ten Mal! - Weitere Zurufe) 
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Präsident Bernd Busemann: 
Herr Dürr! - Jetzt ist wiederum Kollegin Lorberg 
dran. 

Editha Lorberg (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich frage die Landesregierung: Wann hat Herr 
Minister Pistorius oder sein Staatssekretär Kennt-
nis von den Sozialhilfebetrugsfällen in Braun-
schweig oder in anderen - - - 

(Zuruf von der SPD: Die Frage ist 
schon beantwortet worden!) 

- Nein, das ist noch gar nicht beantwortet worden! 

(Christian Dürr [FDP]: Richtig!) 

Ich frage präzise nach dem Minister und nach dem 
Staatssekretär, wann diese beiden Personen 
Kenntnis von den Sozialhilfebetrugsfällen, von der 
Existenz der Akten erhalten haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Minister, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Lorberg, ich habe es in 
meiner Beantwortung sehr deutlich gesagt. Ich 
habe durch die Medienberichterstattung am 2. Ja-
nuar von den Betrugsvorwürfen, von dem Verdacht 
des Sozialleistungsbetrugs erfahren.  

Von dem Verdacht oder von dem Vorwurf, dass es 
dabei zu Vertuschungen gekommen sei, habe ich 
durch die Medienberichterstattung am 22. Januar 
erfahren. Das sind zwei unterschiedliche Ebenen 
des gleichen Sachverhalts - um es noch einmal 
sehr deutlich zu sagen. 

(Editha Lorberg [CDU]: Danach habe 
ich gar nicht gefragt!) 

Herr Staatssekretär Manke hat, wie ich ebenfalls 
ausgeführt habe, durch die Beschwerde, die am 
9. Dezember - jetzt aus der Erinnerung; ich habe 
es ja vorgetragen - im Innenministerium eingegan-
gen ist, Kenntnis erlangt.  

(Editha Lorberg [CDU]: Danach habe 
ich nicht gefragt!) 

- Wonach haben Sie denn gefragt? 

(Editha Lorberg [CDU]: Ich habe ge-
fragt, wann Sie Kenntnis von der Exis-

tenz der Akten erhalten haben, nicht 
von den Vertuschungen!) 

- Von den Akten habe ich auch erst danach Kennt-
nis erlangt, also nach dem 22. Januar. Vorher hat-
te ich keine Kenntnis davon, dass Akten von einer 
Behörde an die andere weitergeleitet worden sind. 
Meine Damen und Herren, ich hatte aber auch viel 
zu tun. Wenn ich über jeden Stapel Akten, der von 
der Behörde A zur Behörde B übergeben worden 
ist, informiert worden wäre - - - 

(Zurufe von der CDU) 

- Frau Lorberg, mit etwas mehr Verwaltungserfah-
rung wüssten Sie das auch.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Ulf Thiele [CDU]: Sie 
wussten anderthalb Monate vorher 
davon, dass es eine solche Be-
schwerde gibt! Das darf doch nicht 
wahr sein! - Zuruf von der CDU: Die 
Frage richtete sich nach dem Staats-
sekretär!)  

Präsident Bernd Busemann: 
Herr Thiele, Herr Nacke, wollen Sie Fragen stel-
len? 

(Zuruf von Jens Nacke [CDU]) 

- Herr Nacke, das wird hier nicht auspalavert. Jetzt 
ist es gut gewesen! 

(Zuruf: Schön beantwortet! - Minister 
Boris Pistorius: Ich kann das gerne 
nachtragen! - Jens Nacke [CDU]: Der 
Minister hat sich gerade zu Wort ge-
meldet!) 

- Wollen Sie Ihre Antwort ergänzen? - Bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr 
geehrter Herr Nacke, um die Frage nachträglich zu 
beantworten: Herr Staatssekretär Nacke hat, wie 
er mir gerade versicherte - - - 

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei der 
CDU und bei der FDP - Christian Dürr 
[FDP]: Das hätten Sie wohl gern! Das 
wird er wohl nicht machen, glaube ich! 
- Zuruf: Jawohl!) 

- Ich muss ja zugeben: Lieber ein Staatssekretär 
Nacke als ein Innenminister Nacke! Aber lassen 
wir das! 
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(Jens Nacke [CDU]: Dann würde bei 
Ihnen auch einiges laufen, Herr Minis-
ter!) 

- Ja, Herr Nacke. Aber zumindest hätten wir beide 
viel Spaß im Innenministerium. Davon bin ich fest 
überzeugt. 

Aber Spaß beiseite. Herr Staatssekretär Manke hat 
im Zuge der Aufarbeitung der Beschwerde, die im 
Dezember eingegangen ist, von der Übergabe der 
Akten an das Ministerium im Sommer erfahren. 

(Christian Dürr [FDP]: Im Dezember? 
Und Sie wussten erst im Januar da-
von!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Oetjen, jetzt sind Sie dran. 
Bitte! 

(Unruhe) 

- Und Ruhe! 

(Jens Nacke [CDU]: Das war kein 
Thema? Hundertfacher Betrug, vier-
einhalb Millionen, und das war für den 
Staatssekretär kein Thema, das mit 
dem Minister zu besprechen? Das ist 
doch so was von unglaubwürdig! Wer 
soll denn das glauben?) 

- Herr Nacke! 

(Jens Nacke [CDU]: Nichts hören, 
nichts sehen, nichts sagen! Aber die-
sen Vergleich darf ich wahrscheinlich 
auch nicht bringen! - Weitere Zurufe - 
Unruhe) 

- Soll ich die Sitzung jetzt unterbrechen, damit Sie 
sich austauschen können? 

(Zuruf: Gerne! - Jens Nacke [CDU]: 
Junge, Junge, da muss einem ja 
Angst und Bange werden bei diesem 
Minister!) 

- Herr Kollege Oetjen ist dran und sonst keiner! 
Weiter geht es! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister, vor 
dem Hintergrund Ihrer Aussage, dass Verdachts-
fälle aus der Landesaufnahmebehörde unmittelbar 
an die Polizei gegeben werden, frage ich Sie: Hal-
ten Sie es für korrekt, dass die Verdachtsfälle, die 

von der betreffenden Mitarbeiterin im Januar auf-
gearbeitet worden sind, bis Ende Mai beim Leiter 
des Standorts in Braunschweig zur Vorprüfung 
gelegen haben? Halten Sie es für korrekt, dass 
Vorprüfungen möglicher Verdachtsfälle in der 
LAB NI durchgeführt werden, nicht aber durch die 
Polizei? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Oetjen, ich habe vorhin 
dargestellt, dass es auf der Grundlage von Verein-
barungen zwischen der Landesaufnahmebehörde 
und den Polizeibehörden übliche Praxis ist, dass 
dann, wenn Verdachtsfälle in der LAB NI auftreten, 
diese sofort der Polizei gemeldet werden bzw. die 
Polizei sogar sofort hinzugezogen wird. Das ist 
immer der Status quo gewesen. 

In diesem Fall haben wir aber die Situation, dass 
die Mitarbeiterin die Fälle, zu denen sie eigene 
Recherchen angestellt hat, in Form einer retrogra-
den Betrachtung weitergegeben hat. Das heißt, die 
betroffenen Personen waren gar nicht mehr in der 
LAB NI. Von daher war von vornherein ein anderer 
Ablauf vorgegeben. 

Ich werde jetzt aber nicht hingehen und eine Be-
wertung vornehmen. 

(Jörg Bode [FDP]: Das ist aber die 
Frage!) 

- Ich muss Bewertungsfragen aber nicht beantwor-
ten, nur weil Sie sie stellen, Herr Bode. 

(Jörg Bode [FDP]: Das ist nur im PUA 
so!) 

Der Ablauf war relativ einfach. Ich habe gestern 
dargestellt, dass der Standortleiter im Februar - - - 
Ich wiederhole das gerne, auch wenn Sie es nicht 
hören wollen, weil es Ihr Meinungsbild durchein-
anderbringen könnte. Der Standortleiter hatte 
überhaupt kein Interesse daran, irgendetwas zu 
vertuschen oder zu verdrängen. Wenn er ein Inte-
resse daran gehabt hätte, wäre er ziemlich dumm 
gewesen, die Polizei unmittelbar nach Vorlage der 
ersten 30 Vorgänge telefonisch zu unterrichten 
und sich mit der Polizei zu besprechen. Wer so 
etwas tut, der will nichts vertuschen, sondern der 
will ein Verfahren absprechen. Dabei mag es ja zu 
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Fehlern gekommen sein. Aber der Vertuschungs-
vorwurf geht nun so auf absurde Art und Weise ins 
Leere, dass auch Sie das endlich zur Kenntnis 
nehmen sollten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Frage, ob das richtig ist oder nicht, was in den 
Folgemonaten passiert ist, wird jetzt staatsanwalt-
schaftlich, aber auch dienstrechtlich aufzuarbeiten 
sein. 

Ich will aber auf noch etwas hinweisen: Wir reden 
hier über einen Sachverhalt und über Vorwürfe 
einer einzelnen Person. Ich finde, wir alle sollten 
uns gemeinsam die Mühe geben, der Unschulds-
vermutung ein klein wenig Raum zu geben. Ich bin 
sehr daran interessiert - auch im Interesse gesi-
cherter Abläufe innerhalb der Behörden des Lan-
des Niedersachsen -, dass das aufgearbeitet wird. 
Aber das heißt doch nicht, dass die Aussage eines 
Menschen ausreichen kann, um schon heute alle 
Verurteilungen auszusprechen, die einem gerade 
durch den Kopf gehen. Ich bin sehr dafür, dass wir 
das aufklären. Wir werden das auch tun. Wir sind 
dabei. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Sie haben 
doch schon gesagt: Da ist nichts dran, 
das ist erledigt!) 

- Ich habe lediglich erklärt, dass wir bislang, nach 
dem heutigen Kenntnisstand, nichts von einer Ver-
tuschung erkennen können. Dass der Standortlei-
ter, die Behörde im Mai innerhalb von einer Woche 
alle Akten nach Übergabe durch die Mitarbeiterin 
an die Polizei übergeben hat, ist nun wirklich so 
eindeutig wie nur irgendetwas. 

(Jörg Bode [FDP]: Auf welcher Grund-
lage wurde das Disziplinarverfahren 
eingereicht?) 

Wer angesichts dieses Zeitkorridors von Vertu-
schung oder Verschleppung spricht, verzerrt den 
Sachverhalt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt die 
Abgeordnete Lorberg. Bitte! 

Editha Lorberg (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich frage die Landesregierung nach den Ausfüh-
rungen des Ministers, ob Herr Minister Pistorius die 

Aussagen der Mitarbeiterin Nadja N. für unglaub-
würdig hält. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Herr Minister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Liebe Frau Lorberg, das ist eine interes-
sante Frage, die offenbart, wie Sie zur Unschulds-
vermutung in diesem Land stehen. 

(Editha Lorberg [CDU]: Nein, nein! Ich 
habe genau zugehört, Herr Minister!) 

Ich habe weder gesagt, dass die Aussagen der 
Mitarbeiterin unglaubwürdig sind, noch habe ich 
etwas Ähnliches gesagt. Ich habe nur gesagt: Uns 
liegen bislang nur ihre Aussagen vor. - In einem 
rechtsstaatlichen Verfahren, in dem jeder das Insti-
tut der Unschuldsvermutung für sich in Anspruch 
nehmen kann, sollten wir bitte erst die Ermittlungen 
abwarten, bevor wir Leute verurteilen. Darum geht 
es hier in dieser Frage. Ich unterstelle der Frau 
überhaupt nichts. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Jetzt ist Herr Dr. Birkner, FDP-
Fraktion, dran. Bitte! 

(Jens Nacke [CDU]: „Vertuschen 
klappt nicht“ steht in der Braun-
schweiger Zeitung!) 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Minister, warum haben 
Sie eigentlich nicht schon in der Pressekonferenz 
davon berichtet, dass es Anhaltspunkte dafür gibt, 
dass die Angst vor einem vermeintlichen Rassis-
musvorwurf in diesem Verfahren mit eine Rolle 
gespielt haben könnte? 

(Christian Dürr [FDP]: Eine sehr gute 
Frage!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister! 
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Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Weil ich es zu diesem Zeitpunkt nicht 
wusste. Ganz einfach.  

Ich will aber gerne einen Beitrag zur Aufhellung 
leisten. Ich habe heute Morgen mit dem Standort-
leiter - seinen Namen kennen Sie alle, sodass ich 
ihn hier nicht nennen muss - sprechen lassen, und 
ich habe ihn bitten lassen, uns, wenn er kein Prob-
lem damit hat, die Erlaubnis zu erteilen, den ent-
scheidenden Absatz aus seiner dienstlichen Erklä-
rung vorzulesen. Das würde ich mit der Erlaubnis 
des Präsidenten gerne tun. 

Er erklärt hier: Es handelte sich nicht um die Fest-
stellung von Mehrfachidentitäten von Personen, 
die persönlich im Sozialamt anwesend waren. 
Diese Personen wurden umgehend der Polizei zur 
weiteren Ermittlung übergeben. Vielmehr handelte 
es sich um die Prüfung der NIAS-Bildauskünfte. 
Frau N. legte mir exemplarisch einen Ordner zur 
Ansicht vor. Eine erste Durchsicht zeigte, dass in 
dem Ordner im Wesentlichen Schwarz-Weiß-
Drucke der NIAS-Bildauskunft von Schwarzafrika-
nern zusammengestellt waren. Diese Datenbasis 
war vor dem Hintergrund der dargestellten, durch 
Zufall entdeckten Gabe und der Bildqualität mei-
nes Erachtens nicht in dem Maße valide, dass ich 
sie ohne weitere Prüfung hätte verwenden können. 
Die zusammengestellten Fälle ohne weitere Prü-
fung zur Anzeige zu bringen, hätte die Gefahr ge-
borgen, in großem Umfang ungerechtfertigte Ver-
dächtigungen auszusprechen. Auch die Auffällig-
keit, dass es sich augenscheinlich ausschließlich 
um Schwarzafrikaner handelte, war zu prüfen, um 
einem etwaigen Vorwurf der Diskriminierung ent-
gegnen zu können. - Zitat Ende. 

Damit will er Folgendes sagen: dass er als Behör-
denleiter erstens die Verpflichtung hat, Vorgänge, 
die an die Polizei abgegeben werden, auf ihre 
materiell-rechtliche Plausibilität hin zu prüfen. 
Wenn ein Sozialamt in irgendeiner Stadt in Nieder-
sachsen den Verdacht hegt, dass Menschen Sozi-
alleistungsbetrug begehen oder in anderen Behör-
denbereichen, in anderen Fachbereichen Betrüge-
reien oder Straftaten begehen werden, dann ist es 
Praxis, dass die entsprechenden Behörden diesen 
Sachverhalt materiell-rechtlich aufarbeiten und erst 
dann an die Polizei abgeben, damit dort die Ermitt-
lungen geführt werden können. 

Der Standortleiter hatte hier den Wunsch zu gu-
cken: Ist das überhaupt so valide, dass man der 
Polizei diese 500 Fälle auf den Tisch legen kann? 

Ist das so belastbar, und zwar nicht im Sinne einer 
strafrechtlichen Würdigung, sondern einfach vom 
Tatsachenmaterial her? - Das war seine Überle-
gung. 

Seine andere Überlegung war: Wenn es nur 
Schwarzafrikaner sind, müssen wir gucken, warum 
es nur Schwarzafrikaner sind bzw. warum es sich 
auf diese Gruppe fokussiert. Das kann man ihm 
jetzt im Nachhinein vorwerfen. Was man ihm je-
denfalls nicht vorwerfen kann, ist, dass er Angst 
vor dem Vorwurf hatte, als Rassist bezeichnet zu 
werden. Er wollte nur dem Vorwurf ausweichen, 
irgendjemanden deshalb, weil er Schwarzafrikaner 
ist, zu diskriminieren. Das ist der Hintergrund die-
ser dienstlichen Erklärung und auch seines Verhal-
tens. Ich finde, das ist ihm nicht vorzuwerfen, zu-
mal kein nennenswerter zeitlicher Verzug eingetre-
ten ist, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke, Herr Minister. - Die nächste Zusatzfrage 
stellt der Kollege Lynack, SPD-Fraktion. Bitte! 

Bernd Lynack (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Herr 
Minister, das ist vorhin ja schon mehrfach ange-
klungen. Zur Unschuldsvermutung haben Sie sich 
geäußert. Aber mir kommt es so vor, als versuche 
die Opposition, mit ihren Fragen zu suggerieren, 
als sei der Vertuschungsversuch amtlich. 

(Jörg Bode [FDP]: Mir kommt das 
nicht so vor! - Zurufe von der CDU: 
Frage!) 

Gilt die Unschuldsvermutung, oder ist es tatsäch-
lich amtlich erwiesen, dass hier versucht wird, den 
Sozialmissbrauch zu vertuschen? 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister Pistorius, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Opposition hat bereits gestern im 
Rahmen der Aktuellen Stunde die Einhaltung des 
Rechtsstaates gefordert. In einem Rechtsstaat 
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obliegt aber die endgültige Entscheidung darüber, 
ob ein Sachverhalt straf- oder disziplinarrechtlich 
relevant ist, den zuständigen Behörden und den 
Gerichten, meine Damen und Herren. Das ist übri-
gens Wesensgehalt der Gewaltenteilung. 

(Zustimmung von Bernd Lynack [SPD]) 

Wie bereits in der Beantwortung der Frage 2 dieser 
Dringlichen Anfrage dargelegt, läuft inzwischen ein 
Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
Braunschweig. Gegen den Standortleiter wurde ein 
Disziplinarverfahren eingeleitet. Dieses Verfahren 
gilt es nun abzuwarten. Auch aus diesem Grund 
habe ich mitgeteilt, dass nach derzeitigem Stand - 
nach derzeitigem Stand - von Vertuschung keine 
Rede sein kann. 

Und noch einmal an dieser Stelle, damit es bitte 
auch alle zur Kenntnis nehmen: Die Akten liegen 
seit Juni 2016 der Polizei vor. Diese ermittelt jetzt. 
Auch das gilt es abzuwarten. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Jetzt ist für Bünd-
nis 90/Die Grünen Kollegin Janssen-Kucz dran. 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Meine Damen und Herren! Um auch noch einmal 
auf das zurückzukommen, was wir in der umfang-
reichen Unterrichtung über die Arbeitsweise des 
Bundesamtes gehört haben, frage ich die Landes-
regierung: Wie ist eigentlich der Bearbeitungsrück-
stand des BAMF bis heute in Niedersachsen? 

(Beifall bei den GRÜNEN - Zuruf von 
der CDU: Nebelkerze! - Gegenruf von 
Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Das 
hat nichts mit Nebelkerzen zu tun! - 
Björn Thümler [CDU]: Mit der Frage 
hat das erst einmal gar nichts zu tun!) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das hat eine ganze Menge mit der Frage 
zu tun. Denn ausweislich des letzten Statusberich-
tes des BAMF vom 16. Januar 2017 hatte das 
BAMF in Niedersachsen noch 47 275 anhängige 
Verfahren. Im Bund sind es insgesamt 433 719. 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage stellt Kol-
lege Oetjen, FDP-Fraktion. 

(Ulf Thiele [CDU]: Im eigenen Haus 
weiß er nichts, null! - Gegenruf von 
Jörg Bode [FDP]: Aber beim BAMF! - 
Gegenruf von Ulf Thiele [CDU]) 

- Meine Kollegen! Herr Thiele! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Sehr geehrter Herr Minister, ich finde es 
schon erstaunlich, dass vier Monate, in denen 
nichts passiert ist, für Sie kein nennenswerter Ver-
zug sind. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Aber zu meiner Frage, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen: Wenn es nach Ihrer Ansicht und nach 
Ihrer Aussage überhaupt keine Anhaltspunkte 
dafür gibt, dass es sich möglicherweise um eine 
Vertuschung gehandelt hat, warum eröffnen Sie 
dann ein Disziplinarverfahren? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Um auf Ihre einleitende Vorbemerkung zu 
der Frage einzugehen: Meine Bemerkung „keine 
nennenswerte Verzögerung“ bezog sich auf die 
Vorgänge im Mai, als das große Konvolut von Ak-
ten übergeben worden war und dann innerhalb 
einer Woche bei der Polizei Braunschweig war. 

Bezüglich der 30 Fälle, die im Februar vorgelegt 
waren, habe ich sehr deutlich gesagt, dass der 
Standortleiter unmittelbar Kontakt mit der Polizei 
aufgenommen hat und dass danach in der Tat 
zwischen Polizei und LAB NI nicht klar genug ab-
gestimmt worden ist, wer jetzt was macht. Das 
betrifft diese 30 Fälle. 

Alles andere ist im Mai dem Standortleiter vorge-
legt worden, und er hat dann unmittelbar die Dinge 
weitergeleitet. 
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Zu Ihrer Frage, Herr Oetjen, warum - - - Jetzt muss 
ich noch einmal fragen: Wie war die Frage? 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Warum 
ist ein Disziplinarverfahren eingeleitet 
worden?) 

- Das ist eine relativ einfache Frage. Erstens wis-
sen wir ja nicht, was am Ende passiert. Zweitens 
gibt es ein staatsanwaltschaftliches Ermittlungsver-
fahren, und deswegen - - - 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Sie haben 
gesagt: Es gibt keine Anhaltspunkte!) 

- Ich habe gesagt: Es gibt derzeit keine Anhalts-
punkte. - Das habe ich mehrfach betont. 

(Zuruf von Dr. Stefan Birkner [FDP]) 

- Herr Birkner, Sie kennen doch das Verwaltungs-
recht und das Beamtenrecht! Wenn es ein staats-
anwaltschaftliches Ermittlungsverfahren gegen 
einen Beamten gibt, dann ist es Usus, dass ein 
Disziplinarverfahren eingeleitet wird und ausge-
setzt wird, bis das staatsanwaltschaftliche Ermitt-
lungsverfahren abgeschlossen ist. Das ist ein völlig 
normaler Vorgang. 

Ich sage Ihnen etwas, Herr Dr. Birkner: Wenn wir 
das nicht getan hätten, dann würden Sie jetzt fra-
gen: Warum haben Sie es nicht getan? - Das ist 
doch genau der Punkt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Die nächste Zusatzfrage kommt von der CDU-
Fraktion. Ihre fünfte und letzte Zusatzfrage, Kolle-
gin Lorberg! 

Editha Lorberg (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich frage die Landesregierung: Hat die Polizei im 
Februar 2016 Kontakt zu dem Leiter der LAB 
Braunschweig aufgenommen, oder war es umge-
kehrt, und welche Details wurden in diesem Kon-
takt vereinbart und besprochen? 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
von Dr. Stefan Birkner [FDP]) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nach den mir vorliegenden Erkenntnissen 
hat der Standortleiter Kontakt mit der Polizei auf-
genommen. 

(Editha Lorberg [CDU]: Was wurde 
vereinbart?) 

Präsident Bernd Busemann: 
Danke schön. - Meine Damen und Herren, zu die-
sem Komplex liegen keine weiteren Zusatzfragen-
wünsche vor, sodass ich den Tagesordnungspunkt 
15 b als abgehandelt betrachten kann. 

Ich gehe über zu 

c) „Reichsbürger“ in Niedersachsen - Wie ver-
netzt ist die Szene? - Anfrage der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen - Drs. 17/7319  

Die Frage sucht nach jemandem, der sie vorträgt! - 
Kollegin Hamburg! Den kleinen Zettel können Sie 
behalten. Wir haben Sie erkannt. Auf geht’s! Bitte 
sehr! 

(Vizepräsident Karl-Heinz Klare über-
nimmt den Vorsitz) 

Julia Willie Hamburg (GRÜNE): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

„Reichsbürger“ in Niedersachsen - Wie vernetzt ist 
die Szene? 

Am 25. Januar 2017 kam es durch den General-
bundesanwalt zu mehreren Wohnungsdurchsu-
chungen im gesamten Bundesgebiet bei „Reichs-
bürgern“. Unter anderem wurden die Wohnungen 
von sieben Beschuldigten durchsucht, die im Ver-
dacht stehen, eine terroristische Vereinigung ge-
bildet zu haben, die sich Waffen und Munition be-
schafft haben soll, um Angriffe auf Polizeikräfte 
und Geflüchtete durchzuführen. - In der Drucksa-
che steht an dieser Stelle der Link zu einem Artikel 
im Focus, der diese Inhalte enthält. 

Auch in Niedersachsen kam es ausweislich der 
Berichterstattung zu einer Durchsuchung. Eine in 
einigen Regionen erstarkende, vernetzte, rechts-
extreme Szene in Niedersachsen ist schon seit 
Längerem zu beobachten. Inwiefern „Reichsbür-
ger“ hier einen zentralen Teil der Vernetzung dar-
stellen, ist allerdings nicht klar. Im letzten Jahr kam 
es immer wieder zu Angriffen auf Geflüchtete, ihre 
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Helferinnen und Helfer und Unterkünfte, aber auch 
gegen Staatsbedienstete. Die Anzahl der rechten 
Gewalttaten ist angestiegen. 

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Gibt es eine regionale oder inhaltliche Vernet-
zung von Einzelpersonen und/oder Gruppen der 
„Reichsbürger“ mit anderen Gruppierungen oder 
Aktivisten der rechten Szene, der AfD oder der 
NPD? 

2. Gibt es eine Vernetzung der „Reichsbürger“ aus 
Niedersachsen zu anderen „Reichsbürgern“ in 
Deutschland oder in anderen europäischen Län-
dern? 

3. Inwieweit sind der Landesregierung Personen 
bekannt, die sowohl den „Reichsbürgern“ als auch 
anderen Gruppierungen der rechtsextremen Szene 
angehören? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Hamburg. - Herr Minister, bitte 
schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrte Frau Hamburg, die Landes-
regierung stellt auch in Niedersachsen eine deutli-
che Zunahme von Aktivitäten sogenannter Reichs-
bürger und Selbstverwalter fest. Diese Personen 
erkennen die Rechtsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland nicht an und gaukeln Bürgerinnen 
und Bürgern vor, sie bräuchten sich nicht an die 
bestehenden Gesetze zu halten. Übrigens: Bei 
vielen ist dies insbesondere dann der Fall, wenn 
sie Probleme mit Behörden oder Gerichten haben, 
wenn es beispielsweise darum geht, Steuern oder 
Bußgelder zu zahlen. 

Manche bieten gegen Geld auch vermeintlichen 
Rechtsbeistand bei Gerichtsverfahren an, vorwie-
gend in Fällen von Zwangsvollstreckung. Sie treten 
als Störer bei Gerichtsverhandlungen auf oder 
widersetzen sich staatlichen Maßnahmen - und 
das, wie wir im vergangenen Jahr in Sachsen-
Anhalt und in Bayern erleben mussten, zum Teil 
unter Anwendung von Gewalt, in einem Fall leider 
mit tödlichem Ausgang. 

Allgemein stellen Reichsbürger keine einheitliche 
Bewegung dar. Sie setzen sich vielmehr aus un-
abhängig voneinander agierenden Einzelpersonen 
und Gruppierungen zusammen, die sich in ihrem 

Wesen zuweilen deutlich unterscheiden. Das 
Spektrum reicht von politisch interessierten Trach-
tenvereinen über esoterisch geprägte Gruppen bis 
hin zu rechtsextremistisch motivierten Personen-
zusammenschlüssen, die der Beobachtung durch 
den Verfassungsschutz unterliegen. 

In Abgrenzung zu der in Niedersachsen bereits seit 
2005 als verfassungsfeindlich beobachteten Grup-
pierung „Exilregierung Deutsches Reich“ vertreten 
Reichsbürger und Selbstverwalter nicht per se 
rechtsextremistische Ansichten. Sie können somit 
nur zum Teil dem Phänomenbereich Rechtsextre-
mismus zugeordnet werden. 

Gleichwohl sind bei den Reichsbürgern hinrei-
chende tatsächliche Anhaltspunkte für extremisti-
sche Bestrebungen vorhanden. Allen gemein ist 
die grundsätzliche Ablehnung der Bundesrepublik 
Deutschland, die Ablehnung ihrer Gesetze und 
Normen und ihrer Institutionen. Bei einigen Grup-
pierungen sowie bei einzelnen Selbstverwaltern 
kommen neben der Aufstellung kruder Weltver-
schwörungstheorien auch weitere Ideologieele-
mente des Rechtsextremismus wie Antisemitismus 
oder Fremdenfeindlichkeit zum Tragen. 

In Niedersachsen wird die sogenannte Exilregie-
rung Deutsches Reich bereits seit 2005 als Be-
obachtungsobjekt des Verfassungsschutzes ein-
gestuft. Diese Beobachtung wurde aktuell auf das 
gesamte Spektrum der Reichsbürger und Selbst-
verwaltung ausgedehnt. 

Dies vorweggeschickt, beantworte ich die die Fra-
gen wie folgt: 

Zu Frage 1: Der Niedersächsischen Landesregie-
rung sind über die nachstehenden Sachverhalte 
hinaus derzeit keine Verbindungen zwischen 
Reichsbürgern und der AfD bekannt, die über per-
sönliche Kennverhältnisse hinausgehen. Struktu-
relle Verbindungen oder mögliche Einflussnahmen 
liegen nach bisherigem Erkenntnisstand nicht vor. 

Im Bereich der Polizeidirektion Braunschweig trat 
eine Person, die mit den Reichsbürgern in Verbin-
dung gebracht wird, als Verantwortlicher einer AfD-
Wahlkampfveranstaltung auf. Im Bereich der Poli-
zeidirektion Osnabrück kandidierte im Jahr 2016 
eine weibliche Person mit Reichsbürgerbezug bei 
der Kommunalwahl eines ostfriesischen Landkrei-
ses für die AfD. Des Weiteren wurde im Bereich 
der Polizeidirektion Göttingen eine Person be-
kannt, die der Gruppierung der Reichsbürger zu-
zuordnen ist und Mitglied der AfD, Kreisverband 
Weserbergland, ist. Zudem ist bekannt, dass im 
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Zuständigkeitsbereich der Polizeidirektion Lüne-
burg eine Person, die den Reichsbürgern zuge-
ordnet werden kann, der AfD angehört. 

Zu Frage 2: Das gesamte Spektrum der Reichs-
bürger und Selbstverwalter in Niedersachsen un-
terliegt erst seit Kurzem der Beobachtung durch 
den niedersächsischen Verfassungsschutz. Daher 
kann die konkrete Frage nach Vernetzungsbestre-
bungen regional oder überregional agierender 
Gruppen zum jetzigen Zeitpunkt jedenfalls noch 
nicht abschließend beantwortet werden. 

Im Rahmen polizeilicher Ermittlungen im Zusam-
menhang mit dem Tötungsdelikt zum Nachteil 
eines Polizeibeamten in Georgensgmünd in Bay-
ern im Jahre 2016 konnten bei dem Beschuldigten 
jedoch Aufzeichnungen aufgefunden werden, die 
auf Kontakte nach Niedersachsen verweisen. Wei-
terhin ist hier bekannt, dass Personen, die der 
sogenannten Reichsbürgerszene angehören, aus 
den Zuständigkeitsbereichen der Polizeidirektionen 
Lüneburg, Oldenburg und Hannover einzelne Kon-
takte innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
und/oder in das europäische Ausland unterhalten.  

Zu Frage 3: Dem niedersächsischen Verfassungs-
schutz sind landesweit vereinzelt Rechtsextremis-
ten bekannt, die über ideologische Bezüge zur 
sogenannten Reichsbürgerbewegung verfügen. 
Grundsätzlich ist festzustellen, dass innerhalb der 
Reichsbürgerszene vereinzelte rechtsgerichtete 
und/oder antisemitische Argumentationstheorien 
vorherrschen.  

Des Weiteren sind Argumentationen von Reichs-
bürgern für Teile der rechtsextremistischen Szene 
durchaus anschlussfähig. Hierunter fallen vor allem 
gebietsrevisionistische Vorstellungen von Reichs-
bürgern oder in Teilen ebenfalls die Ablehnung der 
Bundesrepublik Deutschland als Staat. Konkrete 
Personenbezüge von polizeilich bekannten 
Reichsbürgern zu anderen der rechtsextremisti-
schen Szene zugehörigen Gruppierungen liegen 
den niedersächsischen Polizeibehörden in den 
nachfolgenden Fällen vor: 

Im Bereich der Polizeidirektion Osnabrück ist eine 
Person wohnhaft, die als Teilnehmer einer rechts-
gerichteten Veranstaltung aufgefallen ist. Diese 
Person gehörte dem extremistischen FOB - Freies 
Osnabrücker Bündnis -, einer der NPD naheste-
henden Wählergemeinschaft, an, die zur Kommu-
nalwahl im Jahre 2011 im Landkreis Osnabrück 
angetreten war. Darüber hinaus liegen Erkenntnis-
se vor, dass ein bundesweit agierender Rechtsext-

remist aus dem Landkreis Verden/Aller der Grup-
pierung „Freistaat Preußen“ angehört.  

Aus dem Bereich der Polizeidirektion Lüneburg ist 
eine den Reichsbürgern zuzurechnende Person 
bekannt, die als rechtsextremistisch einzustufen 
ist. Einer konkreten Gruppierung der Reichsbür-
gerbewegung konnte diese Person bisher aber 
nicht zugeordnet werden.  

Im Bereich der Polizeidirektion Göttingen, PI Nien-
burg/Schaumburg, sind aktuell drei Personen be-
kannt, die auch der der Reichsbürgerbewegung 
zuzuordnenden rechtsextremistischen Gruppierung 
„Justiz-Opfer-Hilfe“ angehören. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister Pistorius. - Es liegen 
jetzt zwei Zusatzfragen vor. Meta Janssen-Kucz 
von den Grünen, bitte die erste Zusatzfrage! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
frage die Landesregierung: Inwieweit sind Reichs-
bürger, die im Besitz eines Waffenscheins sind, 
zuverlässig im Sinne des Waffenrechts? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wie ich schon ausführte, lehnen die 
Reichsbürger - jedenfalls der überwiegende Teil - 
diesen Staat, die Existenz der Bundesrepublik 
Deutschland, ab, verhalten sich gebietsrevisionis-
tisch und verweigern sich den deutschen Gesetzen 
und Gerichtsentscheidungen. Im Falle der Negie-
rung der Legitimation der Bundesrepublik Deutsch-
land und der damit einhergehenden Ablehnung 
bundesdeutscher Gesetzgebung und Regelungen 
kann bei entsprechend festgestellten Reichsbür-
gern natürlich auf eine Unzuverlässigkeit im Sinne 
des Waffengesetzes geschlossen werden. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Da waffenrechtliche Erlaubnisse an die Zuverläs-
sigkeit einer Person gebunden sind, sind diese zu 
versagen bzw. aufzuheben. 
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Das Niedersächsische Ministerium für Inneres und 
Sport hat den Waffenbehörden zum Zwecke der 
Arbeitserleichterung und Vereinheitlichung des 
Vorgehens bereits am 15. November 2016 einen 
Erlass zur waffenrechtlichen Unzuverlässigkeit von 
Reichsbürgern zur Verfügung gestellt, weil nicht 
einzusehen ist, dass jemand, der diesen Staat und 
seine Gesetze ablehnt, gleichzeitig aber glaubt, die 
Erteilung eines Waffenscheins, einer Waffenbe-
sitzkarte beanspruchen zu können - auf der Grund-
lage von Gesetzen, die er ablehnt. Das erscheint 
nicht wirklich logisch, und deswegen muss man 
das, glaube ich, so sehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Die nächste Frage stellt Thomas Adasch, CDU-
Fraktion. Bitte schön, Herr Adasch! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Zunächst einmal finde ich es sehr bemer-
kenswert, dass hier von der Fraktion der Grünen 
Fragen gestellt werden, die eins zu eins de-
ckungsgleich mit Fragen aus unserer Großen An-
frage sind, die noch nicht beantwortet worden ist. 
Das darf ich hier einmal feststellen. Das ist sehr 
bemerkenswert. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Die Grünen wa-
ren auch schon mal besser!) 

- Die Grünen waren auch schon mal besser. 

(Zuruf von Klaus-Peter Bachmann [SPD]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege, einfach die Frage jetzt!  

Thomas Adasch (CDU): 
Wir können das gerne nachher mal abgleichen. 
Die Fragen sind eins zu eins von der CDU-Fraktion 
übernommen. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Bitte, Herr Adasch, wir machen es so, dass Sie 
jetzt die Frage stellen, wir aber keine Debatte füh-
ren. 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Minister, ich frage die Landesregierung, ob es 

Erkenntnisse gibt, wonach Beschäftigte im Lan-
desdienst Reichsbürger sind. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Adasch, mir sind keine 
solchen Fälle bekannt. Das sage ich aber mit allem 
Vorbehalt, weil es bei der großen Zahl von Lan-
desbeschäftigten jemanden geben mag, der sich 
noch nicht geoutet hat. Bekannt geworden ist mir 
jedenfalls noch kein Einzelfall. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Herr Kollege Limburg stellt die 
nächste Frage. Bitte schön, Herr Limburg! 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Adasch, ich denke, das The-
ma ist so wichtig, dass es durchaus angemessen 
ist, dass man diese Dringliche Anfrage heute und 
hier stellt.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Stellen Sie sich 
doch mal eine eigene Frage!) 

Soweit wir ähnliche Fragen haben, freuen Sie sich 
doch einfach, dass die Antwort mit diesem parla-
mentarischen Mittel noch etwas schneller kommt 
als im Zusammenhang mit der Großen Anfrage.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Das ist ja das 
Problem dieser Landesregierung!) 

Dann können Sie sich auf die Debatte vorbereiten. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Wir hätten das 
heute schon besprechen können, 
wenn die Antwort dagewesen wäre!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Limburg, jetzt müssen Sie die Frage stellen. 
Bitte schön! 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident! - Meine Damen und 
Herren! Herr Minister, ich frage die Landesregie-
rung, ob eine der selbsternannten sogenannten 
Reichsregierungen, also der festen Bewegungen 
und Organisationsformen, ihren Hauptsitz in Nie-
dersachsen hat, und, wenn ja, welche. 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In Niedersachsen hat sich im Mai 2004 die 
Exilregierung Deutsches Reich als selbsternannte 
Reichsregierung im Raum Hildesheim gegründet. 
Die Regierung strebt die Reorganisation des Deut-
schen Reiches in den Grenzen von 1937 an. Sie 
verunglimpft die Bundesrepublik Deutschland als 
Besatzungskonstrukt und veröffentlicht auf ihrer 
Internetseite mitunter antisemitische und fremden-
feindliche Verschwörungstheorien. Ihr gehören 
nach unserem Kenntnisstand aktuell 25 Mitglieder 
an. Sie verfügt über verfestigte Strukturen. Die 
Aktivitäten beschränken sich auf mehr oder weni-
ger regelmäßige Treffen und gelegentliche Ausflü-
ge. Öffentlichkeitswirksame Aktivitäten gehen von 
der sogenannten Exilregierung dabei nicht aus. 

Die sogenannte Exilregierung Deutsches Reich ist 
seit 2005, wie schon ausgeführt, Beobachtungsob-
jekt des Verfassungsschutzes.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank! - Die nächste Frage stellt der Kollege 
Thomas Adasch. Bitte schön! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Limburg, darf ich Ihnen entgegnen? - Sie 
haben gerade eins zu eins die Frage Nr. 3 der 
Großen Anfrage der CDU-gestellt. Ich hätte den 
Grünen mehr Kreativität zugetraut. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege, das hatten wir doch gerade eben. Ich 
habe Herrn Limburg gesagt, er möge seine Frage 
stellen. Ich darf auch Sie bitten, Ihre Frage zu stel-
len. 

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass Sie ge-
sagt haben, Sie hätten keine Erkenntnisse, ob sich 
unter Landesbediensteten Reichsbürger befinden, 
frage ich die Landesregierung, was sie zu tun ge-
denkt, um festzustellen, ob möglicherweise 
Reichsbürger im öffentlichen Dienst des Landes 
Niedersachsen beschäftigt sind. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Adasch, ich habe ge-
rade gesagt: Es gibt keine gesicherten Erkenntnis-
se darüber, in welchem Bereich der öffentlichen 
Verwaltung des Landes Niedersachsen Reichs-
bürger sind. - Es läuft gerade eine Abstimmung mit 
dem Finanzministerium und dem Kultusministeri-
um. Alle Häuser sind dabei, in ihren eigenen Res-
sorts entsprechende Maßnahmen zu unterneh-
men, um festzustellen, wo sich Reichsbürger auf-
halten. Das ist etwas schwierig. 

(Jörg Bode [FDP]: Nein, das ist ganz 
einfach!) 

Wenn jemand öffentlich nicht in Erscheinung tritt, 
ist es schwierig, das festzustellen. Man trägt das ja 
in der Regel auch nicht am Revers des Anzugs. 
Aber wir sind dabei, das nach Kräften zu ermitteln, 
weil wir natürlich ein eigenes Interesse daran ha-
ben zu wissen, wo gegebenenfalls Reichsbürger 
sitzen. 

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Herr Kollege Adasch, Ihre dritte 
Frage. Bitte schön! 

(Ulrich Watermann [SPD]: Jetzt müs-
sen Sie aber gleich eine Frage stel-
len!) 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Watermann, Sie müssen schon mir über-
lassen, was ich hier vorne sage oder frage. 

(Ulrich Watermann [SPD]: Sie haben 
eine Frage zu stellen! Das steht in der 
Geschäftsordnung!) 

- Sie leiten hier nicht die Landtagssitzung. Inso-
fern: Halten Sie sich doch bitte zurück! 

(Zustimmung bei der CDU) 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Minister, vor dem Hintergrund, dass Sie 
selbst vorhin den Mord an dem Polizeibeamten in 
Bayern zitiert haben und dass wir es bei Reichs-
bürgern nicht nur mit Menschen zu tun haben, die 
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keine Steuern zahlen und die die Verfassung nicht 
anerkennen, sondern von denen offenbar eine 
ganz konkrete Gefahr für Leib oder Leben aus-
geht, frage ich die Landesregierung: Was gedenkt 
die Landesregierung zu tun, um die Bevölkerung 
und die Polizei vor sogenannten Reichsbürgern zu 
schützen? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Herr Minister Pistorius, bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Adasch, die Polizei 
macht in solchen Fällen das, was sie immer tut: 
Sie analysiert die Lage. Sie spricht mit den Ver-
antwortlichen vor Ort. Sie untersucht, wo es 
Reichsbürgerbewegungen gibt, was sie tun, in 
welcher Form sie sich in der Öffentlichkeit artikulie-
ren und in welcher Form sie auftreten. 

Insbesondere über die Waffenbehörden der Kom-
munen sorgen wir dafür, dass Waffenbesitzerlaub-
nisse aufgehoben werden, soweit dies rechtlich 
trägt, um wenigstens die Entwaffnung solcher 
Menschen zu erreichen. Das ist der erste wichtige 
Schritt, den wir gehen müssen. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Die nächste Frage stellt Jan-
Christoph Oetjen, FDP-Fraktion. Bitte schön! 

(Jörg Bode [FDP]: Jetzt wird es lustig!) 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Sehr geehrter Herr Minister, vor dem Hinter-
grund der Tatsache, dass Sie schon umfangreich 
auf eine Anfrage der FDP-Fraktion am 1. Dezem-
ber geantwortet haben - ich empfehle zur Lektüre 
die Drucksache 17/7075 über Reichsbürger in 
Niedersachsen - und dass Sie auf die Frage 7 - 
Hat die Landesregierung Erkenntnisse darüber, ob 
„Reichsbürger“ im niedersächsischen öffentlichen 
Dienst arbeiten? Wenn ja, in welchem Bereich? - 
ausgeführt haben, dass es einen Lehrbeauftragten 
an einer Hochschule und eine niedersächsische 
Versorgungsempfängerin gegeben habe, frage ich 
die Landesregierung: Wie kommt die Diskrepanz 
zustande, dass Sie uns heute sagen, keine Er-
kenntnisse zu haben, weil sie erst abfragen müs-
sen, uns aber schon am 1. Dezember eine Antwort 
gegeben haben? 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Minister Pistorius, bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wenn ich die Beantwortung der Anfrage 
vom Dezember richtig in Erinnerung habe - ich 
lese sie gerne noch einmal nach, Herr Oetjen -, 
dann bezog sich die Auskunft auf einen ehemali-
gen Lehrbeauftragten und auf einen Versorgungs-
empfänger. Beide sind keine aktiven Beschäftigten 
im Landesdienst. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Die nächste Frage stellt der Kolle-
ge Adasch. Bitte schön! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Minister, auffußend auf meine Frage von 
eben, möchte ich von Ihnen gerne noch Konkrete-
res hören, was die Bekämpfung des Reichsbürger-
tums betrifft. Sie haben darauf hingewiesen, dass 
sich wohl auch der Verfassungsschutz darüber 
Gedanken macht. Im Grunde genommen haben 
alle Sicherheitsbehörden mit diesem Thema zu 
tun, die Polizei, der Verfassungsschutz und das 
Landeskriminalamt. Gibt es seitens der Landesre-
gierung ein abgestimmtes Konzept zur Bekämp-
fung des Reichsbürgertums? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Selbstverständlich, Herr Adasch, gibt es 
ein abgestimmtes Vorgehen zwischen den Polizei-
behörden und dem Verfassungsschutz in der Fra-
ge der Beobachtung bzw. der Bekämpfung der 
Bestrebungen der sogenannten Reichsbürgersze-
ne. 

(Zustimmung von Helge Limburg 
[GRÜNE]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Fragen liegen 
nicht vor. Damit können wir den Tagesordnungs-
punkt „Dringliche Anfragen“ beenden. 
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Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 16: 
Abschließende Beratung: 
Deine Chance, unsere gemeinsame Zukunft - 
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/6893 - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Inneres 
und Sport - Drs. 17/7286  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Beratung. Das Wort hat Jan-
Christoph Oetjen für die FDP-Fraktion. Bitte schön! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Auf 9 Seiten mit 
82 Vorschlägen zur Veränderung der Politik macht 
Ihnen die FDP-Fraktion heute ein Angebot, wie wir 
die Zuwanderung in Deutschland regeln können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, derzeit 
mangelt es in Deutschland nicht an Zuwanderung. 
Aber in Deutschland mangelt es an Regeln im 
Rahmen der Zuwanderung, und das wollen wir 
Freien Demokraten ändern. 

(Beifall bei der FDP) 

Dafür gibt es aus unserer Sicht drei Bausteine und 
drei verschiedene Gruppen von Menschen. Auf der 
einen Seite gibt es das Grundrecht auf Asyl. Men-
schen, die verfolgt werden, haben selbstverständ-
lich einen Anspruch darauf, von uns geschützt zu 
werden, bei uns Zuflucht zu finden und nicht der 
Verfolgung in ihrem Heimatland ausgesetzt zu 
sein. Dieses Grundrecht, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ist eine der Grundsäulen un-
serer Gesellschaft. Das dürfen wir auch in diesen 
Zeiten nie vergessen. Das Grundrecht auf Asyl 
darf niemand antasten. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
von Ulrich Watermann [SPD]) 

Auf der anderen Seite gibt es Menschen, die vor 
Krieg flüchten. Sie kommen in der letzten Zeit ins-
besondere aus Syrien und aus dem Irak, aber 
auch aus Afghanistan. Diese Menschen werden 
nicht individuell verfolgt, wie es für das Grundrecht 
auf Asyl notwendig ist. Gleichzeitig haben wir aber 
nicht die Möglichkeit, sie wieder in die Kriegsgebie-
te zurückzuschicken. 

Gerade vor dem Hintergrund unserer eigenen Ge-
schichte sollten wir diesen Menschen für den Zeit-
raum des Krieges in ihrem Heimatland Zuflucht in 
Deutschland gewähren. Wir Freien Demokraten 
nennen das vorübergehenden humanitären Schutz 
mit dem Ziel, dass die Menschen, die bei uns Zu-
flucht suchen, am Ende, wenn der Krieg in ihrer 
Heimat wieder vorbei ist, wieder in ihre Heimat 
zurückkehren, um ihr Land, ihre Heimat wieder 
aufzubauen. - Das ist die zweite wichtige Säule in 
unserem Zuwanderungspapier. 

Die dritte Säule ist die gesteuerte Zuwanderung. 
Wir wissen doch, dass es Abertausende von Men-
schen gibt, die einen Asylantrag in Deutschland 
gestellt haben, die aber eigentlich gar nicht in das 
Asylsystem gehören, sondern die bei uns nach 
Arbeit suchen, die für sich und ihre Familie eine 
bessere Zukunft suchen. Für diesen Bereich der 
Einwanderung brauchen wir klare Regelungen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. Deswe-
gen braucht Deutschland ein Einwanderungsge-
setz, das genau das in Regeln, in Wort und Schrift, 
in Gesetze gießt. 

(Beifall bei der FDP) 

Auf dem Weg dorthin wollen wir die Instrumente, 
die schon vorhanden sind, verbessern. Dabei geht 
es um das Job-Seeker-Visum, das wir ausweiten 
wollen, damit Menschen zu uns kommen, in 
Deutschland nach Arbeit suchen und kurzfristig 
eine Arbeit aufnehmen können, und zwar in den 
Bereichen, in denen wir einen Mangel an Arbeits-
kräften haben. 

Es geht darum, dass wir die Blue Card ausweiten 
und die notwendige Einkommensgrenze absen-
ken, damit man in Deutschland über die Blue Card 
einfacher einen Arbeitsplatz finden kann. Aber es 
geht in diesen Zeiten insbesondere darum - dazu 
machen wir eine ganze Reihe von Vorschlägen -, 
die Schnittstelle im Falle derer, die derzeit im Asyl-
verfahren sind und möglicherweise bei uns einen 
Arbeitsplatz finden, aber nach dem Asylrecht kein 
Recht haben, in Deutschland zu bleiben, zu ver-
bessern. Wir müssen dafür sorgen, dass wir den 
Menschen, die in Deutschland ihren eigenen Le-
bensunterhalt verdienen, die auf ihren eigenen 
Füßen stehen und somit keine Belastung für den 
Staat sind, sondern diesen Staat bereichern - nicht 
nur dadurch, dass sie da sind, sondern auch 
durch, dass sie hier arbeiten -, eine Perspektive 
geben, bei uns bleiben zu können, wenn sie Arbeit 
haben. Auch dazu, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen machen wir Vorschläge. Wir würden uns 
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wünschen, dass Sie, dass die anderen Fraktionen 
dieses Hauses, gerade diese Schnittstelle des 
Übergangs zwischen Asyl und Arbeitsmarkt stärker 
in den Blick nehmen. Deswegen bitte ich Sie um 
Zustimmung zu unserem Antrag. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Frau Editha 
Lorberg, CDU-Fraktion, Sie haben das Wort. 

Editha Lorberg (CDU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ja, es ist richtig, dass unsere Gesellschaft Zuwan-
derung braucht und dass darin eine Chance für die 
Zuwandernden und für die aufnehmende Gesell-
schaft liegen kann. Richtig ist aber auch, dass 
Zuwanderung Regeln und Steuerung braucht, 
damit die aufnehmende Gesellschaft nicht überfor-
dert wird und gegebenenfalls sogar mit Ablehnung 
auf Zuwanderung reagiert. 

Das deutsche Einwanderungsrecht ist eines der 
liberalsten der Welt, so sagt es die OECD. Darauf 
können wir einerseits stolz sein, andererseits müs-
sen wir aber auch die unterschiedlichen Formen 
der Zuwanderung sehr präzise benennen und 
ebenso präzise umsetzen und immer wieder den 
aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen 
anpassen. 

Die Regelungen der Zuwanderung sind im Aufent-
haltsgesetz und im Asylgesetz aufgeführt, hinzu-
kommen noch Regelungen der EU und internatio-
nale Abkommen. 

Meine Damen und Herren, diese unterschiedlichen 
Regelungen sind in ihrer jetzigen Form so kom-
plex, dass sie selbst für Fachleute häufig unüber-
sichtlich und unverständlich sind. Damit haben 
Zuwanderungswillige eine ganz große Problematik 
vor sich, um überhaupt durch den Dschungel der 
Behördensprache und der vielen verschiedenen 
Regelungen durchzusteigen. 

Hier möchten wir als CDU ein Dachgesetz schaf-
fen, so wie wir es auch auf unserem Bundespartei-
tag beschlossen haben, durch das eine bessere 
Übersichtlichkeit erreicht und eine verantwortungs-
volle Steuerung gewährleistet wird. Eine Zuwande-
rung von qualifizierten Personen in den Arbeits-
markt kann den Wohlstand unserer Gesellschaft 
stärken, aber nur, wenn die Zuwandernden bei-
spielsweise ausreichend Zeit haben, um auch in 

die Altersvorsorge einzahlen zu können - nichts 
wäre fataler, als wenn wir Zuwanderung fördern 
und am Ende die Zugewanderten in der Altersar-
mut einen ganz schrecklichen Lebensabend ver-
bringen müssten -; nur so können unsere Sozial-
systeme geschützt, aber auch unterstützt werden.  

Zuwanderung auf Zeit kann auch sinnvoll sein. 
Denken wir beispielsweise an Praktika oder ans 
Studium. Das kann sehr von Vorteil sein. Kontakte 
können für die Forschung, für die Wirtschaft, für 
die Sprache und für die Kultur geknüpft werden. All 
das kann von sehr großer Bedeutung sein.  

Eine zeitlich begrenzte Zuwanderung aufgrund von 
Engpässen, beispielsweise in der Gastronomie 
oder auch in den Pflegebereichen, kann auch sehr 
zielführend sein und sollte auf jeden Fall Berück-
sichtigung finden. Wir sehen allerdings ein Prob-
lem darin, dass die Gehaltsgrenzen bei der Blue 
Card noch weiter gesenkt werden könnten; denn 
das könnte dazu führen, dass ein steigender Druck 
bei den Arbeitnehmern hervorgerufen wird. Das 
kann nicht in unserem Interesse sein. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, wir 
müssen kritischer mit dem Thema Zuwanderung 
umgehen, als Sie es hier in Ihrem Antrag getan 
haben.  

Ich sagte bereits eingangs, dass man die aufneh-
mende Gesellschaft nicht überfordern darf. Das gilt 
insbesondere auch für die Bereiche des Woh-
nungsmarktes und der Integration. Daher müssen 
wir aufpassen, wenn wir weltweit als Einwande-
rungsland werben wollen, dass wir überhaupt die 
Grundlagen für einen vermehrten Zuzug schaffen. 
Denn nur so ist die Akzeptanz in der aufnehmen-
den Gesellschaft zu erreichen.  

(Beifall bei der CDU) 

Ein Punktesystem, wie es beispielsweise in Kana-
da gilt und mittlerweile auch zurückgefahren wird, 
hat sich nicht bewährt, das lehnen wir ab. Vielmehr 
müssen wir einfache und verständliche Parameter 
schaffen, die ein Punktesystem entbehrlich ma-
chen und eine intelligente Zuwanderung ermögli-
chen. 

(Zurufe von der CDU) 

So genannte Zuwanderung in unsere Sozialsyste-
me darf hingegen keine Option sein. Hier muss 
man frühzeitig dafür sorgen, dass das verhindert 
wird, da das über kurz oder lang zu einem gesell-
schaftlichen Kollaps führen könnte. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle wissen, 
dass auch Menschen zu uns kommen, die bei uns 
Schutz und Sicherheit suchen. Die dafür erforderli-
che Anerkennung humanitärer Gründe und das 
damit erwirkte Bleiberecht sollten nicht im Zuge 
einer gesteuerten Zuwanderung, wie oben be-
schrieben, diskutiert werden. Humanität braucht 
eigene Grundlagen und kann kaum gesteuert wer-
den. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn auch viele 
Punkte in dem FDP-Antrag durchaus Charme ha-
ben, umsetzbar sind und einen Schritt in die richti-
ge Richtung bedeuten, finden sich doch auch eini-
ge Punkte, denen wir so nicht folgen können. Ich 
bin mir sicher, dass wir hier in diesem Hohen Hau-
se über die Zuwanderung noch häufiger diskutie-
ren und sprechen werden.  

Bei diesem Antrag ist es uns nicht gelungen, auf 
einen Nenner zu kommen. Gleichwohl - wie ge-
sagt - stimmen wir vielen Punkten zu, aber einigen 
auch nicht. Aus diesem Grunde wird sich die CDU-
Fraktion bei der Abstimmung über diesen Antrag 
enthalten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Lorberg. - Jetzt hat sich Herr 
Kollege Belit Onay für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen gemeldet. Bitte schön! 

Belit Onay (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Sehr geehrte Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Diesen Antrag gibt es in zweifacher Ausfertigung, 
er wurde zunächst eingebracht und dann zurück-
gezogen, um dann mit redaktionellen Änderungen 
noch einmal eingebracht zu werden. Zu der ersten 
Version, die sich jetzt nicht gravierend von der 
aktuellen unterscheidet, gab es eine Beratung in 
der Kommission für Migration und Teilhabe, die 
diesen Antrag im Ergebnis abgelehnt und sich vor 
allem zu dem Thema „Einwanderungsgesetz“ ge-
äußert hat. 

Wir sind in der Mehrheit dafür, dass man sich die-
ser Frage annimmt und darüber diskutiert. Aber die 
Frage ist natürlich, wie so etwas im Detail ausse-
hen soll. Sie schlagen dafür ein vollständiges 
Punktesystem vor. Dazu gibt es, wie ich finde, ein 
sehr, sehr gutes Zitat zu der Situation in Kanada, 
die ich mir übrigens vor zwei Jahren selbst einmal 

anschauen konnte. Dieses Zitat, das ein Mitglied 
der Kommission aus einem Gespräch mit einer 
kanadischen Integrationsforscherin mitgebracht 
hat, will ich dem Plenum nicht vorenthalten. Der 
Kollege sagte Folgendes: Wenn du in mein Land - 
also Kanada - kommst, und einen Herzinfarkt er-
leidest, dann versuche ganz schnell, ein Taxi zu 
bekommen; denn am Steuer eines Taxis findest du 
schneller einen Arzt als in einem Krankenhaus. 

In Kanada hat das zur Einsicht geführt, dass die-
ses Punktesystem nicht zielführend war, um quali-
fizierte Menschen dorthin zu bringen, wo sie hin-
gehören. Das hat meines Erachtens letztendlich 
dazu geführt, dass Kanada eingelenkt hat und - 
Frau Lorberg hat es erwähnt - von diesem Punkte-
system zumindest in Teilen abgerückt ist. 

Nichtsdestotrotz sind wir uns einig: Deutschland ist 
ein Einwanderungsland. Auch durch die EU-Frei-
zügigkeit wurde vielen Menschen der Anreiz ge-
schaffen, frei zu reisen. 

Ich will jetzt auch noch einmal das Thema „Zuwan-
derung in die Sozialsysteme“ aufgreifen. Deutsch-
land profitiert massiv von Zuwanderung, nicht nur 
kulturell, nicht nur menschlich, sondern auch wirt-
schaftlich. Das Zentrum für Europäische Wirt-
schaftsforschung hat in einer Studie aus dem Jahr 
2014 vorgestellt, dass allein im Jahr 2012 Auslän-
der durchschnittlich pro Kopf 3 300 Euro mehr an 
Steuern und Sozialabgaben zahlten, als sie an 
Leistungen erhalten haben. Dies ist also ein sattes 
Plus. Wenn so die Zuwanderung in die Sozialsys-
teme aussieht, dann herzlich willkommen. 

Die Studie sagt auch ganz klar: Je höher die Quali-
fizierung der jeweiligen Person ist, desto höher - 
um es kurz gefasst zu sagen - ist der Gewinn für 
Deutschland und in dem Fall auch für Niedersach-
sen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Oetjen hat es ganz deutlich angesprochen: 
Es gibt natürlich unterschiedliche Kanäle der Zu-
wanderung. Wir haben das Asylrecht. Im Zuwan-
derungsrecht ist die Arbeitszuwanderung von au-
ßerhalb des EU-Raums nicht richtig geregelt; es 
lässt sie nicht wirklich zu. Im Asylbereich haben wir 
auch noch die ständige Debatte um legale Einrei-
sewege; ich erinnere nur an das Mittelmeer und 
die tragischen Situationen, die wir dort immer wie-
der erleben. 

Es braucht ganz klare rechtliche Rahmenbedin-
gungen. Deshalb bin ich froh, dass die Nieder-
sächsische Landesregierung eine Initiative in den 
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Bundesrat eingebracht hat, um ein Einwande-
rungsgesetz auf den Weg zu bringen. 

Das ist übrigens auch der Grund dafür, dass wir 
Ihren Antrag im Ergebnis ablehnen. Denn diese 
Initiative der Landesregierung sieht klare, ver-
ständliche Regeln vor. Sie sieht eine breite gesell-
schaftliche Verständigung, eine breite Debatte vor. 
Sie sieht auch vor, Indikatoren zu erheben, um 
Engpassberufe klar zu definieren. Sie sieht auch 
vor, einen unkomplizierten Familiennachzug zu 
ermöglichen. 

Mein letzter Hinweis betrifft den Zuzug auf Zeit: 
Das ist natürlich eine Möglichkeit, wenn es ge-
wünscht ist. Aber das ist immer schwierig. Ich will 
nur an die Gastarbeiterinnen- und Gastarbeiterge-
neration erinnern - Menschen, die vermeintlich als 
Gäste kämen und letztendlich für 40, 50 Jahre und 
darüber hinaus geblieben sind. 

Alles in allem kommen wir zu dem Schluss, dass 
wir mit dieser Initiative hinsichtlich eines Einwande-
rungsgesetzes auf einem guten Weg zu einer De-
batte sind. Wir lehnen diesen Antrag hier deshalb 
ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Onay. - Jetzt hat sich Ulrich 
Watermann, SPD-Fraktion, gemeldet. Bitte schön! 

Ulrich Watermann (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Kollege Oetjen, Sie haben in Ihrer 
Einleitung ganz wichtige Punkte angesprochen, die 
ich voll und ganz unterstütze.  

Bis dato sind wir davon ausgegangen, dass Frei-
zügigkeit etwas ganz Wichtiges ist, auch für die 
Wirtschaft. Jetzt erleben wir, dass sich die Welt 
sehr verändert, und zwar in das Gegenteil. Es 
werden Mauern hochgezogen, in den Vereinigten 
Staaten, aber auch innerhalb Europas. Ich finde, 
dem müssen wir begegnen. Wir müssen offen 
dafür sein, dass Freizügigkeit nicht nur für die 
Wirtschaft gilt, sondern auch für die Menschen. 

Die Menschen, die zu uns kommen, haben ganz 
unterschiedliche Motive. Ein sehr großer Teil 
kommt aus der Europäischen Union zu uns. Ande-
re kommen zu uns - Sie haben es gesagt -, weil sie 

Asyl suchen, weil sie individuell verfolgt wurden 
oder weil sie aus Kriegsgebieten kommen. 

Die sozialdemokratische Fraktion im Niedersächsi-
schen Landtag und ich sind der Überzeugung, 
dass wir ein Zuwanderungsgesetz brauchen. Dass 
wir Regeln brauchen, klang bei allen Rednerinnen 
und Rednern hier durch. 

Die vielen Punkte, die Sie in Ihrem Entschlie-
ßungsantrag aufgezählt haben, können wir nicht 
voll und ganz teilen. Wir müssen aber auf Bundes-
ebene Druck machen, damit wir ein Zuwande-
rungsgesetz bekommen. In den Bundesrat - das 
hat der Kollege schon angesprochen - haben 
Rheinland-Pfalz und Niedersachsen eine Zehn-
Punkte-Initiative für ein Zuwanderungsgesetz ein-
gebracht. Wir glauben, dass diese zehn Punkte 
eine gute Grundlage sind. 

In dieser Zeit, in der wir erleben, dass an vielen 
Stellen Mauern hochgezogen werden, müssen wir 
eine offensive Debatte führen. Wir brauchen keine 
Angst davor zu haben, dass Menschen zu uns 
kommen. Wir müssen das nur vernünftig und klar 
regeln. Wir müssen die Abläufe so steuern können, 
dass wir nicht überfordert werden, wenn die Men-
schen zu uns kommen. Die Überforderung entsteht 
nicht durch den Zuzug, sondern dadurch, dass so 
viele auf einmal zu uns ziehen. 

Ich will es ganz deutlich sagen: Debatten, wie wir 
sie vorhin und gestern hier geführt haben, sind da 
eher abschreckend. Vielleicht können wir uns dazu 
durchringen, nach der Phase der Wahlkämpfe zu 
dem Konsens zurückzukommen, auf den wir uns in 
diesem Landtag geeinigt hatten: Wir bekennen uns 
dazu, dass Deutschland ein Zuwanderungsland ist. 
Zuwanderung braucht Regeln, an die sich jeder zu 
halten hat. Unser Rechtsstaat setzt den Rahmen, 
in dem sich alle zu bewegen haben. Verstöße - 
aus welchen Motiven immer - werden verfolgt. 

Wir sagen ganz deutlich: Wir brauchen Zuwande-
rungsregeln. Wir brauchen ein Zuwanderungsge-
setz. Wir brauchen Freizügigkeit. Wir müssen eine 
offene Gesellschaft organisieren. Das ist gut, und 
deshalb ist der Antrag ein guter Anstoß. Er ist aber 
ein wenig zu detailreich. Ich glaube, dass diese 
Details zu Kanada und die vielen anderen Punk-
ten, die schon angesprochen worden sind, nicht so 
wirkungsvoll sind.  

Wir wollen die Menschen mitnehmen, auch was 
ihre Qualifikationen angeht. Wir müssen unsere 
Gesellschaft öffnen, damit wir den Menschen, die 
zu uns gekommen sind, Möglichkeiten geben, dass 
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sie sich in ihren Berufen weiterqualifizieren oder 
dass ihre Qualifikationen anerkannt werden.  

Deshalb: Es ist im Ganzen ein guter Ansatz. Der 
Antrag ist aber ein wenig zu detailreich. Die Initiati-
ve Niedersachsens im Bundesrat ist ein hilfreicher 
Weg. Es sollte uns gelingen, unsere Gesellschaft 
nicht abzuschotten, sondern zu öffnen. Wir brau-
chen keine Angst vor Veränderung zu haben. Ich 
glaube, das wäre eine gute Grundlage. 

Es tut mir zwar leid, dass wir Ihrem Antrag nicht 
zustimmen werden. In der Tendenz sind wir aber 
einer Meinung.  

Vielen Dank. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Watermann. - Jetzt hat sich der 
Innenminister gemeldet. Herr Minister Pistorius, 
bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zunächst einmal danke ich der FDP aus-
drücklich für ihr Engagement und ihre Vorschläge 
in den Bereichen Einwanderung und Integration. 
Es tut gut, zu wissen, dass Sie in dieser Frage auf 
der richtigen Seite stehen. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Der vorliegende Antrag fasst im Wesentlichen die 
Arbeit der Landesregierung zusammen. Einiges 
davon wurde bereits angeschoben. Vieles ist von 
uns bereits umgesetzt worden. In will nicht sagen, 
dass sich der Antrag erübrigt hat. Aber er ist im 
Grunde genommen längst erledigt. 

Einige Forderungen, die Sie erheben, betreffen, 
wie Sie wissen, die Zuständigkeit des Bundes. Das 
prominenteste Beispiel dafür ist Ihre Forderung 
nach einem Einwanderungsgesetz. Dieser Forde-
rung kann ich voll und ganz zustimmen. Mit zwei 
niedersächsischen Entschließungsanträgen im 
Bundesrat wird die Bundesregierung aufgefordert, 
einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen. 
Leider warten wir bis heute auf eine Entscheidung. 

Ich kann Sie nur ermuntern, Ihren Worten und 
Ihren Anträgen mit uns Taten folgen zu lassen und 
sich gemeinsam mit uns in den Ländern und beim 
Bund für eine neue, dem 21. Jahrhundert ange-
messene Einwanderungspolitik einzusetzen.  

Ich denke, wir alle sind uns hier einig: Eine Ein-
wanderung über das Asylrecht, wie wir sie heute 
faktisch haben, ist nicht das geeignete Mittel. Es ist 
notwendig und liegt auch in unserem eigenen wirt-
schaftlichen Interesse, dass es andere Möglichkei-
ten der Migration nach Deutschland gibt. Wir müs-
sen den Menschen einfach mehr Möglichkeiten 
bieten, unter bestimmten Voraussetzungen nach 
Deutschland kommen zu dürfen.  

Das ist kein Zukunftsprojekt, das wir irgendwann in 
ferner Zukunft angehen können. Das müssen wir 
jetzt anpacken und umsetzen. Es geht dabei um 
die Schließung der Fachkräftelücke, es geht um 
die Entlastung des Asylsystems, und es geht nicht 
zuletzt um eine faire und gesteuerte Zuwanderung, 
meine Damen und Herren. Hierzu muss Bereit-
schaft auf politischer Ebene bestehen. Diese Be-
reitschaft vermisse ich aber leider bei Teilen der 
CDU. 

Es bedarf aber auch einer breiten gesellschaftli-
chen Debatte über die Einwanderung und die Ver-
änderungen, die mit ihr einhergehen. Wir müssen 
den Menschen vermitteln, dass Deutschland längst 
ein Einwanderungsland ist und dass viele Bran-
chen und Regionen schon heute auf ausländische 
Fachkräfte schlicht angewiesen sind. 

Es gilt, die Rahmenbedingungen für die Einwande-
rung attraktiver zu gestalten, damit gut ausgebilde-
te Menschen zu uns kommen. Sie dürfen nicht 
gezwungen sein, einen von vornherein aussichts-
losen Asylantrag zu stellen und so in einer Sack-
gasse zu landen. 

Ich sagte es bereits: Ich bin Ihnen von der FDP für 
das nun vorliegende Glossar durchaus dankbar. 

Es zeigt uns auch, wie viel in den vergangenen 
etwa 15 Monaten nicht nur vonseiten der staatli-
chen Ebenen geleistet worden ist. Deutschland hat 
in einem sehr kurzen Zeitraum historisch hohe 
Zugangszahlen verzeichnet. Man kann ohne jede 
Übertreibung feststellen: Das Land, die Kommunen 
und die Hilfsorganisationen haben diesen - man 
kann ihn wirklich so nennen - Stresstest bestan-
den. 

Vor dem Hintergrund so mancher aktuellen Dis-
kussion kann ich daher nur appellieren: Wir sollten 
den Akteuren in der Verwaltung und in den Hilfsor-
ganisationen nun die notwendige Ruhe und die 
Rückendeckung geben, die sie brauchen, um aus 
der Ausnahmesituation die richtigen Schlüsse für 
die Zukunft zu ziehen. Stärken wir diesen Leis-
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tungsträgern gemeinsam den Rücken für ihre wich-
tige Arbeit! 

Ihr Entschließungsantrag ist gut, aber aufgrund der 
guten Arbeit aller Akteure innerhalb und außerhalb 
der Landesregierung obsolet. 

Vielen Dank. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Um zusätzliche Re-
dezeit hat die FDP-Fraktion gebeten. Herr Oetjen, 
zwei Minuten, bitte! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Sehr geehrter Herr Minister, ich glaube nicht, 
dass unser Antrag obsolet geworden ist. Ich möch-
te dazu nur auf einen Sachverhalt hinweisen, der 
aus meiner Sicht uns alle beschäftigen sollte. 

Angesichts der großen Zahl von Asylanträgen, der 
dadurch langen Dauer der Bearbeitung, des 
dadurch langen Aufenthaltes dieser Menschen bei 
uns in Deutschland und der Möglichkeit, dass sie - 
was wir sehr richtig finden - während des Verfah-
rens schon frühzeitig eine Arbeit aufnehmen kön-
nen, laufen wir in die Situation, dass mehr und 
mehr Menschen bei uns kein Anrecht auf Asyl 
haben, aber Arbeit gefunden haben und sich bei 
uns gut integrieren. Wir haben für diese Menschen 
aber derzeit keine Antwort. 

Die Antwort, Herr Minister, dass wir alle ja ein Ein-
wanderungsgesetz wollen, hilft denen nicht. Mir 
kommen regelmäßig Fälle auf den Schreibtisch, 
bei denen es heißt: Gut integriert, der Arbeitgeber 
möchte ihn gerne behalten, ist auf dessen Arbeits-
kraft angewiesen und Ähnliches. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Sind Sie für ei-
nen Spurwechsel, Herr Oetjen?) 

Es gibt aber keine Schnittstelle zwischen dem 
Asylverfahren und der Möglichkeit, in unseren 
Arbeitsmarkt einzuwandern. Das wird mehr und 
mehr zum Problem, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen. Da reicht es nicht aus, zu sagen: Der Antrag 
ist obsolet, und wir wollen ein Einwanderungsge-
setz. - Wir brauchen für diese Menschen vielmehr 
ganz konkrete Antworten. Diese Antworten bleiben 
Sie aber bisher schuldig. 

(Beifall bei der FDP - Filiz Polat 
[GRÜNE]: Das stimmt gar nicht!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Oetjen. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP 
in der Drucksache 17/6893 ablehnen will, bitte ich 
um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Das 
Erste war die Mehrheit. Damit wurde der Be-
schlussempfehlung gefolgt. 

Bevor ich den Tagesordnungspunkt 17 aufrufe, 
möchte ich Sie darauf hinweisen, dass wir - nach 
Absprache unter den Fraktionen - den Tagesord-
nungspunkt 19 noch vor der Mittagspause behan-
deln werden. Dann können sich die Redner darauf 
einstellen. 

Ich rufe auf den  

Tagesordnungspunkt 17: 
Abschließende Beratung: 
Gründerschmiede Niedersachsen - mehr Enga-
gement für eine neue Gründerkultur - Antrag der 
Fraktion der FDP - Drs. 17/3533 - Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und 
Verkehr - Drs. 17/7288 - Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU - Drs. 17/7336  

Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag in geänderter 
Fassung anzunehmen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Der Änderungsantrag der Fraktion der CDU zielt 
auf die Annahme des Antrages in einer anderwei-
tig geänderten Fassung. 

Wir kommen zur Beratung. Die Vizepräsidentin 
Frau Dr. Gabriele Andretta hat sich für die SPD-
Fraktion zu Wort gemeldet. Bitte schön! 

Dr. Gabriele Andretta (SPD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Es handelt sich aber 
um eine Entschließungsinitiative der FDP-Fraktion. 
Von daher ist es ein Gebot der Fairness, dass die 
FDP-Fraktion beginnt. 

(Zurufe von der FDP: Ladies first!) 

- Sie wollen nicht? - Okay. 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Ich habe sehr laut „FDP-Fraktion“ gesagt. - Frau 
Vizepräsidentin, es muss an Ihrem Amt liegen, 
dass Sie zuerst sprechen dürfen. Bitte schön! 

(Zuruf: An ihrer Autorität!) 

- Auch an ihrer Autorität, ja. 

Dr. Gabriele Andretta (SPD): 
Alles klar. 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Unternehmensgründungen sind ohne Zweifel ein 
wichtiger Faktor für die Volkswirtschaft eines Lan-
des. Sie bringen Dynamik in eine Wirtschaft, si-
chern ihre Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit, 
schaffen neue Arbeitsplätze und sind gut für die 
soziale Mobilität einer Gesellschaft. Unbestritten ist 
auch, dass Deutschland und Niedersachsen im 
Vergleich zu anderen Industrienationen wie den 
USA - denken Sie aber auch an Kanada oder Isra-
el - bei Gründungen Nachholbedarf haben. Es fehlt 
in unserem Land an Gründergeist, und das wollen 
wir ändern. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Den von der FDP eingebrachten Entschließungs-
antrag haben wir im Ausschuss sehr intensiv bera-
ten. Bei einigen Punkten, liebe Kollegen und Kol-
leginnen, waren wir uns auch schnell einig, z. B. 
darüber, dass wir eine bessere Gründerkultur, eine 
Kultur der zweiten und dritten Chance brauchen. 

Ein Beispiel zur Veranschaulichung: Als der ameri-
kanische Erfinder und Wissenschaftler Thomas A. 
Edison vor 140 Jahren die Idee hatte, New York zu 
elektrifizieren, gründete er ein „Start-up“ - die Edi-
son Electric Light Company - und begann, mit der 
Glühbirne zu experimentieren. Er brauchte rund 
2 000 Anläufe, bis er den ersten Kohlefaden in 
einer Lampe zum Leuchten bringen konnte. Tro-
cken kommentierte Edison seine 2 000 Fehlversu-
che mit dem Satz: 

„Ein Misserfolg war es nicht. Denn wenigs-
tens kennt man jetzt 2 000 Arten, wie ein 
Kohlefaden nicht zum Leuchten gebracht 
werden kann.“ 

Scheitern also nicht als Stigma, 

(Christian Dürr [FDP]: Sehr richtig!) 

sondern als Voraussetzung für Erfolg! Das ist eine 
Sichtweise, die uns fremd ist. Doch genau das 
brauchen wir: eine Gründerkultur als Fehlerkultur. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP - 
Jens Nacke [CDU]: Das sieht man an 
der Landesregierung!) 

Es muss übrigens, liebe Kollegen und Kolleginnen, 
nicht immer die außergewöhnliche Idee sein, die 
Erfindung von etwas Neuem, was ein Start-up 
innovativ und erfolgreich macht. Der Anteil von 
Start-ups, die einen Markt revolutionieren, ist sehr 
gering. Er liegt bei weniger als 5 %. Innovativ kann 
auch sein, Dinge, die bereits getan werden, anders 
zu tun, neue Geschäftsmodelle zu entwickeln. 

Meine Damen und Herren, Studien zeigen, dass 
neben der fehlenden Gründerkultur vor allem die 
Kapitalbeschaffung ein großes Hindernis beim 
Gründen darstellt. Banken und Investoren - Sie 
wissen das - halten sich in der Frühphase der Un-
ternehmensgründung zurück. Crowd Funding als 
Finanzierungsinstrument ist bei uns noch wenig 
entwickelt, und insbesondere teuren technikaffinen 
Start-ups mangelt es an Wagniskapital. Ein not-
wendiges Capital-Venture-Gesetz scheitert bisher 
am Bundesfinanzminister. Ich habe es von daher 
sehr begrüßt, liebe Kollegen und Kolleginnen von 
der CDU, dass Sie diese Forderung in Ihrem Ände-
rungsantrag explizit mit aufgenommen haben. 

Umso wichtiger sind für Gründungen öffentliche 
Förderprogramme und Finanzierungshilfen von 
EU, Bund und Ländern. Laut KfW-Gründungsmoni-
tor schneidet Niedersachsen hierbei im Vergleich 
zum Bundesdurchschnitt ganz gut ab. Mit dem 
Programm MikroSTARTer, dem Niedersachsen-
Gründerkredit und dem bundesweit einmaligen 
Beteiligungsfonds von Land und Niedersachsens 
Metallarbeitgebern sowie dem neuen Förderpro-
gramm des Bundes „INVEST - Zuschuss für Wag-
niskapital“ wird jungen Unternehmen in Nieder-
sachsen geholfen, eine Finanzierung auf die Beine 
zu stellen. 

Eine weitere Erfolgsgeschichte - Sie kennen Sie 
aus Ihren Wahlkreisen -: In 30 Technologie- und 
Gründungszentren des VTN - das ist der Verein 
Technologie-Centren Niedersachsen - werden 
heute knapp 700 junge Unternehmen in der Start-
up-Phase aktiv unterstützt, mit steigender Ten-
denz. Ich finde, das kann sich sehen lassen. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Zu nennen ist auch das EXIST-Programm des 
Bundes, mit dem Gründungen an Hochschulen 
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
gefördert und das Gründungsklima verbessert 
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werden. Im Bundesvergleich hat Niedersachsen 
übrigens einen Platz in der Spitzengruppe bei der 
Gründungsförderung durch die Hochschulen. Auch 
bei den Gründungslehrstühlen ist Niedersachsen 
ganz vorne mit dabei. Damit sind unsere Hoch-
schulen, liebe Kolleginnen von FDP und CDU, 
offenbar schon weiter, als Sie es mitbekommen 
haben. Wir freuen uns darüber sehr. 

Auch hat sich inzwischen einiges in steuerlicher 
Hinsicht getan, Herr Grascha. Mit dem vom Bun-
destag im Dezember verabschiedeten Gesetz zur 
Weiterentwicklung der steuerlichen Verlustver-
rechnung bei Körperschaften werden zukünftig bei 
einem Anteilseignerwechsel die Verlustvorträge 
von jungen, innovativen Start-ups nicht mehr un-
tergehen. Das ist ein gutes Signal für den Wagnis-
kapitalstandort Deutschland. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Darüber hinaus sind aber auch direkte Steueran-
reize wichtig, und zwar keine mit der Gießkanne, 
sondern geknüpft an innovationsfreundliche Be-
dingungen. Deshalb setzt sich Niedersachsen in 
einer Bundesratsinitiative für Abschreibungsmög-
lichkeiten auf Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung ein. Jeder Euro, der in einem Unterneh-
men bei den Forschungskosten anfällt, soll die 
Steuerlast drücken, wovon insbesondere Start-ups 
in Tech-Branchen profitieren werden. Eine tolle 
Initiative, von der wir hoffen, dass sie bald Geset-
zeskraft erreichen wird! 

(Beifall bei der SPD) 

All diese Initiativen, liebe Kollegen und Kollegin-
nen, zeigen, dass diese Landesregierung einiges 
auf den Weg gebracht hat, und erste Erfolge wer-
den sichtbar. So weist der neue Start-up-Monitor 
2016 neben den fünf bekannten Gründungsregio-
nen Berlin, Hamburg, München, Rhein-Ruhr und 
Stuttgart erstmals eine weitere, für Gründer attrak-
tive Region - oder, wie es in dieser Sprache heißt: 
einen Hub - aus: Es ist Oldenburg/Hannover. Wir 
gratulieren! 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN - Jens Nacke 
[CDU]: Die Reihenfolge hat mir gefal-
len!) 

- Ja, sie ist genau so! Herr Nacke, auch ich habe 
mich sehr gewundert. 

(Jens Nacke [CDU]: Ich nicht!) 

Aber genau so ist sie. 

Am Schluss möchte ich auf Edison zurückkom-
men. Was wir alle an ihm bewundern, ist nicht nur 
sein Erfinder-, sondern auch sein Gründergeist. 
Genau deshalb - da sind sich wohl alle Fraktionen 
in diesem Hause einig - müssen wir diesen Grün-
dergeist verstärkt in unsere Schulen und in die 
Klassenzimmer bringen, und zwar nicht nur als 
Thema auf den Lehrplan, wichtiger ist vielmehr das 
Ausprobieren. Wo geht das besser, als in einer 
eigenen Schülerfirma? - In Niedersachsen gibt es 
ein Netzwerk aus inzwischen 820 nachhaltigen 
Schülerfirmen. Dieses Netzwerk wollen wir weiter 
ausbauen. 

Eine große Chance für mehr Gründergeist in den 
Schulen bietet die Digitalisierungsoffensive der 
Landesregierung in der Bildung. Schon heute ist 
jede fünfte Gründung digital, d. h. der Einsatz von 
digitalen Technologien ist entscheidend für die 
Realisierung des Geschäftskonzepts. Ich bin da-
von überzeugt, dass Schüler und Schülerinnen, die 
heute lernen, mit digitalen Technologien Probleme 
zu lösen, die erfolgreichen Gründer und Gründe-
rinnen von morgen werden können. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Am Schluss möchte ich mich bei allen Kollegen 
und Kolleginnen für die sehr konstruktive und in-
tensive Diskussion im Ausschuss bedanken. Es ist 
schade, dass wir uns am Ende nicht auf eine ge-
meinsam getragene Entschließung einigen konn-
ten. Aber ich glaube, das Anliegen ist deutlich ge-
worden: mehr Gründergeist, ein besseres Grün-
derklima für Niedersachsen. Ich glaube, das kön-
nen wir alle hier unterschreiben. Die SPD-
Landtagsfraktion jedenfalls wird weiterhin gemein-
sam mit der Landesregierung dafür arbeiten, dass 
junge Gründer und Gründerinnen die besten Rah-
menbedingungen in Niedersachsen haben werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Dr. Andretta. - Es hat sich jetzt 
Christian Grascha, FDP-Fraktion, zu Wort gemel-
det. Bitte schön, Herr Grascha! 

Christian Grascha (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich bin zunächst einmal sehr 
erfreut, dass wir hier heute auch von der Kollegin 
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Dr. Andretta einen sehr sachlichen und konstrukti-
ven Beitrag zu diesem aus unserer Sicht sehr 
wichtigen Thema gehört haben. 

Denken wir nur einmal an die erste Beratung die-
ses Antrags zurück! Der eine oder andere Kollege 
mag sich noch daran erinnern; das liegt mittlerwei-
le anderthalb Jahre zurück. Damals hat der Kolle-
ge Erkan für die SPD-Fraktion gesprochen und 
hat - ich darf daran erinnern - von „neoliberalen 
Wertvorstellungen“ gesprochen, die wir „unters 
Volk … bringen“ wollten, von Zeitverschwendung, 
womit er unseren Antrag meinte, und hat dann 
auch unsere Kolleginnen in der Fraktion beleidigt, 
indem er sie als „fleißige FDP-Bienchen“ bezeich-
net hat. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Das alles hat dann zu einer Geschäftsordnungs-
debatte geführt. 

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Nun kom-
men Sie doch einmal zur Sache!) 

Aber, wie gesagt, darüber sind wir ja glücklicher-
weise hinweggekommen. So konnten wir in den 
letzten anderthalb Jahren tatsächlich eine sehr 
konstruktive Debatte in den Fachausschüssen zu 
diesem Antrag erleben. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Bedauerlicherweise müssen wir feststellen, dass 
auch im Jahr 2016 die Gründerdynamik in 
Deutschland und damit auch in Niedersachsen 
nachgelassen hat; denn insgesamt ging die Zahl 
der Gründungen - beispielsweise im gewerblichen 
Bereich um weitere 6 % - zurück. Das führte wie-
derum mit dazu, dass sich die Zahl der Unterneh-
men in Deutschland insgesamt um 33 000 verrin-
gert hat. 

Das ist in der Tat ein sehr ernst zu nehmendes 
Problem und eine Wohlstandsgefahr für unser 
Land. In einem Unternehmen, das nicht mehr exis-
tiert, können keine Menschen mehr beschäftigt 
und keine Familien mehr ernährt werden. Das ist in 
der Tat eine Wohlstandsgefahr. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Deswegen brauchen wir mehr Gründergeist in 
unserem Land. Wir brauchen mehr Mut, wir brau-
chen mehr Mut zu Unternehmertum, und wir brau-
chen mehr Risikokapital. Wie lautet allerdings Ihre 
Antwort? - Trotz des charmanten Vortrags muss 

ich sie leider kritisieren. - Mit dem Änderungsvor-
schlag von SPD und Grünen geht es darum, ers-
tens das jetzt schon Vorhandene abzufeiern und 
zweitens neue Dinge zu prüfen. Dann kriegt das 
Ganze noch einen grünen Anstrich mit dem Hin-
weis auf die Green Economy. Aber das wird defini-
tiv nicht reichen, um dieser Herausforderung tat-
sächlich gerecht zu werden. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Ich habe in den letzten zwei Jahren mit zahlreichen 
Gründerinnen und Gründern gesprochen. Ich habe 
während der Vorbereitung auf die heutige Sitzung 
einmal nachgezählt: Es waren insgesamt 87 Ge-
spräche, die ich zu diesem Thema geführt habe. In 
diesen Gesprächen wurden mir immer wieder drei 
ganz konkrete Probleme genannt. 

Das erste Problem war die Bürokratie. Wir haben 
mit einem Car-Sharing-Gründer gesprochen, der 
sich in den ersten Monaten nach der Gründung 
mehr mit dem Amt beschäftigt hat als mit seiner 
Dienstleistung. Aber das kann es doch nicht sein. 
Es geht also ganz konkret um Fragen wie: Muss 
ein junger Gründer tatsächlich monatlich eine Um-
satzsteuervoranmeldung abgeben? Hat er tatsäch-
lich die entsprechenden Vorgaben bei den Buch-
führungs- und bei den Bilanzierungspflichten ein-
zuhalten? - Wir treten dafür ein, dass insbesondere 
für das erste Jahr nach der Gründung Bürokratie-
freiheit geschaffen wird. Der Gründer muss sich 
um sein Produkt und um seine Dienstleistung 
kümmern - aber nicht um den Amtsschimmel, mei-
ne Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Das zweite Problem, das immer wieder angespro-
chen wurde, war die Rechtssicherheit. Viele Grün-
der wollen Rechtssicherheit haben, was ihre Situa-
tion bei den Sozialversicherungen angeht. Wir 
haben mit einem Gründer gesprochen, der Haus-
notrufgeräte herstellt. Er hat sich selbstständig 
gemacht und hatte eine etwas kompliziertere Ge-
sellschafterstruktur. Ihm war damals, zwei Jahre 
nach der Gründung, nicht klar, ob er in der gesetz-
lichen Krankenversicherung pflichtversichert ist. 
Meine Damen und Herren, die Gründer brauchen 
Rechtssicherheit; denn wenn das nicht geklärt ist, 
kann das zu massiven Nachzahlungen und damit 
zu einer existenziellen Bedrohung führen. 

(Beifall bei der FDP) 
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Drittens: Die Finanzierung, Stichwort „Risikokapi-
tal“, die finanzielle Unterstützung in der Grün-
dungsphase beispielsweise durch das von uns 
vorgeschlagene Gründerstipendium sind ebenfalls 
Themen, die aufgegriffen werden müssen. 

Meine Damen und Herren, das sind konkrete Prob-
leme. Es bedarf konkreter Lösungen, die den 
Gründern auch tatsächlich helfen. Aber was Sie in 
den Änderungsantrag geschrieben haben, sind nur 
Prüfaufträge und damit Placebos, die uns in keiner 
Weise weiterhelfen.  

Ich möchte noch auf einen Punkt hinweisen, der 
auch sehr wichtig ist. Eine Studie der Handels-
hochschule in Leipzig hat zutage gebracht, dass 
insbesondere Menschen, die eine duale, also eine 
berufliche Ausbildung haben, besonders häufig 
Unternehmensgründer werden. Bei ihnen ist die 
Gründungswahrscheinlichkeit deutlich höher als 
bei denen, die eine akademische Ausbildung ha-
ben. Deswegen ist es so wichtig, dass wir auch die 
duale Berufsausbildung attraktiv machen.  

(Glocke des Präsidenten) 

Ein weiteres ganz wichtiges Thema ist die Unter-
nehmensnachfolge speziell im Handwerk. Proble-
me dort können wir insbesondere damit lösen, 
dass wir die duale Ausbildung attraktiver machen.  

Aber man muss ebenso deutlich sagen, dass die 
Politik hier auch falsche Anreize setzt. In internati-
onalen Studien müssen wir uns als Deutsche bei-
spielswiese immer wieder vorhalten lassen, dass 
andere Länder bei der Gruppe der 25- bis 34-Jäh-
rigen einen Akademisierungsgrad von 40 % ha-
ben. Wir haben „nur“ einen Akademisierungsgrad 
von 25 %. Da wird uns ein Problem eingeredet, 
das es in Wahrheit aber nicht gibt. Denn wir haben 
die duale Berufsausbildung, die von der Qualität 
und den Ergebnissen her wahrlich besser ist als 
das, was wir vielfach in der Welt sehen.  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU - Glocke des Präsidenten) 

Deshalb müssen wir unserer Ansicht nach zu einer 
deutlichen Wertschätzung der dualen Ausbildung 
kommen. Es darf beispielsweise nicht sein, dass 
die Politik festlegt, dass das akademische Studium 
kostenlos ist, aber die Meisterausbildung 5 000 bis 
10 000 Euro kostet. Ein Meister muss genauso viel 
wert sein wie ein Master. Das wäre dann auch 
wieder ein Grund, warum sich Menschen selbst-
ständig machen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss! 

Christian Grascha (FDP): 
Kurz und gut: Mit dem, was Sie hier vorgelegt ha-
ben, mit Prüfaufträgen, wird man die Herausforde-
rungen der Zukunft nicht lösen können. Wir brau-
chen einen neuen Gründergeist und mutige Schrit-
te. Das ist die Wohlstandsgarantie für unser Land. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Ich danke Ihnen. - Herr Kollege Fredermann, CDU-
Fraktion, Sie haben das Wort. Bitte schön! 

Rainer Fredermann (CDU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist schon angeklungen: Nach andert-
halb Jahren Beratung kommen wir endlich zur 
Abstimmung über den FDP-Antrag bzw. über die 
Beschlussempfehlung des Wirtschaftsausschus-
ses.  

Bevor ich auf die Inhalte eingehe, möchte ich mich 
ganz herzlich bei allen Verbänden und Institutio-
nen bedanken, die an der Anhörung teilgenommen 
haben . Sie haben uns wichtige Impulse für unsere 
Beratungen gegeben, sie haben uns aber auch an 
der einen oder anderen Stelle in unseren Auffas-
sungen bestärkt. Im Kern sind sich - sowohl Ar-
beitgeber- als auch Arbeitnehmerseite - alle einig: 
Bei den Gründungen in Niedersachsen muss sich 
etwas bewegen. Es muss wieder zu mehr Neu-
gründungen in Niedersachsen, aber auch in ganz 
Deutschland kommen.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Bedanken möchte ich mich an dieser Stelle aus-
drücklich noch einmal bei Frau Dr. Andretta und 
den Kolleginnen und Kollegen der anderen Frakti-
onen für die gute Gesprächsrunde zur Erarbeitung 
eines gemeinsamen Antrags. Zu einem solchen ist 
es zwar nicht gekommen, aber im Kern sind wir 
uns alle einig. Wir wollen, dass sich etwas bewegt, 
haben aber unterschiedliche Ansätze. So ist das 
eben.  

Meine Damen und Herren, Deutschland ist, wie wir 
alle wissen, ein rohstoffarmes Land. Wir brauchen 
Ideen und Innovationen, um wirtschaftlich voran-
zukommen. Diese Ideen und Innovationen kom-
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men aber nicht nur aus den bestehenden Unter-
nehmen. Wichtig sind deshalb immer wieder neue 
Impulse durch neue Gründungen. Unternehmens-
gründungen wirken positiv. Sie sind der Motor 
einer modernen und innovativen Volkswirtschaft, 
sie erhöhen den Druck auf die bestehenden Un-
ternehmen, und sie stärken den Wettbewerb um 
die besten Ideen und letztendlich auch um die 
besten Köpfe.  

Dagegen stehen eine zu große Risikoscheu po-
tenzieller Gründer - aber auch potenzieller Kredit-
geber - sowie eine unzureichende Wertschätzung 
fehlgeschlagener Gründungen durch unsere Ge-
sellschaft. Wir alle möchten eine neue Gründerkul-
tur in Niedersachsen - aus unserer Sicht sowohl im 
Umfeld der niedersächsischen Hochschulen als 
auch aus dem Mittelstand heraus.  

Die CDU-Landtagsfraktion ist der festen Überzeu-
gung, dass mit gezielten landespolitischen Maß-
nahmen die Rahmenbedingungen für ein grün-
dungsfreundliches Klima in Niedersachsen ge-
schaffen werden können und müssen. Unser An-
trag umfasst zehn Punkte, die die Gründerkultur 
stärken sollen, ohne in ein unrealistisches 
„Wünsch-dir-was“-Konzert zu münden. Es geht bei 
diesem Thema nicht um die Anzahl der Spiegel-
striche, sondern um die Inhalte. Weniger ist hier 
viel mehr. Denn schließlich wissen wir aus den 
Erfahrungen der letzten vier Jahre, dass sich die 
Landesregierung sehr leicht im Klein-Klein verzet-
telt, wenn sie zu viele Bälle in der Luft halten soll.  

(Zustimmung von Adrian Mohr [CDU]) 

Wichtig ist uns auch: In unseren Forderungen 
schielen wir nicht nur nach Berlin, sondern bezie-
hen uns vor allem auf Niedersachsen. Hier muss 
unsere Landesregierung aktiv werden. Nieder-
sachsen muss auf eigenen Beinen stehen und darf 
nicht an der Hand von Berlin laufen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Lassen Sie mich auf einzelne Punkte eingehen.  

Wie kommt es eigentlich zu Neugründungen? - 
Meines Erachtens beginnt alles in der Schule. 
Wenn man dort nichts über Wirtschaft erfährt, 
wenn dort niemand aufzeigt, dass man sich auch 
selbständig machen kann, wenn dort ständig ver-
mittelt wird, „Abitur ist alles“ oder „Such dir einen 
Job im Büro!“, dann braucht man sich nicht zu 
wundern, dass niemand auf die Idee kommt, sich 
selbständig zu machen und damit letztendlich sein 
eigener Herr zu werden. Das fehlt bei uns, und 
deshalb müssen wir in der Schule ansetzen.  

Aus unserer Sicht geht es darum, die Lehrpläne 
des Unterrichtsfachs „Wirtschaft“ an Haupt-, Real- 
und Oberschulen sowie des Unterrichtsfachs „Poli-
tik-Wirtschaft“ an Gymnasien und den Berufsbil-
denden Schulen um die Aspekte Unternehmertum 
und Existenzgründung zu erweitern. Wir wünschen 
uns Kooperationen zwischen Schulen und Unter-
nehmen - an einigen Schulen in Niedersachsen 
gibt es sie schon -, um jungen Gründern Mut zu 
machen. Kurz gesagt: Wir brauchen einen besse-
ren Wirtschaftsunterricht.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Wir wissen, die Schüler informieren sich immer 
früher über ihre Zukunftsaussichten, sie überlegen 
sich immer früher, welchen beruflichen Weg sie 
einschlagen wollen. Deshalb ist es wichtig, nicht 
nur Praktika anzubieten, um Einblicke in Berufe zu 
ermöglichen, sondern auch zu zeigen, dass eine 
Existenzgründung ein Ziel sein könnte.  

Wir wünschen uns, dass Studiengänge wie der 
Masterstudiengang „Mittelständische Unterneh-
mensführung“ in Hannover ausgebaut werden und 
die Verankerung vergleichbarer Angebote an den 
anderen niedersächsischen Hochschulen geprüft 
wird. Ganz wichtig sind für uns auch Mentoring und 
passgenaue Förder- und Beratungsprogramme, 
sodass den Studierenden auch aus dem Hoch-
schulumfeld Impulse gegeben werden.  

Wenn sich junge Menschen mit dem Gedanken an 
eine Existenzgründung tragen, ist es wichtig, die 
Förderkulissen so zu gestalten, dass auch ein 
Scheitern erlaubt ist.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Auch beim zweiten und dritten Versuch einer Neu-
gründung sollte Unterstützung gegeben sein. Wir 
müssen Mut machen, indem wir klarstellen, dass 
ein Scheitern erlaubt ist.  

(Dirk Toepffer [CDU]: Mit Scheitern 
zum Erfolg!) 

Wir können zwar versuchen, ein frühzeitiges 
Scheitern zu vermeiden, aber wir können es nicht 
verhindern. Wir können Werkzeuge wie ein Grün-
dungscoaching zur Verfügung stellen und Berichts- 
und Dokumentationspflichten abschaffen, zumin-
dest für die ersten Jahre. Herr Grascha hat es 
eben bereits angesprochen: Die Unternehmens-
gründer sollen sich erst einmal um ihre Gründung 
kümmern können und sich nicht um den Papier-
kram kümmern müssen. Und ein Coaching - das 
wissen wir alle - ist letztendlich auch ein wesentli-
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ches Instrument für den Unternehmenserfolg. Dies 
müssen wir den Unternehmensgründern auch an 
die Hand geben. Für das erste Jahr der Gründung 
sollten, wie gesagt, die bürokratischen Belastun-
gen abgeschafft werden. In dieser Zeit sollten sie 
sich auf die Gründung konzentrieren können.  

(Zustimmung bei der CDU) 

In der Anhörung zeigten sich die Kammern und 
Arbeitgeberverbände sehr offen für dieses Thema. 
Aus unserer Sicht sollten zur Unterstützung poten-
zieller Gründer an die IHK-Bezirke angelehnte 
Gründerzentren mit regionalen bzw. branchenspe-
zifischen Schwerpunkten geschaffen werden. So 
etwas gibt es z. B. bereits in Garbsen. Ich glaube, 
das können wir für Niedersachsen flächendeckend 
ausweiten.  

Wir müssen auch genau schauen, warum erfolg-
versprechende Gründungen scheitern. Vielleicht ist 
zum Teil das Beratungsangebot nicht praxistaug-
lich, vielleicht mangelt es auch an zu wenig Eigen-
kapital. Daher brauchen wir Gründerzentren, um 
das Beratungsangebot zu erweitern.  

Wir brauchen auch - Frau Dr. Andretta hat es an-
gesprochen - ein Venture-Capital-Gesetz, das 
endlich attraktive Rahmenbedingungen für Wag-
niskapital schafft. Aber nicht nur Gründer müssen 
etwas wagen, meine Damen und Herren, sondern 
auch Kreditgeber. Wir brauchen mehr Risikokapital 
in Deutschland.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, wir sind davon über-
zeugt, dass Gründer, wenn die Forderungen aus 
unserem Antrag umgesetzt werden, mehr emotio-
nale Rückendeckung erhalten. Wir machen damit 
deutlich, dass sie weitere Chancen haben, innova-
tive Ideen umzusetzen.  

Aber auch potenzielle Unternehmensnachfolger 
dürfen wir nicht aus dem Blick verlieren.  

(Zustimmung bei der CDU - Angelika 
Jahns [CDU]: Gerade die nicht!) 

Es wäre doch schade, wenn gut laufende Unter-
nehmen geschlossen werden müssten, weil sich 
niemand findet, der bereit ist, sie weiterzuführen. 
Auch daran müssen wir arbeiten.  

Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, jungen 
Gründern die Angst vor dem Sprung in die Selb-
ständigkeit zu nehmen, oder diese zumindest zu 

reduzieren. Ich möchte noch einmal für unseren 
Antrag werben: Er ist kurz, aber gut.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Fredermann. - Jetzt hat 
sich Maaret Westphely zu Wort gemeldet, Bünd-
nis 90/Die Grünen. Sie haben das Wort. Bitte 
schön! 

(Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Maaret Westphely (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und 
Zuhörer! Diejenigen, die nicht an den Ausschuss-
beratungen teilgenommen haben, wundern sich 
vielleicht über die Auseinandersetzung. Es liegen 
drei Anträge vor, die inhaltlich gar nicht so weit 
auseinanderliegen, aber trotzdem gibt es keine 
gemeinsam getragene Beschlussempfehlung.  

Dazu muss man wissen: Auf Fachebene hatten wir 
eigentlich schon einen geeinten Antrag erarbeitet. 
Schade, dass es dann doch nicht geklappt hat.  

(Christian Grascha [FDP]: Das stimmt 
doch gar nicht!) 

Hinzu kommt: Die beiden Punkte, die Sie, Herr 
Grascha, gerade als strittig aufgeführt haben - zum 
einen die Aufnahme in die gesetzliche Kranken-
versicherung und zum anderen die Übernahme der 
Kosten für die Meisterprüfung -, stehen gar nicht in 
Ihrem Antrag. Dazu ein Hinweis am Rande: Wir 
Grüne haben auf Bundesebene ein super Konzept 
vorgelegt: die Bürgerversicherung für alle. Wenn 
die eingeführt wird, gibt es solche Probleme nicht 
mehr. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Uns eint die Meinung: Gründer und Gründerinnen 
tun Deutschland gut; denn sie sorgen für einen 
beständigen Wettbewerbsdruck, und sie fordern 
die bestehenden Unternehmen heraus. Das stärkt 
die Wettbewerbsfähigkeit der gesamten Wirtschaft 
und macht die Volkswirtschaft fit für die Herausfor-
derungen von morgen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 
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Eine Frage an CDU und FDP: Warum stellen Sie 
schlecht dar, was eigentlich gut ist? - Niedersach-
sen ist doch gut aufgestellt. Platz 6 von 13 Flä-
chenbundesländern ist, würde ich sagen, stabiles 
Mittelfeld; denn Tatsache ist doch, dass wir uns bei 
einem Thema wie Gründungen nicht ohne weiteres 
mit Stadtstaaten vergleichen können.  

(Christian Grascha [FDP]: Man sollte 
vielleicht einmal über den Tellerrand 
hinausschauen!) 

Leider ist aufgrund der erfreulich guten Lage des 
Arbeitsmarktes deutschlandweit ein Rückgang zu 
verzeichnen. Aber, so sagt Chefvolkswirt Jörg Zeu-
ner von der KfW-Bankengruppe: „Das Gründungs-
geschehen hat an Quantität verloren, aber struktu-
rell an Qualität gewonnen.“ Die Zahl innovativer 
Gründer stieg im Gegensatz zum sonstigen Trend 
sogar um 6 % auf 95 000 an. Das macht aus unse-
rer Sicht Hoffnung.  

Zwei weitere Punkte, die Gründer behindern kön-
nen, sind Schwierigkeiten, an Kapital zu kommen, 
weil zu Beginn die Sicherheiten fehlen - in diese 
Lücke stoßen wir mit verschiedenen Förderpro-
grammen und -maßnahmen; nicht nur auf Bundes-
ebene, sondern ergänzend auch auf Landesebene 
haben wir gute Sachen auf den Weg gebracht -, 
und ist die Bürokratie. Dazu folgender Hinweis: Wir 
haben wirklich jede einzelne Forderung, die die 
FDP in ihren Antrag geschrieben hat, um Bürokra-
tie abzubauen, intensiv geprüft. Leider ist nicht viel 
davon übrig geblieben.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Das ist ja das 
Problem!) 

Denn entweder sind die Forderungen widersinnig, 
oder die Regelungen, die es bereits gibt, sind 
wichtige Bausteine zur Verhinderung von Umsatz-
steuerbetrug, z. B. von Karussellgeschäften. Wir 
können leider nicht dabei mitmachen, unter dem 
Deckmantel einer freundlichen Gründerkultur die 
Bekämpfung von Betrug und Steuerhinterziehung 
zu behindern. 

(Christian Grascha [FDP]: Das ist Ihr 
Problem! Sie sehen hinter jedem Un-
ternehmer einen Betrüger!) 

Abgesehen von der Gründungsförderung in Nie-
dersachsen, die auch weiterhin für alle Branchen 
offen sein wird, will ich auf drei Schwerpunkte ein-
gehen.  

Zuerst zum Thema Gründungen aus Unis heraus. 
In diesem Bereich ist Niedersachsen jetzt schon 

führend. Zusammen mit Bayern und NRW gehören 
wir bundesweit zur Spitzengruppe. Das gilt auch 
für die Anzahl der Entrepreneurship-Professuren: 
Mit 15 Lehrstühlen sind wir ganz weit vorne. Aber 
auch Gründungen und Betriebsübernahmen, vor 
allem im Handwerk, werden im Moment und sollen 
auch zukünftig gut begleitet und gefördert werden.  

Der zweite Bereich: In den starken Zukunftsmärk-
ten in Niedersachsen wie der Green Economy mit 
erneuerbaren Energien, der Kreislaufwirtschaft und 
der nachhaltigen Mobilität können Gründungen 
einen wesentlichen Beitrag bei der Bewältigung 
der zukünftigen Herausforderungen leisten. Wir 
bauen darauf, dass Niedersachsen bei Existenz-
gründungen und Start-ups in diesem Bereich die 
führende Rolle behält.  

Drittens bringen wir die Frauen nach vorne. Frauen 
gründen immer noch weniger, sie gründen anders 
als Männer, sie sind weniger risikofreudig, aber 
dafür nachhaltiger. Sie wollen wir auch weiterhin 
stark unterstützen. In Hannover haben wir z. B. seit 
Jahren eine sehr lebendige Gründerinnenszene, 
u. a. im Bereich der Kreativwirtschaft. Auch das 
Land unterstützt die auf diese Zielgruppe zuge-
schnittene Beratung und hat damit viel Erfolg.  

Schade, dass die FDP in diesem Fall dem Wahl-
kampf mehr Gewicht gibt als den Inhalten. Ein 
gemeinsamer Antrag wäre ein starkes Signal ge-
wesen. Ich bitte um Zustimmung zu unserem An-
trag.  

Danke.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Grascha, möchten Sie kurzintervenieren? - 
Dann dürfen Sie das für 90 Sekunden. Bitte schön! 

Christian Grascha (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Kollegin West-
phely, uns hier Wahlkampf vorzuwerfen, geht 
komplett an der Sache vorbei; denn schließlich 
haben wir den Antrag ja schon im Juni 2015 ge-
stellt. 

(Beifall bei der FDP) 

Dass wir die Beratungen nicht schneller abschlie-
ßen konnten, lag daran, dass wir zahlreiche Anhö-
rungen durchgeführt haben. Das ist auch völlig in 
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Ordnung. Aber wie gesagt: Der Vorwurf „Wahl-
kampf“ geht an der Sache völlig vorbei.  

Ich habe mich allerdings wegen eines anderen 
Punktes gemeldet. Darin wird der grundsätzliche 
Unterschied zwischen der Sichtweise Ihrer Partei 
und der meiner Partei deutlich. Ich meine den Bü-
rokratieabbau. Sie haben gesagt, Sie hätten das 
geprüft, und am Ende sei nichts mehr übrig geblie-
ben, weil man, beispielsweise über die monatli-
chen Umsatzsteuervoranmeldungen, den Steuer-
betrug bekämpfen wolle.  

Darin liegt genau der Unterschied! Wir sehen eben 
nicht hinter jedem Unternehmer einen Verbrecher 
und einen Betrüger, sondern wir sehen darin erst 
einmal jemanden, der Verantwortung für die Ge-
sellschaft übernimmt.  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Diese Misstrauenskultur wollen wir nicht fördern. 
Wir wollen stattdessen Mut machen zum Unter-
nehmertum. Aber das schafft man nicht dadurch, 
dass man permanent Misstrauen sät, meine Da-
men und Herren.  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Grascha. - Möchte jemand von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erwidern? - 
Nein, Sie verzichten darauf. Dann ist jetzt für die 
Landesregierung Herr Minister Olaf Lies dran. Ich 
erteile ihm das Wort. Bitte, Herr Minister! 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ungeachtet kleiner abwei-
chender Details ist in der politischen Diskussion 
eine Grundhaltung deutlich geworden: Existenz-
gründungen und Start-ups sind für den Wirt-
schaftsstandort Niedersachsen wichtig. Dadurch 
werden neue Impulse gesetzt. Zwar kann der neue 
Impuls auf der einen Seite Dinge auf der anderen 
Seite erübrigen. Aber wenn wir diese Impulse nicht 
setzen, dann setzen sie andere, und deswegen ist 
das der richtige Weg. Dadurch entsteht auch Wett-
bewerb.  

Außerdem bieten Existenzgründungen und Start-
ups die Chance, dass neue Arbeitsplätze entste-
hen. Nur darauf zu setzen, dass unsere großen 
Unternehmen auch morgen noch die Arbeitsplätze 

sichern, ist zu wenig. Viele neue kreative Ideen 
können dazu führen, in größerer Zahl Arbeitsplätze 
zu haben.  

Deswegen ist die grundsätzlich positive Haltung, 
die auch hier im Landtag deutlich wird, ein ganz 
entscheidendes Signal nach außen, in die Regio-
nen und an die Menschen, die eine Gründungs-
idee haben und sich fragen, ob es überhaupt wert-
geschätzt wird, wenn sie einen solchen Weg ge-
hen. Trotzdem merken wir, dass das nicht so ganz 
einfach ist, und dann kommt immer die Debatte 
auf, warum das eigentlich so ist.  

Zuerst möchte ich sagen: Niedersachsen ist das 
Land der Ideen und der Innovationen. Wir müssen 
also aufpassen, dass wir nicht eine falsche Debat-
te führen im Sinne von: In Niedersachsen funktio-
niert das noch gar nicht, in Niedersachsen werden 
Innovationen nicht gefördert. Denn das ist nicht der 
Fall! Wir sind das Land der Ideen und Innovatio-
nen, und darauf können wir stolz sein. Dafür gibt 
es übrigens gute Beispiele.  

Heutzutage wird die Einschätzung, ob man eine 
gute Start-up-Kultur hat, ja daran festgemacht, ob 
es viele junge Leute gibt, die in merkwürdigen 
Räumlichkeiten sitzen und sich dort kreative IT-
Ideen überlegen. - Aber das ist nicht Start-up, wie 
wir es verstehen, sondern nur ein Teil davon.  

(Christian Grascha [FDP]: Auch!) 

- Auch, genau! Man kann auch in einem ganz 
normalen Arbeitsumfeld arbeiten.  

Ich stelle fest: Wir haben die Start-up-Kultur 
schlechthin. Ich schaue dabei Karl-Heinz Bley an. 
Das Handwerk ist der Beleg dafür. Wir haben viele 
Unternehmen, die sich mit neuen Ideen, neuen 
Dienstleistungen und neuen Angeboten selbst-
ständig machen. Deswegen meine ich, dass man 
schon sagen kann, dass das Handwerk in den 
vergangenen Jahrzehnten sozusagen die Start-up-
Schmiede in Niedersachsen gewesen ist. Ich finde, 
dass man diesen Aspekt positiv darstellen kann.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Minister, haben Sie gesehen, dass der Kolle-
ge Bley den Arm gehoben hat? - Er möchte Ihnen 
eine Frage stellen.  
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Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Okay, ich spreche künftig niemanden mehr persön-
lich an. Aber Herr Bley kann mir gerne eine Frage 
stellen.  

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Er wollte 
doch nur zustimmen!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Bitte schön, Herr Bley! 

Karl-Heinz Bley (CDU): 

Herr Präsident! Lieber Minister Olaf Lies, wir wis-
sen, dass Sie den Status quo loben, also das, was 
alles gut ist. Bevor ich meine Frage stelle, möchte 
ich darauf hinweisen, dass in Niedersachsen mitt-
lerweile an die 35 % der Unternehmen Probleme 
haben, einen Nachfolger zu finden. Ich darf eigene 
Erfahrungen, gesammelt im eigenen Unterneh-
men, schildern. Ich habe einen Kompagnon, der 
50 % der Anteile an einem Unternehmen hat, das 
seit 35 Jahren besteht. Er möchte mit 70 Jahren 
aussteigen und seine Anteile an meinen Junior 
verkaufen. Das Problem ist: Das, was es von der 
KfW gibt, unterscheidet sich kaum von dem, was 
die Hausbanken liefern. Was fehlt, ist eine Bürg-
schaft. Wenn der Junior keinen Vater hätte, der 
finanziell helfen würde, wäre das nicht machbar. - 
Wenn es hier vonseiten des Staates Hilfestellung 
gäbe, wäre es schön, wenn Sie mir die aufzeigen 
würden. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Bley, jetzt müssen Sie aber die Zwi-
schenfrage stellen. 

(Petra Tiemann [SPD]: Das ist hier 
doch keine Beratungsstunde!) 

Karl-Heinz Bley (CDU): 

Deswegen frage ich: Was tun Sie, damit Dinge wie 
Unternehmensnachfolgen in der Zukunft gelöst 
werden? - Ich erkenne in Ihrem Antrag keine Lö-
sungen, sondern nur Prüfaufträge.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 
bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Bitte, Herr Minister!  

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Sehr geehrter Herr Bley, ich spreche zwei Dinge 
an. Auch ich meine, dass das Übergangsmanage-
ment ein Thema ist, das man in den Bereich Start-
up einbeziehen kann, weil die Übernahme für den 
jungen Mann oder die junge Frau, die das Unter-
nehmen übernehmen, eine Existenzgründungs-
chance ist.  

Wir führen diese Beratung durch, übrigens auch 
über die Kammer, wie Sie wissen. Wir suchen 
auch nach Möglichkeiten, um an den geeigneten 
Stellen Bürgschaften zu vergeben; denn das 
macht Sinn. Für Beratung stehe ich Ihnen wie auch 
allen anderen selbstverständlich gerne zur Verfü-
gung.  

Ich finde, dass es ein wichtiger Hinweis ist, nicht 
nur auf die Gründung neuer Unternehmen zu set-
zen, sondern - das ist Ihr Ansatz gewesen - auch 
dafür zu sorgen, dass erfolgreiche Unternehmen 
weitergeführt werden können. Das gehört definitiv 
dazu, und daher nehmen wir das auch sehr ernst. 
Ich meine aber, dass das nicht der inhaltliche 
Schwerpunkt dieses Antrages gewesen ist. Inso-
fern müssen wir die Thematik ein bisschen diffe-
renziert betrachten. 

Wir sind erfolgreiche Start-up-Gründer. Das Bei-
spiel von Edison, das Frau Vizepräsidentin Andret-
ta nannte, ist richtig. Ein solches Beispiel haben 
wir aber auch in Niedersachsen, nämlich Enercon. 
Dieses Unternehmen ist in einer Garage entstan-
den. Der Unternehmer Aloys Wobben hatte die 
verrückte Idee, dass man überall im Land Wind-
energieanlagen aufstellen könnte. Das hat nie-
mand ernst genommen. Es hat am Anfang - die 
Hausbank ärgert sich übrigens heute noch dar-
über, dass sie keine Chance hat, mit ihm Geld zu 
verdienen - gar keine Bank gegeben, die das fi-
nanziert hat. Aber es ist eine Innovation, eine Idee 
aus unserem Land. 

Wir müssen aufpassen, dass wir die Erfolge Nie-
dersachsens dort, wo wir Gründer sind, wo wir 
Innovationen und Entwicklungen vorantreiben, in 
den Vordergrund stellen. Denn wenn wir sagen 
„Hier geht das nicht!“, dann kommt auch keiner. 

Wir müssen zeigen, wie erfolgreich wir sind. Wir 
haben tolle Beispiele in Niedersachen, die das 
wirklich eindrucksvoll belegen. Man könnte auch in 
den Süden zu Otto Bock gehen. Dort sehen wir es 
in genau der gleichen Form in einer ganz anderen 
Branche. Das zeigt, wie stark wir an der Stelle sind 
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und dass der Gründergeist Gott sei Dank schon 
seit Jahrzehnten vorhanden ist. Darauf müssen wir 
aufsetzen und aufbauen. 

Natürlich sehen wir auch, dass die Dynamik, die 
wir uns wünschen, nicht ganz so eintritt. Auf 
10 000 Erwerbfähige gab es im Bundesdurch-
schnitt 29 Gründungen, in Niedersachsen 26 
Gründungen. Da wünschen wir uns mehr Dynamik. 

Aber auch da - wir haben darüber beim letzten Mal 
diskutiert - machen wir uns mit Blick auf den wirk-
lich guten Arbeitsmarkt nichts vor. Wir reden auf 
der einen Seite über Fachkräftesicherung und die 
Chancen, dass junge, gut qualifizierte Menschen 
hervorragende Jobangebote bekommen. Auf der 
anderen Seite steht dazu alternativ die Idee: Mach 
dich doch selbstständig! - Das ist eine Konkurrenz-
situation, die fast ärgerlich ist. 

(Christian Dürr [FDP]: Ja!) 

Denn die vielen klugen Ideen, die sie haben, ge-
hen natürlich ein Stück weit verloren. 

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!) 

Deswegen ist es auch richtig, sehr stark dagegen 
zu setzen und das anzureizen, damit wir junge 
Leute dafür gewinnen. Da ist noch Luft nach oben. 

(Christian Dürr [FDP]: Ja!) 

Die Zahlen auf dem Arbeitsmarkt zeigen aber, wie 
gut er gerade ist. Deswegen sehen wir die 
Schwankungen: Ist der Arbeitsmarkt schwierig, 
steigt die Anzahl der Gründungen. Ist der Arbeits-
markt gut, sinkt sie wieder. Aber das ist keine 
Grundlage - da sind wir uns einig -, auf der wir uns 
ausruhen sollten. 

Von KPMG sind Untersuchungen gemacht worden, 
der „Deutsche Startup Monitor 2016“. Darüber ist 
berichtet worden - übrigens auch darüber, wie 
intensiv unsere Regionen unterwegs sind. Olden-
burg - wir nehmen das wahr wie auch diejenigen, 
die oft da sind: das TGO und die vielen anderen 
Bereiche - ist inzwischen zu einer interessanten 
Region geworden. Das gilt für Hannover, das gilt 
übrigens auch für Osnabrück in starkem Maße 
z. B. gerade im Bereich Agrar und Ernährung. 

Das genau ist der Unterschied, den wir in Nieder-
sachsen deutlich machen müssen. In Berlin kann 
man eine Startup-Szene im FinTech-Bereich grün-
den. Das kann man sich ansehen, weil es vielleicht 
gerade hip sein mag.  

Wenn man aber eine Gründung machen will, die in 
enger Kooperation mit führenden Unternehmen 

dieser Branche stattfindet, dann geht das in Nie-
dersachsen, weil wir alle Branchen haben. Deshalb 
müssen wir uns kein Abbild von Berlin erzeugen 
und sagen: Wir wollen eine hippe Stadt in Nieder-
sachsen haben. - Wir müssen vielmehr deutlich 
machen, dass wir all die Schwerpunktbranchen 
haben, die Chancen für Existenzgründer bieten - 
übrigens weit verteilt in dem Flächenland Nieder-
sachsen. Das ist eine Riesenchance, die wir nut-
zen sollten, weil das auch die Flächenregionen in 
Niedersachsen und vor allen Dingen die Hoch-
schulqualitäten, die wir dort vor Ort haben, stärkt. 
Alle diese Dinge müssen wir voranbringen. 

Wir müssen übrigens auch fördern und darstellen, 
wie erfolgreich wir sind. Ich möchte nur ein Unter-
nehmen nennen, welches das sehr deutlich voran-
gebracht hat. Das ist das Unternehmen FOVEA, 
das sich sozusagen selber mitbegleiten konnte, 
weil es damals 2013 den „DurchSTARTer-Grün-
derpreis“ bekommen hat und weil es inzwischen 
eine Reihe von Förderungen gab. Sie haben das 
gesehen. Es hat eine App entwickelt, mit der man 
das Volumen von Hölzern bestimmen kann. Wäh-
rend einige am Anfang noch gedacht haben „Na ja, 
gut, die messen da irgendwo im Wald, wie viel 
Holz da liegt“, ist daraus inzwischen eine enorme 
Geschäftsidee entstanden, wie man mit optischen 
Messverfahren Volumenberechnungen - übrigens 
völlig losgelöst von dem Thema Holz - machen 
kann und wie man mathematisch in der Lage ist, IT 
zu entwickeln.  

Da ist eine enorme Idee entwickelt worden, aus 
der Arbeitsplätze entstehen und mit der wir in Nie-
dersachsen zeigen können, dass wir damit hervor-
ragend aufgestellt sind. Diese Idee wurde übrigens 
auch gefördert. Das zeigt, dass das funktioniert. 
Wir haben erst im letzten Jahr einen Förderbe-
scheid über 800 000 Euro übergeben, um dieses 
Projekt weiter voranzubringen. 

Man sieht an diesen Beispielen, dass es gut funk-
tioniert und dass dort viele Möglichkeiten vorhan-
den sind. 

Zu Recht hat Herr Fredermann das Beispiel ge-
nannt, dass wir so früh wie möglich anfangen müs-
sen. Ich finde, auch das Thema Schülerfirmen ist 
ein gutes Beispiel. Warum denn nicht jungen Schü-
lern schon einmal eine Idee eröffnen, wie Selbst-
ständigkeit funktionieren kann? Übrigens sind da 
zum Teil - ich habe oft die Gelegenheit genutzt und 
habe mir das angesehen - tolle kreative Ideen 
entstanden. Die werden vielleicht keine nachhalti-
ge Geschäftsidee sein, mit der man Geld verdient. 
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Aber sie wecken in diesen jungen Leuten eine 
Begeisterung, die so schnell nicht vergessen wird 
und die auch hilft. 

Dafür haben wir die Programme. Ich will sie nicht 
alle aufzählen, aber ich möchte das Programm 
„MikroSTARTer Niedersachsen“ für Einsteiger 
nennen: 25 000 Euro ohne Sicherheit. Der „Nie-
dersachsen-Gründerkredit“ ermöglicht Kredite für 
die Investitions- und Betriebsmittel bis zu 
500 000 Euro; denn das Thema Eigenkapital spielt 
eine ganz große Rolle. Zu nennen sind auch der 
Beteiligungsfonds der NBank, den wir mit rund 
50 Millionen Euro aufgelegt haben, und die Mittel-
ständische Beteiligungsgesellschaft Niedersach-
sen.  

Wir sehen: Auch da haben wir durchgängig Förder-
instrumente, die dazu beitragen, das Ganze vo-
ranzubringen und zu nutzen. Dazu kommt die line-
are Förderung: Klassischerweise besucht jemand 
die Schule, absolviert ein Studium und macht sich 
danach selbstständig. Auch diese lineare Struktur 
fördern wir.  

Ich habe vorhin die Technologie- und Gründerzen-
tren angesprochen, von denen wir immerhin 24 
Mitglieder im niedersächsischen Verband haben, 
die ein gutes Instrument dafür sind. Ehrlicherweise 
muss man aber sagen: Gründungen in unserem 
Land finden nicht nur statt, indem man die Hoch-
schule besucht und auf Gründungen vorbereitet 
wird. 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

Gründungen in unserem Land finden statt, indem 
Menschen, egal ob jung oder älter, kreative Ideen 
haben und wir gemeinsam - dazu leistet der Antrag 
einen guten Beitrag - dafür sorgen, dass sie auch 
eine Chance haben, diese umzusetzen. Das ist gut 
für Niedersachsen. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Minister, bevor Sie jetzt zum Ende Ihrer Rede 
kommen - ich gehe davon aus, dass Sie dazu an-
setzen -, gibt es zwei Wortmeldungen zu Zwi-
schenfragen. Würden Sie die noch zulassen? 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 

Ja, sicher. Selbstverständlich. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Dann ist erst einmal Herr Dürr dran. Bitte! 

Christian Dürr (FDP): 
Vielen Dank, Herr Präsident. - Vielen Dank, Herr 
Minister, für die Gelegenheit. Das war ja jetzt ein 
flammendes Plädoyer für den ursprünglichen An-
trag meiner Fraktion. Ich freue mich darüber und 
bin ausdrücklich Ihrer Meinung, was Sie zum The-
ma Gründerkultur gesagt haben.  

Herr Minister, da Sie nicht nur Landesminister, 
sondern auch Abgeordneter dieses Hauses sind, 
frage ich Sie: Darf ich davon ausgehen, dass Sie 
gleich gegen den inhaltsleeren Änderungsantrag 
von Rot-Grün stimmen und dem Antrag meiner 
Fraktion zustimmen werden? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Minister, bitte! - Danach ist Herr Fredermann 
dran. 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! 
Sehr geehrter Herr Dürr, jetzt war ich leider nicht 
mehr zu meinem letzten Satz gekommen. Alle 
diese von uns geplanten und notwendigen Maß-
nahmen sind in dem Antrag, den die regierungs-
tragenden Fraktionen gestellt haben, aufgenom-
men.  

(Christian Dürr [FDP] lacht) 

Deswegen stimme ich natürlich diesem Antrag zu 
und bitte ich Sie ebenfalls um Unterstützung. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Christian Grascha 
[FDP]: Gerade noch so die Kurve ge-
kriegt!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Jetzt Herr Fredermann, bitte! 

Rainer Fredermann (CDU): 
Herr Minister, Sie sprachen davon: Niedersachsen 
ist das Land der Ideen und Innovationen. So steht 
das auf den Schildern an den Autobahnen. Aber 
diese Landesregierung möchte jetzt „Niedersach-
sen. Klar.“ als Claim haben. Werden dann die In-
novationen und Ideen verschwinden? 

(Beifall bei der CDU - Jens Nacke 
[CDU]: Das ist eine gute Frage! - 
Christian Dürr [FDP]: Die Antwort lau-
tet: Klar!) 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Minister, bitte!  

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Fredermann, es ist 
klar, dass wir weiterhin das Land der Ideen und 
Innovationen bleiben. Darüber müssen Sie sich 
keine Sorgen machen. Diese Landesregierung und 
die sie tragenden Fraktionen werden genau dieses 
Thema weiterhin eng im Fokus haben und voran-
bringen. Das steht für uns fest. Das ist klar. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Das 
ist ein standardisiertes Verfahren des 
Innenministers!)  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Weitere Wortmel-
dungen liegen zu Tagesordnungspunkt 17 nicht 
vor. Deswegen schließen wir die Beratung und 
kommen wir zur Abstimmung. 

Im vorliegenden Fall lässt sich nicht zweifelsfrei 
feststellen, ob sich die auf eine Annahme in einer 
geänderten Fassung zielende Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses oder der vorliegende Ände-
rungsantrag inhaltlich weiter von dem Ursprungs-
antrag entfernt. 

Deswegen halte ich Sie damit einverstanden, dass 
wir - wie es das übliche Verfahren ist - zunächst 
über den Änderungsantrag und im Fall von dessen 
Ablehnung anschließend über die Beschlussemp-
fehlung abstimmen. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU 
in der Drucksache 17/7336 zustimmen will, den 
bitte ich jetzt um ein Handzeichen. - Das ist die 
CDU-Fraktion. - Ich frage nach Gegenstimmen. - 
Das sind die übrigen Fraktionen des Hauses. - 
Enthaltungen? - Sehe ich nicht. Der Änderungsan-
trag ist abgelehnt. 

Wir kommen deswegen zur Beschlussempfehlung 
des Ausschusses. Wer der Beschlussempfehlung 
des Ausschusses zustimmen und damit den An-
trag der Fraktion der FDP in der sich aus der Be-
schlussempfehlung ergebenden geänderten Fas-
sung annehmen will, den bitte ich jetzt um sein 
Handzeichen. - Ich frage nach Gegenstimmen. - 
Ich frage nach Enthaltungen. - Das Erste war die 
Mehrheit. Damit ist das Haus der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses gefolgt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie vereinbart, 
rufe ich jetzt den für die Nachmittagssitzung vorge-
sehenen Tagesordnungspunkt 19 auf. Die Fraktio-
nen haben dem zugestimmt.  

Tagesordnungspunkt 19: 
Erste Beratung: 
Die Landesregierung soll der Einstufung der 
Maghreb-Staaten als sichere Herkunftsstaaten 
im Bundesrat zustimmen - Antrag der Fraktion 
der CDU - Drs. 17/7275  

Zur Einbringung des Antrags hat für die CDU-
Fraktion Kollegin Angelika Jahns das Wort. Bitte, 
Frau Kollegin! 

Angelika Jahns (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Gestatten Sie mir eine 
persönliche Bemerkung, bevor ich zum Antrag 
meiner Fraktion spreche. Ich habe den Stenografi-
schen Bericht über die gestrige Sitzung nachgele-
sen und möchte darauf hinweisen, dass Herr Mi-
nister Pistorius am Schluss seiner Rede zu Tages-
ordnungspunkt 10 Folgendes gesagt hat: 

„Was wir ebenfalls nicht brauchen, ist ein 
Antrag einer CDU, deren innenpolitische 
Sprecherin unsere Vorschläge aus dem 
Maßnahmenpaket kommentiert, ohne sie 
gelesen zu haben. Sie wusste nicht einmal, 
dass in dem Entwurf Kontaktverbote und die 
Beschlagnahmung von Handys enthalten 
sind.“  

Ich weise diesen Vorwurf zurück. Ich habe mich zu 
derartigen Dingen nicht geäußert. 

(Minister Boris Pistorius: Ich habe es 
im Protokoll korrigiert!) 

- Gut. Das ist nett. Danke. 

Jetzt zu unserem Antrag, meine Damen und Her-
ren. Auch wenn es gegenwärtig einen erheblichen 
Rückgang bei der Zahl der Flüchtlinge gibt, steht 
Deutschland dennoch vor großen Herausforderun-
gen. Insbesondere müssen wir eine hohe Zahl von 
Asylbewerbern aus den unterschiedlichsten Län-
dern aufnehmen und die Asylanträge prüfen las-
sen. Wir wollen dabei denjenigen Menschen, die 
einen Anspruch auf Asyl aus humanitären Grün-
den haben, helfen und sie unterstützen. 
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Allerdings muss auch klar sein, dass diejenigen, 
die keinen Anspruch auf Asyl haben, unser Land 
wieder verlassen müssen. Dabei haben wir es mit 
unterschiedlichen Rechtsstrukturen zu tun. Es gibt 
Menschen, die seit vielen Jahren in Deutschland 
leben, deren Asylanträge aber abschließend be-
schieden wurden und die ausreisepflichtig sind, 
oder andere, die, aus welchen Gründen auch im-
mer, geduldet sind, aber nicht rückgeführt werden 
können. 

Ich möchte mich, wie in unserem Antrag aufge-
führt, auf die Asylbewerber aus Tunesien, Algerien 
und Marokko konzentrieren, deren Zahl in den 
letzten Jahren deutlich gestiegen ist. Die Schutz-
quote dieser Asylbewerber ist sehr gering. Nahezu 
alle Asylanträge werden abgelehnt. 

Darüber hinaus gibt es Auffälligkeiten bei der Kri-
minalität. Es besteht der Eindruck, dass unter 
Asylbewerbern aus diesen Staaten einige kriminell 
sind. Laut Bundeskriminalamt sollen Tatverdächti-
ge aus diesen Herkunftsländern insbesondere mit 
Diebstahls-, Vermögens- und Fälschungsdelikten, 
aber auch mit den Angriffen in Köln in Verbindung 
gebracht werden. Auch das Attentat in Berlin hat 
ein Tunesier begangen. Gerade erst gestern wur-
de in Hessen ein Tunesier verhaftet, der einen 
Terrorakt in Deutschland geplant haben soll. 

Das bedeutet, dass nicht nur wegen der hohen 
Anzahl an abgelehnten Asylanträgen viele dieser 
Menschen rückgeführt werden müssen. Da aber 
die Maghreb-Staaten noch nicht als sichere Her-
kunftsstaaten eingestuft sind, ist dies nur bedingt 
möglich. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
Bundesregierung und der Bundestag haben die 
Maghreb-Staaten schon im vergangenen Jahr als 
sichere Herkunftsstaaten gemäß § 29 a des Asyl-
gesetzes eingestuft. Jetzt geht es darum, dass 
auch der Bundesrat zustimmt. Hierdurch würden 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und 
auch die Verwaltungsgerichte deutlich entlastet. 

(Beifall bei der CDU) 

Leider gab es dafür bisher aufgrund der Verweige-
rungshaltung der rot-grün regierten Länder keine 
Mehrheit. Auch Niedersachsen hat sich bisher der 
Einstufung der Maghreb-Staaten als sichere Her-
kunftsländer verweigert, wobei diese Landesregie-
rung ständig Forderungen an die Bundesregierung 
stellt, aber nichts dazu beiträgt, eine effektive 
Steuerung der Zuwanderung zu erreichen und 

damit auch die Situation für die Ausländerbehör-
den zu verbessern. 

(Beifall bei der CDU) 

Lediglich die Baden-Württembergische Landesre-
gierung mit ihrem Ministerpräsidenten Winfried 
Kretschmann hat angekündigt, im Bundesrat zuzu-
stimmen. 

Wenn Sie, Herr Ministerpräsident Weil, Ihre Blo-
ckadehaltung aufgeben würden, könnte man eine 
erheblich höhere Akzeptanz des Asylrechts in der 
Bevölkerung erreichen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte an dieser 
Stelle ausdrücklich darauf hinweisen, dass es na-
türlich unterschiedliche Auffassungen im Rahmen 
der Bewertung eines Staates als sicherer Her-
kunftsstaat geben kann. So gibt es nicht nur bei 
den Parteien unterschiedliche Auffassungen hier-
zu, sondern auch bei verschiedenen Organisatio-
nen, wie z. B. beim Flüchtlingsrat, der die Fraktio-
nen jetzt auch noch einmal angeschrieben hat. 
Eine Einstufung der Maghreb-Staaten als sichere 
Herkunftsländer wird vom Flüchtlingsrat abgelehnt. 

Wie bereits gesagt, kann man hier unterschiedli-
cher Auffassung sein. Aber pauschal zu bewerten, 
dass es unter den Asylbewerbern aus diesen Län-
dern keine Kriminalität gibt, ist zu einfach. Zahlen 
des Bundeskriminalamtes belegen das. 

(Julia Willie Hamburg [GRÜNE]: Da-
rum geht es doch gar nicht!) 

Aber selbstverständlich ist die Einstufung eines 
Staates als sicheres Herkunftsland keine Blaupau-
se, keinen einzigen Antrag mehr positiv zu be-
scheiden. Selbstverständlich wird auch weiterhin 
jeder Antrag individuell geprüft und nach den ent-
sprechenden Kriterien bewertet. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das wird genauso praktiziert wie auch bei Angehö-
rigen aus den Balkanstaaten. Ich sage es noch 
einmal ganz deutlich: Jeder Asylbewerber, der 
nach der Prüfung seines Antrags Anspruch auf 
Asyl hat, soll dies auch bekommen. 

(Beifall bei der CDU) 

Wenn also z. B. eine Verfolgungslage bestätigt ist, 
werden die Betroffenen selbstverständlich auch 
unterstützt. 
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Herr Präsident, meine Damen und Herren, sollte 
also ein Asylgrund bei Menschen aus diesen Län-
dern bestehen, so wird auch weiterhin ein Aufent-
haltsrecht gewährt, genau wie auch bei den Be-
troffenen aus dem Kosovo. 

Die Einstufung der Maghreb-Staaten als sichere 
Herkunftsländer hätte aber eine erhebliche Sig-
nalwirkung auf die Anzahl der Asylanträge, wie am 
Beispiel der Balkanstaaten zu erkennen ist. Man 
kann auch den Umkehrschluss aufstellen und aus 
der rückläufigen Zahl von Asylbewerbern aus den 
Balkanstaaten schließen, dass die Asylgründe 
durch die Einstufung dieser Staaten als sichere 
Herkunftsstaaten bereits im Heimatland doch noch 
einmal überlegt werden. 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
durch die Einstufung eines Landes als sicherer 
Herkunftsstaat wird das Asylrecht keineswegs 
ausgehebelt. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Deutschland ist das Land, welches humanitäre 
Hilfe in einem sehr hohen Maß gewährt und in der 
ganzen Welt als vorbildlich gilt. Das zeigt auch der 
Wunsch vieler Menschen, nach Deutschland zu 
kommen. Unserer Bundesregierung muss aber 
auch zugestanden werden, klare Regelungen für 
die Zuwanderung zu schaffen und sie zu steuern. 
Denn sonst besteht die Gefahr, dass die breite 
Akzeptanz, die es bisher in unserer Bevölkerung 
für die Aufnahme und Betreuung von Flüchtlingen 
und Asylbewerbern gegeben hat, nachlässt. Ich 
bin fest davon überzeugt, dass niemand diesen 
Rückgang von Akzeptanz für Flüchtlinge und Men-
schen in Not möchte. Wie viele Menschen haben 
sich gerade in den letzten Monaten mit hohem 
ehrenamtlichen Engagement für die Menschen 
eingesetzt, die unserer Hilfe und Unterstützung 
bedürfen! Dafür müssen wir dankbar sein. Das 
dürfen wir aber auch nicht aufs Spiel setzen. 

(Beifall bei der CDU) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, mit der 
Einstufung als sicheres Herkunftsland lässt sich 
nicht alles lösen. Aber auch für uns besteht damit 
die Chance, die Zuwanderung zu steuern. 

Meine Damen und Herren, damit ist die Problema-
tik bei den Abschiebungen aber noch nicht beho-
ben. Der neue Bundesaußenminister Gabriel muss 
diese Staaten dann auch zur Rücknahme ihrer 
Landsleute bewegen. Deshalb, Herr Ministerpräsi-
dent Weil, meine Damen und Herren von SPD und 
Grünen, stimmen Sie der Einstufung der Demokra-

tischen Volksrepublik Algerien, des Königsreichs 
Marokko und der Tunesischen Republik als sichere 
Herkunftsländer im Bundesrat zu! 

(Beifall bei der CDU) 

Dadurch würden wir auch erreichen, dass für an-
dere Personen aus anderen Staaten die Asylver-
fahren hier in Deutschland beschleunigt werden. 
Dieser Schritt könnte dann auch in den Landes-
aufnahmebehörden sehr, sehr entspannend wir-
ken, sodass wir auch dort nicht mehr mit derartigen 
Vorkommnissen rechnen müssen, über die wir in 
den letzten Tagen diskutiert haben. Gehen Sie ein 
Stück in sich, meine Damen und Herren! Stimmen 
Sie der Einstufung der Maghreb-Staaten als siche-
re Herkunftsstaaten im Bundesrat zu! Sie tun damit 
auch unserer Bevölkerung einen großen Gefallen 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Das ist ja wohl 
ein komisches Argument!) 

und einen Schritt in die richtige Richtung. Auch die 
Akzeptanz in der Bevölkerung, von der ich gerade 
gesprochen habe, ist wichtig. Denn wenn wir hier 
in Deutschland nicht mehr in die Lage versetzt 
werden, den Menschen zu helfen, dann möchte ich 
wissen, was in der Welt passiert und welche ande-
ren Staaten dann so aktiv helfen werden wie wir. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Frau Jahns. - Für die SPD-Fraktion 
hat jetzt das Wort Frau Kollegin Doris Schröder-
Köpf. 

Doris Schröder-Köpf (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! In 
diesen Tagen, an denen eine der großen Demo-
kratien der Welt Menschen allein wegen ihrer Reli-
gionszugehörigkeit den Zutritt verweigert, Flücht-
linge pauschal zurückweist und sogar mit dem Bau 
einer Mauer zum Nachbarland beginnt, entdecken 
manche Bürgerin und mancher Bürger den Wert 
der Grundwerte Europas wieder. In diesen Tagen, 
an denen die Wirkungskreise von Demagogen und 
Despoten bis an die Grenzen unseres Landes 
heranreichen, erkennen vielleicht viele zum ersten 
Mal den Wert von verlässlichem Recht, den Wert 
des Grundgesetzes. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 
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Dieses Grundgesetz regelt im sogenannten Asyl-
rechtsartikel 16 a Abs. 3 auch die Frage nach den 
sogenannten sicheren Herkunftsstaaten. Darin 
heißt es - ich zitiere -: 

„Durch Gesetz, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, können Staaten be-
stimmt werden, bei denen auf Grund der 
Rechtslage, der Rechtsanwendung und der 
allgemeinen politischen Verhältnisse ge-
währleistet erscheint, dass dort weder politi-
sche Verfolgung noch unmenschliche oder 
erniedrigende Bestrafung oder Behandlung 
stattfindet.“ 

Seit mehr als 20 Jahren ist dieses Konzept der 
sicheren Herkunftsstaaten ein fester Bestandteil 
des Asylrechts und wird vom Grundgesetz - ich 
habe es gerade gesagt - ebenso anerkannt wie 
von der EU in ihrer Asylverfahrensrichtlinie, in der 
Mindestnormen für die Durchführung von Asylver-
fahren festgelegt sind. 

In einer Analyse beschreibt Professor Dr. Daniel 
Thym, Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches 
Recht, Europarecht und Völkerrecht an der Univer-
sität Konstanz, die Intention. Es gehe immer auch - 
Zitat - 

„um eine symbolische Wirkung. Der Gesetz-
geber will der eigenen Bevölkerung zeigen, 
dass er etwas unternimmt, und vor allem 
auch ein Signal in die Herkunftsstaaten sen-
den, damit weniger Personen ohne Asylbe-
rechtigung sich auf den Weg nach Deutsch-
land machen.“ 

Und weiter: 

„Tatsächlich zeigen ethnologische Studien, 
dass Wanderungsentscheidungen häufig 
durch eine unklare Informationslage geprägt 
sind, sodass öffentlichkeitswirksame Maß-
nahmen etwas bewirken können.“ 

Aus Sicht des Ko-Direktors des Konstanzer For-
schungszentrums für Ausländer- und Asylrecht gibt 
es weitere Vorteile: „die leichtere Begründung der 
Asylentscheidung, weil die Behörden und Gerichte 
sich nur noch auf den Einzelfall beziehen und nicht 
mehr die allgemeine Situation im Land beschrei-
ben müssen“, und „die Verfahrensbeschleuni-
gung“, weil kürzere Bearbeitungsfristen und Klage-
fristen von nur noch einer Woche gelten. Ich sage 
das einmal ganz wertfrei. 

Doch auch der Völkerrechtsexperte, der an dem 
Konzept der sicheren Herkunftsstaaten grundsätz-

lich nichts auszusetzen hat, weist auf den proble-
matischen Punkt hin. Ich zitiere: 

„Weniger klar ist jedoch, wie man die Situa-
tion in bestimmten Ländern einschätzt, …“ 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, genau 
darum geht es im Fall der Maghreb-Staaten. Denn 
auch wenn die Bezeichnung „Maghreb-Staaten“ 
anderes suggeriert, handelt es sich doch um drei 
höchst unterschiedliche Staaten, nämlich Algerien, 
Marokko und Tunesien. Übrigens gehört keiner 
dieser drei Staaten zu den zehn Hauptherkunfts-
ländern von Asylbewerberinnen und Asylbewer-
bern in Deutschland. 

Nach Einschätzung der Stiftung Wissenschaft und 
Politik sind die Unterschiede zwischen den drei 
Ländern sogar ganz enorm: 

Algerien, das Menschenrechtsorganisationen wie 
Amnesty International den Zutritt zum Land ver-
weigert, aus dem von Folter und geschlechtsspezi-
fischer Gewalt berichtet wird und in dem das Straf-
gesetzbuch vorsieht, dass Männer nach Vergewal-
tigung von minderjährigen Mädchen straffrei blei-
ben, wenn sie diese heiraten. 

Marokko, in dem selbst nach Einschätzung des 
Bundesinnenministers - ich zitiere aus seiner Rede 
vom 13. Mai vergangenen Jahres in Berlin - „Akti-
visten mit staatlichem Druck rechnen [müssen], 
wenn sie den Anspruch Marokkos auf die Region 
Westsahara kritisieren“. 

Und dann Tunesien, das als einziger arabischer 
Staat eine weitgehende Demokratisierung durch-
laufen hat und nach Einschätzung von Forschern 
der renommierten Stiftung Wissenschaft und Politik 
über eine - Zitat - „aktive Zivilgesellschaft“ verfügt, 
über eine „ausdifferenzierte Presselandschaft“ 
sowie „lokale Menschenrechtsorganisationen, die 
ihre Arbeit weitgehend ungehindert ausüben“ kön-
nen.  

Sehr geehrte Damen und Herren, doch gerade aus 
Tunesien, dessen Gesellschaft sich der westlichen 
wohl am weitesten angenähert hat, kommen be-
sonders viele Dschihadisten. Frau Jahns hat gera-
de auch davon gesprochen. Eine Ursache dürfte in 
der Arbeits- und Hoffnungslosigkeit und der daher 
rührenden Verführbarkeit der dortigen Jugend 
liegen. Eine leichte Beute für radikale Rattenfän-
ger! 

Nach Studien des Tunesischen Forums für öko-
nomische und soziale Rechte (FTDES) liegt die 
Jugendarbeitslosigkeit bei rund 40 %. Das bestä-
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tigt auch die OECD. 45 % aller jungen Tunesier 
sind dieser Studie zufolge bereit, das Land zu ver-
lassen und irgendwo einzuwandern, legal oder 
illegal. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie sehen: Die 
Maghreb-Staaten gibt es nicht als einheitlichen 
gesellschaftlichen Raum. 

Selbst die größte Migrationsbehörde in Deutsch-
land, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
sieht einem ZEIT-Online-Bericht zufolge die Lage 
in Tunesien, Algerien und Marokko als unsicherer 
an als der eigene vorgesetzte Innenminister de 
Maizière. In den sogenannten Herkunftsländerleit-
linien der Behörde soll laut ZEIT-Online stehen, 
dass in Marokko und Algerien - ich zitiere - politi-
sche Verfolgung vonseiten des Staates nicht aus-
zuschließen sei. Selbst in Tunesien könne bei 
Bekanntwerden von Homosexualität eine „schutz-
relevante Verfolgung durch Behörden drohen“. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 1996 hat 
das Bundesverfassungsgericht geurteilt, welche 
Bedingungen für die Bestimmung eines Staates 
zum sicheren Herkunftsstaat erfüllt sein müssen. 
Danach muss in den betreffenden Staaten - ich 
zitiere - „die Sicherheit vor politischer Verfolgung 
landesweit und für alle Personen- und Bevölke-
rungsgruppen bestehen“. 

Sehr geehrte Damen und Herren, das ist ja eben 
fraglich. Doch selbst wenn die Hürde Bundesver-
fassungsgericht genommen werden könnte - was 
durchaus nicht sicher ist -, bleibt das bisher größte 
Abschiebehindernis bestehen: Eine nennenswerte 
Verbesserung kann nämlich nur erreicht werden, 
wenn mit den Maghreb-Staaten wirksame Rück-
übernahmeverfahren vereinbart werden. Das, sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen der CDU, ist 
nun einmal die Aufgabe Ihres Innenministers de 
Maizière und nicht etwa des neuen Außenminis-
ters. Ihr Innenminister muss in Verhandlungen mit 
diesen Ländern zu entsprechenden Vereinbarun-
gen kommen. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Der Außenminis-
ter hießt Gabriel!) 

Da der vorliegende Antrag Ihrer Fraktion dazu 
keinerlei Aussagen trifft, kann die SPD-Fraktion 
auch nicht zustimmen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU, Sie wol-
len abschrecken und abschieben. Auch wir wollen, 
dass die Signale aus Deutschland gehört werden 
und dass im Sinne der wirklich Verfolgten Recht 
durchgesetzt wird, wenngleich wir den Weg des 

niedersächsischen Innenministeriums mit dem 
Konzept der freiwilligen Rückkehr für nachhaltiger 
und humaner halten. 

Wenn Sie das BAMF und die Gerichte wirklich 
entlasten wollen - so begründen Sie ja Ihren An-
trag -, wäre es am allerbesten, die jungen Men-
schen aus den Maghreb-Staaten würden sich erst 
gar nicht auf den Weg machen. Bayerisch-
prägnant hat das Entwicklungsminister Gerd Müller 
von der CSU ausgedrückt. Ich zitiere: 

„Die Menschen brauchen zu Hause Arbeit 
und Zukunft, sonst kommen sie zu uns.“ 

Lassen Sie uns in diesem Sinn zusammenarbeiten 
und Sicherheit schaffen - hier und in den Maghreb-
Staaten! 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin, würden Sie noch einen Moment 
stehen bleiben? Ich muss Ihnen eine Frage stellen. 
Noch während Ihrer Rede hat sich die Kollegin 
Jahns zu einer Zwischenfrage gemeldet. Würden 
Sie diese Zwischenfrage noch zulassen und be-
antworten? 

Doris Schröder-Köpf (SPD): 
Wenn ich sie beantworten kann, gerne. 

(Jens Nacke [CDU]: Dazu muss sie 
erst gestellt werden!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Bitte schön, Frau Jahns! 

Angelika Jahns (CDU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 
Kollegin Schröder-Köpf, ich hätte gerne von Ihnen 
gewusst, ob Sie wissen, wie die SPD im Bundes-
tag zu diesem Thema abgestimmt hat. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Das 
weiß sie bestimmt!) 

Denn Sie haben ja gesagt, dass die SPD hier ge-
gen den Antrag stimmt. Wie hat denn die SPD auf 
Bundesebene im Bundestag gestimmt? 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Bitte schön, Frau Schröder-Köpf! 
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Doris Schröder-Köpf (SPD): 
Ich weiß, wie die SPD im Bundestag gestimmt hat. 
Wir vertreten hier unsere Meinung. Wir sind die 
SPD-Fraktion des Niedersächsischen Landtags. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 
den GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: 
Das nennt man wohl „Gängelband 
des Koalitionspartners“! - Gegenruf 
von Johanne Modder [SPD]: Ach, 
Herr Nacke meldet sich mal wieder! - 
Gegenruf von Jens Nacke [CDU]: Ich 
würde mich schämen!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Jetzt hat für die FDP-Fraktion Herr Kollege Jan-
Christoph Oetjen das Wort. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Sehr verehrter Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Wir müssen in der Asyldebatte 
manchmal den Realitäten ins Auge sehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Realitäten sind: Im Jahre 2015 sind 26 000 
Menschen aus Algerien, Tunesien und Marokko 
nach Deutschland eingereist. Davon haben zwei - 
zwei! - einen positiven Asylbescheid bekommen. 
53 haben den Flüchtlingsstatus zuerkannt bekom-
men. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
das sind Größenordnungen ähnlich denen, die wir 
bei der Einstufung der Balkanstaaten als sichere 
Herkunftsstaaten auch zur Grundlage hatten. Das 
heißt also, von Menschen, die aus diesen Ländern 
zu uns kommen, bekommt fast keiner Asyl - fast 
keiner. Es gibt keine Asylgründe. Ich glaube, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, nicht, dass die 
Situation in Algerien, Marokko oder Tunesien ein-
fach ist. Ich glaube auch, dass es da viel Arbeitslo-
sigkeit gibt und dass Menschen dort nach einer 
Perspektive suchen. Aber darum geht es an dieser 
Stelle nicht, verehrte Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD und von den Grünen, sondern es geht um 
die Frage, ob es Asylgründe in diesen Ländern 
gibt. Die Zahlen sprechen hier eine klare Sprache: 
Nein, diese Asylgründe liegen in Algerien, Marokko 
und Tunesien nicht vor. 

(Jörg Bode [FDP]: Ganz einfach!) 

Deswegen, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
plädieren wir als Freie Demokraten auch dafür, 
diese drei Länder als sichere Herkunftsstaaten 
anzuerkennen. Das wäre nur konsequent, verehrte 
Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wenn Sie konsequent in Ihrem Handeln wären, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
aber insbesondere auch von den Grünen - Sie 
haben damals mit der gleichen Argumentation 
akzeptiert, dass die Staaten des Balkans als siche-
re Herkunftsstaaten eingestuft werden -, dann 
würden Sie das auch bei den Maghreb-Staaten so 
nachvollziehen. Aber scheinbar fehlt Ihnen diese 
Konsequenz.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Ich möchte auf ein anderes wichtiges Problem 
hinweisen. Das ist das Problem, dass diese Staa-
ten zum Teil nicht bei der Rücknahme ihrer eige-
nen Bürgerinnen und Bürger kooperieren.  

(Jörg Bode [FDP]: Genau!)  

Ich halte es für einen wirklichen Skandal, dass wir 
es nicht hinbekommen, mit diesen Ländern in Ab-
kommen zu vereinbaren, dass die Rücknahme 
ihrer Bürgerinnen und Bürger tatsächlich in jedem 
Fall gewährleistet ist.  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es kann 
doch nicht sein, dass ein Land sagt: „Nein, wir 
nehmen unsere eigenen Bürgerinnen und Bürger 
nicht zurück.“ Ich erwarte von der Bundesregierung 
auch, dass wir, wenn solche Länder in diesen Fra-
gen nicht kooperieren, aufhören, ihnen im Rahmen 
von Entwicklungshilfe und Ähnlichem das Geld 
hinterherzuwerfen. Wer nicht im Rahmen des 
Rechts mit uns kooperiert, der soll auch nicht da-
von profitieren - aus meiner Sicht jedenfalls -, 
wenn wir mit Entwicklungshilfe arbeiten. Das wäre 
aus meiner Sicht nur konsequent.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Deswegen sage ich klar für meine Fraktion: Wir 
unterstützen den Antrag der CDU-Landtags-
fraktion. Ich wünsche mir und erwarte von dieser 
Landesregierung, dass sie im Bundesrat der Ein-
stufung der Maghreb-Staaten als sichere Her-
kunftsstaaten zustimmt.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Für die Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt der Kollege 
Belit Onay das Wort. 
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Belit Onay (GRÜNE): 
Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Zu der Diskussion und zu 
dem vorliegenden Antrag - das hatte Frau Jahns 
schon gesagt - gibt es einen offenen Brief des 
Flüchtlingsrats, aus dem ich gerne einige Zeilen 
zitieren möchte. In diesem Schreiben wird der 
Antrag, der als populistisch bewertet wird, wie folgt 
analysiert. Es heißt: 

„Er“ 

- also der Antrag - 

„zielt darauf, die gesamte Gruppe der 
Maghreb-Flüchtlinge unter Generalverdacht 
zu stellen. Der Duktus des Antrags ist völlig 
verfehlt, ja teilweise gefährlich. Wenn die 
CDU die Gruppe der Maghreb-Flüchtlinge 
pauschal unter Kriminalitätsverdacht setzt, in 
vagem Konjunktiv einen Zusammenhang zu 
den Kölner Silvesterübergriffen auf Frauen 
herstellt und nicht vergisst zu erwähnen, 
dass auch der Berliner Attentäter Amri aus 
einem Maghreb-Staat stammt, wird man ihr 
den Vorwurf nicht ersparen können, dass sie 
versucht, durch die pauschale Diffamierung 
einer Bevölkerungsgruppe politisches Kapi-
tal zu schlagen.“  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das kann 
man, glaube ich, so stehen lassen.  

(Björn Thümler [CDU]: Das ist falsch! 
Das ist Unsinn!) 

Man muss sich noch einmal klarmachen: Damit 
sind wir im Grunde genommen wieder bei der De-
batte, bei der wir heute Morgen waren, nämlich 
dass Sie die Unschuldsvermutung ausdrücklich 
unter den Teppich kehren und außer Acht lassen. 
Denn der Großteil dieser Menschen ist eben nicht 
straffällig, sondern ist schutzsuchend. 

Außerdem geht es bei der Festlegung zur Frage 
sicherer Herkunftsstaaten auch nicht um die Frage 
von Kriminalitätsraten, sondern um die Verfol-
gungssituation, um die politische Situation in die-
sen Herkunftsländern, und da lohnt es sich, sich 
die Maghreb-Staaten einmal genauer anzuschau-
en; denn „die“ Maghreb-Staaten - auch das ist hier 
erwähnt worden - gibt es so pauschal nicht.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Es geht um das Königreich Marokko, um Algerien, 
das mehr oder weniger in Form einer greisen Mili-
tärdiktatur geführt wird, und um Tunesien, wo es 
das Bemühen gibt, demokratische Standards für 

möglichst viele Menschen zugänglich zu machen. 
Aber spannend ist - da teile ich ausdrücklich Ihre 
Meinung, Frau Jahns -: Es gibt unterschiedliche 
Bewertungen diverser unterschiedlicher Organisa-
tionen. Selbst in der Bundesregierung, im Bundes-
innenministerium, gibt es unterschiedliche Bewer-
tungen. Das BAMF bewertet die Situation in diesen 
drei Ländern völlig anders als das Innenministeri-
um, das den Antrag, um den es ging, verfasst hat 

(Angelika Jahns [CDU] meldet sich zu 
Wort) 

- ich lasse die Frage gleich zu - und damit die Ein-
schätzung des BAMF unterdrückt. Das BAMF 
spricht nämlich davon, dass ganze Bevölkerungs-
gruppen verfolgt werden, nämlich Oppositionelle, 
Minderheiten wie zum Beispiel im Fall von Marok-
ko in Westsahara, Frauen und auch Homosexuel-
le. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, politische 
Verfolgung und auch Folter sind in diesen Ländern 
ausweislich der BAMF-Einschätzung an der Ta-
gesordnung und auch anzutreffen. Insofern kann 
hier meines Erachtens nicht von sicheren Her-
kunftsstaaten die Rede sein. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin Jahns, Herr Kollege Onay lässt die 
Frage zu. Bitte schön! 

Angelika Jahns (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Onay, ich hätte gerne von Ihnen gewusst, 
wie Sie denn die Einschätzung des baden-
württembergischen Ministerpräsidenten Kretsch-
mann bewerten, der ja nun bekanntlich von den 
Grünen stammt, wenn Sie unsere Aufforderung, 
dieser Einstufung zuzustimmen, ablehnen. Es ist 
nicht nur unsere eigene Meinung, sondern auch 
die Zahlen belegen es, wie die Asylanträge insge-
samt geprüft und bewertet werden. Das können 
Sie nicht einfach von der Hand weisen.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Es ist keine Rede, Frau Kollegin. 

Angelika Jahns (CDU): 

Okay, alles klar. - Meine Frage lautet also: Wie 
bewerten Sie die Einstellung des baden-
württembergischen Ministerpräsidenten? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Onay, bitte schön! 

Belit Onay (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Kollegin Jahns, die CDU-
Fraktion weiß ja selbst, wie es mit süddeutschen 
Schwesterparteien und deren Meinung manchmal 
ist.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Björn Thümler [CDU]: Das ist 
keine Schwesterpartei! Das ist Ihre 
eigene Partei!) 

Aber ich komme noch einmal ausdrücklich darauf 
zurück, dass wir hier eine eigene Bewertung ha-
ben und ausdrücklich die Bewertung des BAMF in 
dieser Frage teilen. Ich würde auch dem Minister-
präsidenten aus Baden-Württemberg nahelegen - 
er hat über Angela Merkel sicherlich einen guten 
Draht, um an BAMF-Unterlagen zu kommen -, sich 
diese Einschätzung noch einmal zur Gemüte zu 
führen. 

(Björn Thümler [CDU]: Die kennt er!) 

- Das würde es noch viel schlimmer machen, Herr 
Thümler.  

Eine solche Einstufung würde aber eben auch zu 
Folgen hier in Deutschland führen, dass nämlich 
die Integrationsmöglichkeiten, die Integrationsopti-
onen dieser Menschen, die hier sind, verschlossen 
werden: Arbeitsverbote und kein Zugang zu Integ-
rationskursen. Im Ergebnis hätte es auch nicht den 
Effekt, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
den Sie sich erhoffen; denn die Rückführung die-
ses Personenkreises scheitert nicht an der Einstu-
fung der Länder, sondern scheitert häufig daran, 
dass eben keine oder nur eine geringe Aufnahme-
bereitschaft besteht oder dass EU-Passierscheine 
nicht anerkannt werden. 

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, muss man einfach festhalten, dass dieser 
Antrag nichts bringen wird und dass er die Realitä-
ten verkennt. Deshalb werden wir ihn ablehnen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Onay. - Das Wort hat jetzt Herr 
Innenminister Pistorius. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Ausweitung der Liste der sicheren 
Herkunftsstaaten ist eine Entscheidung, die wir uns 
nicht allzu leicht machen dürfen. Eine solche Be-
zeichnung sollte kein leichtfertig vergebenes politi-
sches Label dafür sein, dass Menschen ohne 
Asylanspruch dann einfach weg sind; denn das 
wird ganz sicher nicht passieren. Wir sollten uns 
dem Wortsinn entsprechend schon weitestgehend 
sicher sein, dass die Länder für diese Menschen 
sicher sind. 

Liebe Frau Jahns, in Ihrer gestrigen Pressemitte-
lung beziehen Sie sich mit keinem Wort darauf, ob 
die sogenannten Maghreb-Staaten diese Sicher-
heit gewährleisten können. Es spielt offenbar keine 
Rolle, was mit diesen Menschen passiert. Dafür 
stellen Sie fest - ich zitiere wörtlich -, dass „die 
Kriminalitätsrate bei Asylbewerbern aus diesen 
Ländern im Durchschnitt deutlich höher als bei 
Migranten aus anderen Staaten ist“. Aha! 

Ich will Ihnen sehr deutlich sagen: Kriminalität ist 
ein sachfremdes Kriterium für die Frage der Einstu-
fung als sicheres Herkunftsland. Kriminalität ist 
bestenfalls ein Kriterium, um den gemeinsamen 
Wunsch zu teilen, zu artikulieren und umzusetzen, 
diese Menschen nach einem erfolglosen Asylver-
fahren so schnell wie möglich wieder loszuwerden, 
definitiv aber nicht für die Frage der Einstufung als 
sicheres Herkunftsland. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU-
Fraktion, Sie machen es sich in dieser Frage leider 
wieder einmal zu leicht. 

(Björn Thümler [CDU]: Ja, sicher!) 

Das Prinzip „Aus den Augen, aus dem Sinn“ greift 
bei solch schwerwiegenden Entscheidungen wie 
der Einstufung von Ländern als sichere Herkunfts-
staaten nicht. 

Ich möchte klarstellen, welche Folgen mit der Ein-
stufung als sichere Herkunftsstaaten verknüpft 
sind. Eine Einstufung dient in erster Linie der Be-
schleunigung des Asylverfahrens, da sowohl die 
Frist für eine freiwillige Ausreise als auch die 
Rechtsmittelfrist verkürzt werden. Darüber hinaus 
gelten für Staatangehörige aus sicheren Her-
kunftsstaaten besondere Einschränkungen. Sie 
unterliegen als Asylsuchende und abgelehnte 
Asylsuchende einem Beschäftigungsverbot. Zu-
dem sind sie verpflichtet, für die Dauer des Asyl-
verfahrens und im Falle der Ablehnung des Asyl-
antrags bis zur Ausreise oder bis zum Vollzug der 
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Abschiebungsandrohung oder -anordnung in der 
Erstaufnahmerichtung zu wohnen. 

Meine Damen und Herren, um es ganz deutlich zu 
sagen: Die Einstufung als sicherer Herkunftsstaat 
bietet hingegen keine Gewähr für eine schnellere 
Rückführung. Insoweit stellen sich insbesondere 
die Herausforderungen der Identitätsklärung und 
Passersatzpapierbeschaffung in gleicher Weise 
wie bei abgelehnten Asylsuchenden aus nicht als 
sicher eingestuften Herkunftsstaaten. 

Ihre wenig von humanitärem Geist geprägte Forde-
rung ist vielmehr wieder einmal der Rückgriff auf 
abgegriffene Law-and-order-Rhetorik, der Sie u. a. 
zu verdanken haben, meine Damen und Herren, 
dass Sie in der Opposition sitzen. 

Die Realität ist doch eine ganz andere; denn auch 
bei einer viel größeren Zahl von Menschen, die wir 
rückführen müssten, bräuchten wir vor allem Her-
kunftsländer, die die Menschen aufnehmen. Be-
schleunigte Asylverfahren ergeben nur dann Sinn, 
wenn abgelehnte Asylbewerber auch tatsächlich in 
die Herkunftsländer zurückgeführt werden können. 
Das ist derzeit nur bedingt der Fall. Hierzu die 
aktuellen Zahlen des BAMF: Von 2 932 abgelehn-
ten Asylbewerberinnen und Asylbewerbern bei-
spielsweise aus Algerien wurden zwischen Januar 
und November 2016 lediglich 140 Menschen ab-
geschoben. Für die weiteren Maghreb-Staaten 
sind die Zahlen nicht wirklich viel höher. Dies zeigt: 
Es mangelt an der Aufnahmewilligkeit der Her-
kunftsstaaten. Daher hilft auch keine Einstufung 
als sichere Herkunftsstaaten; nichts hilft das! 

Die von Ihnen prognostizierten schnelleren Rück-
führungen sind nicht mehr und nicht weniger als 
eine politische Fata Morgana: Es sieht toll aus, ist 
aber nichts anderes als heiße Luft. 

Der Aufnahmewille der Herkunftsstaaten ist der 
Dreh- und Angelpunkt eines reibungslosen Rück-
führungsverfahrens. Darauf haben wir in Nieder-
sachsen immer wieder hingewiesen. 

Lassen Sie mich noch etwas sagen: Wir können 
natürlich darüber spekulieren, was denn hilft, um 
die Aufnahmefähigkeit zu erhöhen. Wir können 
über Kürzungen von Entwicklungshilfe und der 
Zusammenarbeit sprechen. Aber was bringt uns 
ein destabilisierter nordafrikanischer Raum, der 
wirtschaftlich weiter nach unten geht und der mehr 
Menschen dazu zwingt, ihre Zukunft woanders zu 
suchen? - Eine solche Entwicklung wäre extrem 
kontraproduktiv und gefährlich, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
von Susanne Menge [GRÜNE]) 

Über den Bundesrat haben wir dennoch die Bun-
desregierung aufgefordert, weiter auf eine erhöhte 
Akzeptanz von EU-Laissez-passer-Dokumenten 
oder die beschleunigte Ausstellung von Pass-
ersatzpapieren hinzuwirken. Auch wenn es in der 
Kooperation mit den Maghreb-Staaten gegenwär-
tig erste Fortschritte gibt, sind wir erst am Anfang 
des Weges. 

Unabhängig von diesen Problemen bei den Rück-
führungen bin ich der Überzeugung, dass wir nicht 
leichtfertig die Sicherheit für ein ganzes Land und 
seine Bürger pauschal feststellen sollten. Wir 
brauchen eine umfassende Bewertung der noch 
offenen Fragen, um diese Entscheidung verant-
wortungsbewusst treffen zu können. Die aktuellen 
gesellschaftspolitischen Debatten zeigen, dass 
diese Fragen noch nicht hinreichend geklärt sind. 
Ihr Entschließungsantrag ist daher ein Schnell-
schuss, den wir ebenfalls ablehnen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Die CDU-Fraktion hat 
noch eine Redezeit von 2:28 Minuten, die ich we-
gen der Überziehung der Redezeit durch die Lan-
desregierung auf drei Minuten aufrunde. Die möch-
te jetzt der Kollege Nacke in Anspruch nehmen, 
dem ich das Wort erteile. Bitte! 

Jens Nacke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Minister, ich würde gerne kurz 
auf Ihren Redebeitrag eingehen, weil man, wenn 
man Ihnen zugehört hat, ein Déjà-vu haben kann. 
Dieselbe Argumentation, die Sie gerade an den 
Tag gelegt haben, haben Sie auch bei den Balkan-
flüchtlingen an den Tag gelegt. Mit derselben Ar-
gumentation wurde hier vorgetragen, dass man 
dies ablehnen will.  

Jetzt lassen Sie sich dafür abfeiern, 

(Johanne Modder [SPD]: Feiern sieht 
anders aus!) 

dass die freiwillige Rückreise, die von den Land-
kreisen organisiert werden kann, weil Regelungen 
zu sicheren Drittstaaten in Kraft getreten sind, nun 
endlich funktioniert. Jetzt sagen Sie: Prima, das 
Programm meines Ministeriums hat funktioniert.  
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Nichts haben Sie dazu beigetragen! Diese Landes-
regierung hat im Bundesrat nicht einmal zuge-
stimmt. Sie musste sich enthalten, weil Herr Weil 
nicht zustimmen durfte, obwohl er wollte, weil die 
Grünen es ihm verboten hatten. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Schon damals musste man sich auf Herrn Kretsch-
mann und Baden-Württemberg verlassen, damit 
das, was richtig ist, auch tatsächlich in Kraft tritt. 

Jetzt erzählen Sie mir doch nicht, die SPD in Nie-
dersachsen hätte eine ganz eigene Auffassung 
gegenüber der Bundes-SPD! Die Wahrheit ist, 
dass Ihr Ministerpräsident Ihnen wahrscheinlich 
gesagt hat, dass er nicht noch einmal in die Situa-
tion kommen will, sich enthalten zu müssen, weil 
die Grünen ihn dazu zwingen, weil sie es nicht 
wollen. Es sind allein die Grünen in diesem Hause, 
die das verhindern. Alles andere ist unglaubwür-
dig. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich sage Ihnen noch etwas: Das, was beim Balkan 
wunderbar funktioniert hat, wird auch hier funktio-
nieren. Sie tun gerade so, als hätte Frau Jahns 
gesagt, dass letzten Endes die Kriminalitätsquote 
das entscheidende Kriterium ist. Nein, es sind 
dieselben Zahlen wie beim Balkan. Die Ableh-
nungsquote bei den Anträgen auf Asyl, die gestellt 
worden sind, ist doch von Herrn Oetjen vorgetra-
gen worden. Sagen Sie doch einmal etwas dazu, 
dass Tausende von Anträgen gestellt werden, 
dass aber - bis auf ein, zwei Ausnahmen - kein 
Antrag auf Asyl bewilligt wird!  

Das ist dieselbe Quote wie beim Balkan, dieselbe 
Situation wie beim Balkan und dieselbe Chance, 
hier eine vernünftige Regelung auf den Weg zu 
bringen, die freiwillige Rückreisen, vernünftige 
Absprachen und ein vernünftiges Miteinander 
überhaupt erst möglich machen. Sie verweigern 
sich einer ordentlichen Politik, weil die Grünen Sie 
nicht lassen. Deswegen gehört diese Regierung 
abgewählt! 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Nacke. - Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen zu diesem 
Tagesordnungspunkt nicht vor. 

(Björn Thümler [CDU]: Doch! Frau 
Schröder-Köpf möchte eine Kurzinter-
vention machen!) 

- Das ist hier nicht angekommen. Frau Schröder-
Köpf, möchten Sie reden? 

(Zuruf) 

- Ich habe es nicht gesehen. Ich bin auch nicht 
darauf hingewiesen worden. 

Frau Schröder-Köpf, Sie möchten eine Kurzinter-
vention machen. War das während der Rede? - 
Dann haben Sie die Gelegenheit. Sie können die 
Kurzintervention auch von hier vorne machen. 

Doris Schröder-Köpf (SPD): 
Ich bleibe lieber hier hinten am Saalmikrofon. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Okay. 90 Sekunden, bitte! 

Doris Schröder-Köpf (SPD): 
Ich möchte Herrn Nacke fragen, ob er es für aus-
geschlossen hält, dass ich als Frau und Landes-
beauftragte meine eigene persönliche Meinung 
vertrete. Sie haben doch aufmerksam zugehört. 
Denken Sie, es ist normal, dass man sich so etwas 
verordnen lässt? 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das war eine sehr kurze Kurzintervention. - Sie 
möchten antworten. Bitte, Herr Nacke! 

Jens Nacke (CDU): 
Liebe Frau Kollegin Schröder-Köpf, ich halte es 
jedenfalls für sehr wahrscheinlich, dass es inner-
halb der SPD Niedersachsens dieselbe Vernunft 
gibt, die auch bei der Bundes-SPD eingesetzt hat. 
Ich halte das auch deswegen für sehr wahrschein-
lich, weil der Herr Ministerpräsident mit einem wü-
tenden Ausdruck direkt in der Vorhalle des Bun-
desrates erklärt hat: „So etwas wird es nicht noch 
einmal geben, dass ich mich hier hinstellen muss 
und die Grünen mir verbieten, wie ich abstimmen 
will, und Herr Wenzel gleichzeitig sagt: ‚So hat 
dieses Land das nun einmal gemacht‘“. 

Ich bin mir sicher, dass man dann, wenn dieser 
Ministerpräsident könnte, wie er wollte, und wenn 
dieser Innenminister dürfte, wie er wollte, der Re-
gelung über sichere Drittstaaten zustimmen würde. 
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Alles andere, was Sie hier erzählen, sind lediglich 
Luftnummern. Die Grünen zwingen Sie zu dieser 
Position, und Sie haben sie hier auch noch vertre-
ten. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Jetzt gucke ich sicherheitshalber noch einmal im 
Saal herum. - Es gibt keine weiteren Wortmeldun-
gen mehr. Deswegen kann ich die Beratung 
schließen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen zur 
vorgesehenen Ausschussüberweisung.  

Vorgesehen ist, den Ausschuss für Inneres und 
Sport mit diesem Antrag zu befassen. Wer so ent-
scheiden möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das ist nach der Geschäftsordnung ausrei-
chend unterstützt und wird so geschehen. 

Ich unterbreche die Plenarsitzung bis zum Ende 
der vorgesehenen Mittagspause um 14 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 12.29 Uhr 
bis 14.01 Uhr) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich hoffe, Sie 
hatten eine angenehme Mittagspause. Wir setzen 
jetzt die Beratungen fort. Bitte nehmen Sie Ihre 
Plätze ein. 

 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 18: 
39. Übersicht über Beschlussempfehlungen der 
ständigen Ausschüsse zu Eingaben - 
Drs. 17/7290 - strittige und unstrittige Eingaben - 
Änderungsantrag der Fraktion der CDU - 
Drs. 17/7335 - Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP - Drs. 17/7342  

Sie kennen das Prozedere. Ich rufe zunächst die 
Eingaben auf, zu denen keine Änderungsanträge 
vorliegen.  

Wir kommen zur Abstimmung.  

Wer zu diesen Eingaben der Ausschussempfeh-
lung zustimmen möchte, den bitte ich um ein 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Das war einstimmig, den Empfehlungen wurde 
gefolgt.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Ich rufe nun die Eingaben aus der 39. Übersicht in 
der Drucksache 17/7290 auf, zu denen die er-
wähnten Änderungsanträge vorliegen. 

Ich eröffne die Beratung. Wir beginnen mit der 
Eingabe 01891/11/17. Das ist die Eingabe betref-
fend die Rückkehr der Wölfe.  

Das Wort hat für die FDP-Fraktion Herr Kollege 
Dr. Hocker.  

(Unruhe) 

- Ich darf um etwas Ruhe bitten, sodass wir in die 
Beratung einsteigen können. Ich bitte die Kollegen, 
Platz zu nehmen. - Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Gero Hocker (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich habe großes Verständnis für diese 
Petition. Man kann fachlich unterschiedlicher Mei-
nung sein, Herr Minister Wenzel, aber die Arro-
ganz, mit der Sie sich seit einigen Monaten dem 
Thema Wolfsmigration nähern, 

(Widerspruch bei den GRÜNEN - 
Hans-Joachim Janßen [GRÜNE]: Die 
Arroganz, mit der Sie darüber reden! - 
Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

schlägt mittlerweile dem Fass den Boden aus. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich möchte das gerne mit drei Beispielen unterle-
gen.  

Erstens. Der Minister besucht vor einigen Tagen 
einen Weidetierhalter, wo wenige Tage zuvor Nutz-
tierrisse erfolgt sind. Alles, was er ihm mitbringt, ist 
die Empfehlung, er möge doch künftig höhere 
Zäune bauen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. - Das ist arrogant. 

(Beifall bei der FDP) 

Es ist arrogant, meine Damen und Herren, wenn 
seit Monaten, ja seit Jahren sogar, die Anträge und 
Gesetzentwürfe, die meine Fraktion in dieses Haus 
eingebracht hat, einfach niedergestimmt werden, 
während Sie nichts Eigenes auf der Pfanne haben, 
Herr Minister. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
Lutz Winkelmann [CDU]) 

Und es ist arrogant, meine sehr verehrten Damen 
und Herren - es ist sogar ignorant -, wenn jetzt als 
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Letztes sozusagen der Schwarze Peter auch noch 
der Landesjägerschaft zugeschoben werden soll 
mit dem Argument,  

(Petra Tiemann [SPD]: Reden Sie 
auch zur Petition?) 

die Jäger hätten in der Vergangenheit zu wenig 
Rotwild geschossen. Das sei der Grund, warum 
die Wölfe kommen. Es ist unerträglich, wie Sie mit 
eigenem Nichthandeln Probleme provozieren  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

und den Schwarzen Peter dann anderen zuschie-
ben wollen. So funktioniert das nicht. Das ist nicht 
nur arrogant, das ist nicht nur ignorant, sondern 
das ist auch eine fachliche Unkenntnis, mit der Sie 
da zu Werke gehen, die eines Umweltministers 
nicht würdig ist. Handeln Sie endlich! Es wird aller-
höchste Eisenbahn, weil die Menschen draußen 
endlich wieder eine Perspektive brauchen. Deswe-
gen plädieren wir für „Berücksichtigung“. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU - Petra Tiemann [SPD]: 
Sie haben nicht ein Wort zur Petition 
gesagt!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Zur gleichen Petition erhält nun Herr 
Kollege Winkelmann von der CDU-Fraktion das 
Wort.  

(Zurufe von der FDP) 

- Ich darf um Ruhe im Plenarsaal bitten!  

Bitte, Herr Kollege! 

Lutz Winkelmann (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als 
Sie, Frau Präsidentin, nachdem ich meinen Wort-
meldezettel abgegeben hatte, fragten, ob das die 
Petition sei, in der es um den Wolf gehe, habe ich 
fälschlicherweise zunächst Ja gesagt. Dann habe 
ich noch einmal nachgedacht. Eigentlich geht es 
hier, meine Damen und Herren, nicht um den Wolf, 
sondern es geht um Menschen, es geht um Nutz-
tiere, und es geht um betriebliche Existenzen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Petentin ist selber Betreiberin eines Pferde-
zuchtbetriebes mit 20 Zuchtstuten, gleichzeitig ist 
sie auch Verbandsvorsitzende, die nicht nur für 

Pferdezüchter, sondern auch für andere Nutztier-
halter spricht.  

Im Petitionsausschuss wurde, als ich beantragt 
habe, die Petentin und noch weitere Fachleute 
anzuhören, dies mit der Einstimmenmehrheit von 
Rot-Grün abgelehnt, nach dem Motto: Wir wollen 
doch im Rahmen einer Petition keine Politik ma-
chen. - Außerdem wurde darauf hingewiesen, dass 
wir das Thema Wolf doch bereits gehabt hätten. 

(Christian Grascha [FDP]: Unglaub-
lich! - Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Wir 
haben gesagt, dass wir dazu schon 
eine Anhörung gehabt haben! Das 
war der Grund!) 

Meine Damen und Herren, das Thema Wolf entwi-
ckelt sich fortwährend weiter. Man muss sich das 
einmal vor Augen halten: Wir, die CDU-Fraktion, 
plädieren für „Berücksichtigung“. 

(Christian Grascha [FDP]: Wir auch!) 

In dem Votum „Berücksichtigung“ ist die Vokabel 
„Rücksicht“ enthalten. Meine Damen und Herren, 
ich vermisse in der Politik der Landesregierung, 
aber, meine lieben Kolleginnen und Kollegen aus 
den Reihen der Abgeordneten, ich vermisse auch 
bei Ihnen eine Rücksichtnahme, eine rücksichts-
volle innere Haltung gegenüber dem, worum es 
hier geht. Die Petentin betreibt - ich habe ihren 
Betrieb gegoogelt, ich habe auch mit ihr telefoniert, 
damit ich weiß, worum es hier im Hintergrund 
geht - mit ihrer Familie einen Pferdezuchtbetrieb in 
der dritten Generation. Die Kinder arbeiten, auch 
wenn sie zum Teil noch einen landwirtschaftsfrem-
den Beruf ausüben, im Betrieb mit. Wir haben es 
hier mit einem nennenswerten Betrieb, für den in 
der Vergangenheit viel Aufbauleistung erbracht 
wurde, zu tun. Hier geht es auch darum, eine Exis-
tenz auf dem flachen Lande zu erhalten. 

Meine Damen und Herren, Menschen, die im länd-
lichen Raum Wertschöpfung betreiben, ob nun in 
der Landwirtschaft durch Weidetierhaltung mit 
einer Mutterkuhherde oder mit Schafhaltung oder 
wie hier mit einem Pferdebetrieb, verdienen Res-
pekt vor ihrem Eigentum. Das ist ein Gesichts-
punkt, der nach meinem Dafürhalten bei den gan-
zen Diskussionen im Zusammenhang mit der 
Rückkehr des Wolfes viel zu wenig Berücksichti-
gung gefunden hat. 

Meine Damen und Herren, es gibt eine Eigen-
tumsgarantie, nicht nur in der Europäischen Men-
schenrechtskonvention, sondern auch im Grund-
gesetz. Zu dem Eigentum - das wissen alle hier im 
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Saal befindlichen Volljuristen - gehört auch das 
Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewer-
bebetrieb. Das heißt, der Gewerbetreibende, ob 
das nun der Halter einer Mutterkuhherde ist oder 
wie hier ein Pferdezuchtbetrieb, kann verlangen, 
dass staatliche Einrichtungen sein Eigentum res-
pektieren. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Ja, und 
Eigentum verpflichtet auch!) 

Niemand aus den Reihen von Rot-Grün war bei-
spielsweise bei der Vorstellung des Films „Weide-
tierhaltung: Geliebt. Gewollt. Geopfert?“, ein hoch 
innovativer Film, der anderthalb Stunden gedauert 
hat 

(Volker Bajus [GRÜNE]: Wir waren da!) 

- ich habe Sie dort nicht gesehen -, ein Film, den 
die Weidetierhalter in Nord-Ost-Niedersachsen und 
der Verein zur Förderung der Schafzucht e. V. 
vorgestellt haben. 

Meine Damen und Herren, dass die Schafhaltung 
generell - nicht nur in den Deichregionen, sondern 
auch in anderen Bereichen Niedersachsens und 
Deutschlands - durch die Rückkehr des Wolfes 
infrage gestellt ist, dass Landschaftspflege infrage 
gestellt ist, das muss Ihnen zu denken geben. 
Aber mit diesen sachlichen Argumenten scheinen 
Sie sich nicht zu befassen. 

Die Petentin hat u. a. folgende Forderungen auf-
gestellt: Sie möchte, dass wolfsfreie Gebiete aus-
gewiesen werden, zu denen auch der Landkreis 
Diepholz gehören sollte. Sie möchte einen 
Rechtsanspruch für geschädigte Weidetierhalter, 
und zwar einen, der nicht nach oben limitiert ist. 
Dazu möchte sie auch eine Umkehr der Beweislast 
haben. Sie möchte, dass die Wölfe nicht im Ergeb-
nis über Nutztiere gestellt werden. 

Meine Damen und Herren, Sie lehnen es ab, sich 
überhaupt mit diesen Forderungen, die klar und in 
sich schlüssig sind und für die auch juristische - 
nämlich verfassungsrechtliche - Argumente strei-
ten, zu befassen.  

(Wiard Siebels [SPD]: Der Petitions-
ausschuss hat sich damit befasst!) 

Ich vermisse in der ganzen Wolfsproblematik ein 
Konzept: Wie viele Wölfe soll es eines Tages in 
Deutschland und jetzt akut in Niedersachsen ge-
ben? Wo sollen diese Wölfe leben?  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Eine un-
sinnige Herangehensweise!) 

Wie will man vermeiden, dass Wölfe aufgrund 
reiner Passivität dieser Landesregierung in unsere 
Dörfer kommen? 

(Gerald Heere [GRÜNE]: Mal ernst-
haft: wolfsfreie Gebiete? - Unruhe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Einen Moment, bitte, Herr Kollege Winkelmann! - 
Es ist hier im Plenarsaal wirklich zu laut. Es geht 
um eine Petition. Das Petitionsrecht wird von uns 
sehr wertgeschätzt. Ich bitte wirklich um Ruhe im 
Plenarsaal, bevor wir hier fortfahren. - Ihre Zeit, 
Herr Winkelmann, ist angehalten. 

(Anhaltende Unruhe) 

- Sie alle haben übrigens auch noch die Möglich-
keit, sich zu Wort zu melden, um vom Mikrofon zu 
sprechen, sodass Sie das nicht von Ihren Plätzen 
aus tun müssen. 

Bitte, Herr Kollege Winkelmann! 

Lutz Winkelmann (CDU): 
Frau Präsidentin, ich danke für Ihre Fürsorge. Es 
überrascht mich aber nicht, dass Rot-Grün nicht 
gewillt ist, hier sachlich zuzuhören. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN - 
Gerd Ludwig Will [SPD]: Kann man 
auch unsachlich zuhören? - Unruhe - 
Glocke der Präsidentin) 

Es ist ganz einfach, meine Damen und Herren: In 
Niedersachsen haben wir nicht zu Unrecht im Lan-
deswappen ein Pferd. 

(Wiard Siebels [SPD]: Vielleicht kom-
men Sie einmal zum Thema zurück!) 

Der Wolf gehört da auch nicht hin. Die Nutztierhal-
ter, meine Damen und Herren, leisten einen erheb-
lichen Beitrag zur Wertschöpfung im ländlichen 
Raum. Aus den Erträgen, die Nutztierhalter und 
Pferdebetriebe erwirtschaften, werden Handwer-
kerrechnungen bezahlt. Es wird Ausbildung betrie-
ben. Arbeitsplätze entstehen. 

Meine Damen und Herren, es kann nicht sein, 
dass wir zugunsten eines Tieres, nämlich des Wol-
fes, nicht nur die Wertschöpfung im ländlichen 
Raum opfern wollen, sondern auch noch die Ar-
tenvielfalt. 

Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Schafe transportieren 
sowohl in ihrer Wolle als auch in ihren Hufen viele, 
viele Pflanzensamen - Pflanzensamen auch von 
bedrohten Arten. 
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(Wiard Siebels [SPD]: Ich dachte, es 
geht um Pferde!) 

Sie, meine Damen und Herren, erklären an allen 
Stellen, dass Sie für den Artenschutz in unserer 
Natur sind. Hier negieren Sie einfach schlichte 
Wahrheiten. Hier folgen Sie den Einschätzungen 
von fehlgeleiteten urbanen Eliten, 

(Zustimmung bei der CDU - Lachen bei 
der SPD - Glocke der Präsidenten) 

anstatt sich mit dem Wissen von Fachleuten aus-
einanderzusetzen. Sie scheuen eine Auseinander-
setzung mit der wissenschaftlichen Ebene. Da, wo 
es um den Wolf geht, wollen Sie keine Anhörung. 

(Wiard Siebels [SPD]: Das ist nicht 
wahr!) 

Sie wiegeln einfach ab, weil Sie glauben, Ihre 
Wählerklientel, die ideologisch eingestellt ist und 
nicht wissensgebunden agiert, bedienen zu kön-
nen. 

(Zustimmung von Frank Oesterhelweg 
[CDU] - Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, damit werden Sie bei 
den Menschen im ländlichen Raum kein positives 
Echo finden. 

Wir stimmen für „Berücksichtigung“. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Winkelmann. - Zur sel-
ben Petition erhält Herr Kollege Janßen, Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, das Wort. Bitte! 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst einmal: Von der populistischen Diktion der 
FDP und dem Überflug des Kollegen Winkelmann  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Tiefflug!) 

zurück zur Sache!  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Hier liegt nämlich eine sehr konkrete Petition vor. 
Ich glaube, sie hat es verdient, dass man darauf 
eingeht. 

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Sehr gut!) 

In der vorliegenden Petition einer Pferdezüchterin 
aus dem Landkreis Diepholz kommt die Sorge zum 
Ausdruck, ihre Pferde vor Wolfsangriffen schützen 
zu wollen. Das ist verständlich. Der Wolf war in 
Niedersachsen jahrzehntelag ausgerottet. Die 
Rückkehr dieses Wildtieres stellt Weidetierhalter 
nun vor völlig neue Situationen. Das erfordert mehr 
Schutz für die eigenen Tier, und es verbleibt ein 
gewisses - wenn auch für Pferde eher geringes - 
Risiko. Nachgewiesen in Niedersachsen ist übri-
gens kein Pferderiss; ein Fall konnte nicht ab-
schließend bewertet werden. 

Die Forderungen jedoch, die die Petentin aus ihren 
Befürchtungen ableitet, teilen wir nicht. „Berück-
sichtigung“, meine Damen und Herren - hier spre-
che ich insbesondere die CDU an -, ist keine an-
gemessene Entscheidung und dürfte es eigentlich 
auch aus Ihrer Sicht nicht sein. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 
Warum „eigentlich“?) 

- Ich überlasse Ihnen, was Sie daraus machen. Sie 
können ja weiter zuhören. Das wäre eine gute 
Idee. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Zu-
ruf von Jörg Hillmer [CDU]) 

Meine Damen und Herren, die Forderungen der 
Petition eins zu eins umzusetzen, ist rechtlich 
schlicht nicht möglich und sachlich nicht gerecht-
fertigt.  

(Zuruf von Jörg Hillmer [CDU] - Ge-
genruf von Ottmar von Holtz [GRÜ-
NE]: Hören Sie doch einmal zu!) 

Ich will auf zwei Beispiele eingehen: 

Diese Petition enthält die Forderung, das heimi-
sche Wild vor dem Wolf zu schützen. Wenn das 
Wild einen solchen Schutzstatus erhielte, müssten 
wir das Wild auch vor dem Jäger schützen. 

(Zuruf von der CDU: Auf jeden Fall 
vor den Grünen!) 

Die Forderung verkennt überdies schlicht, dass 
das Schlagen zu Beute genauso Teil eines natürli-
chen Verhaltens und natürlicher Prozesse ist wie 
z. B. von Schälen von Wild an Bäumen. Wollte 
man diese Prozesse unterbinden, hieße das, die 
Natur insgesamt aus unserem Umfeld zu verban-
nen. Meine Damen und Herren, das ist nicht mög-
lich. 

Zwischenfragen möchte ich nicht zulassen. 
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Überdies fordert die Petentin die Schaffung wolfs-
freier Gebiete u. a. in der Region Diepholz. Wer die 
Region Diepholz kennt, weiß eigentlich, dass die 
Region Diepholz nicht sonderlich anders struktu-
riert ist als viele, viele andere Regionen in Nieder-
sachsen.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Wollte man also den Landkreis Diepholz, wie ge-
fordert, zur wolfsfreien Region erklären, müsste 
diese Zielsetzung auch für nahezu alle anderen 
Regionen in Niedersachsen gelten. Die Folge wäre 
dann schlicht: In Niedersachsen hat der Wolf kei-
nen Lebensraum und auch kein Lebensrecht, je-
denfalls nicht außerhalb von eingezäunten Trup-
penübungsplätzen, auf denen man dann natürlich 
auch regelmäßig den Wolf schießen müsste, da 
ein normales Abwanderungsverhalten nicht mehr 
möglich wäre. Vom Wildtier zur Zoohaltung - so 
stellen Sie sich den Wolfsschutz in Niedersachsen 
vor. 

Artenschutzrechtlich ist das nicht zulässig, weil 
sich Europa und diese Bundesrepublik dazu ent-
schieden haben, dass heimische Tierarten ein 
Existenzrecht in Natur und Landschaft haben, und 
zwar in Freiheit, nicht im Zoo. Das gilt auch für den 
Wolf. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Konsequenz dieser Petition wäre: Artenschutz 
mögen andere betreiben - wir Niedersachsen je-
denfalls nicht. Was das dann für den Artenschutz 
weltweit bedeuten würde, kann sich jeder selbst 
ausmalen. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Herr Kol-
lege, waren Sie mit in Finnland?) 

Die Lebensräume des Menschen und des Wolfes - 
das ist die Konsequenz daraus - werden sich auch 
in Zukunft überlappen. Das, was wir tun müssen 
und was diese Landesregierung auch tut, ist, dem 
Wolf Grenzen zu setzen 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Das tut 
sie eben nicht!)  

und Tierhalter in dem Bemühen zu unterstützen, 
ihre Tiere vor Wölfen zu schützen. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Gar nichts tut sie!) 

- Sie wissen es besser.  

Der Bau von wolfsabwehrenden Zäunen wird in 
Niedersachsen mit 80 % bezuschusst. Verluste 
von Schäfern und Tierhaltern werden ersetzt. 

Die Maßnahmen, meine Damen und Herren, wer-
den kontinuierlich weiterentwickelt.  

Bei der Errichtung wolfsabweisender Zäune wer-
den Herdenhalter künftig noch besser unterstützt. 
Die De-minimis-Regelung - darüber haben wir im 
Ausschuss oft genug gesprochen - soll künftig 
deutlich angehoben werden. Ein entsprechender 
Antrag ist bei der EU. 

Das Umweltministerium baut ein Soforthilfeteam 
auf, das praktische Hilfe nach Wolfsangriffen leistet 
und nötigenfalls auch kurzfristig Herdenschutz-
hunde einsetzen kann.  

Gerade über die Beziehung von Pferd und Wolf 
wissen wir relativ wenig. Der Arbeitskreis „Pferd 
und Wolf“, dem Experten und Wissenschaftler u. a. 
auch von Pferdezuchtverbänden angehören, trägt 
derzeit in wissenschaftlichen Untersuchungen 
Erfahrungen über die Interaktion von Pferden und 
Wölfen zusammen. Auch wenn es nach derzeitiger 
Kenntnis zu panikartigen Reaktionen von Pferden 
eher nicht kommt, soll hier natürlich dennoch ge-
klärt werden, welche zusätzlichen Schutzmaß-
nahmen gerade bei Pferden möglich und sinnvoll 
sind. Diese Bestrebungen gerade der Pferdehalter 
unterstützen wir. 

Meine Damen und Herren von der CDU, wir wer-
den auf „Sach- und Rechtslage“ entscheiden. Und 
ehrlich: Gehen Sie noch einmal in sich, und tun Sie 
das auch! Ein wolfsfreies Niedersachsen, wie die 
Petition es im Ergebnis fordert, dürfte auch Ihr Ziel 
nicht sein. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das steht da 
nicht drin! Blödsinn!) 

Meine Damen und Herren von der CDU, ich habe 
Sie doch zumindest bisweilen durchaus als Kolle-
gen kennengelernt, die sehr wohl differenziert auf 
ein Problem eingehen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Zurufe von der CDU: Oh!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Janßen. - Zu dieser 
Petition liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Ich rufe jetzt die Petition 02912/11/17 mit Folge-
satz auf. Es geht um Windkraftanlagen bzw. ge-
sundheitliche Folgen durch Infraschall.  
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Das Wort hat für die FDP-Fraktion Herr Kollege 
Dr. Hocker. Bitte! 

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Jetzt 
sagt er dasselbe und ersetzt „Wolf“ 
durch „Windkraft“!) 

Dr. Gero Hocker (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich weiß, dass die Mehrheitsfraktionen 
in diesem Hause die Hoffnung gehabt haben, das 
Thema würde nach der Kommunalwahl an Bedeu-
tung verlieren. Wir haben Hunderte Petitionen in 
den vergangenen Monaten hier in diesem Hohen 
Hause beraten. 

(Petra Tiemann [SPD]: Diese Rede 
haben wir auch schon hundertmal ge-
hört!) 

Ich sehe, dass Sie enttäuscht sind, dass sich Ihre 
Hoffnungen nicht erfüllt haben. Auch nach der 
Kommunalwahl bewegt dieses Thema die Men-
schen da draußen nach wie vor. Wir von der FDP-
Fraktion werden nicht müde, diese Menschen da 
draußen zu unterstützen - egal, ob eine Wahl an-
steht oder nicht, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

An den Ängsten hat sich da draußen doch nichts 
geändert. Die Menschen haben nach wie vor 
Angst um ihr Eigentum und fürchten den Wertver-
lust ihrer Immobilie. Sie haben auch vor Einschnit-
ten in Flora und Fauna Angst, vor weniger Arten-
vielfalt. 

Nicht zuletzt - und damit komme ich auf die Petiti-
on zu sprechen - haben sie Angst um ihre eigene 
Gesundheit, weil das Thema Infraschall noch im-
mer nicht komplett abgeräumt ist und niemand 
wirklich ausschließen kann, dass es nicht auch 
gesundheitliche Gefährdungen durch Infraschall 
gibt. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
deswegen empfehle ich dieser Landesregierung: 
Nehmen Sie endlich die Ängste der Menschen da 
draußen ernst! Handeln Sie endlich! 

Deswegen plädieren wir wieder einmal auf „Be-
rücksichtigung“. Ich kann Ihnen sagen, das werden 
wir auch bei künftigen Petitionen machen, die sich 
mit diesem Thema in dieser Art und Weise be-
schäftigen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor, sodass wir nun über die 
Eingaben abstimmen, zu denen Änderungsanträge 
vorliegen. 

Ich rufe sie einzeln bzw. bei gleichem Sachinhalt 
im Block auf und lasse zunächst über die Ände-
rungsanträge und, falls diese abgelehnt werden, 
dann über die Ausschussempfehlung abstimmen. 

Ich rufe die laufende Nr. 1 der Eingabenübersicht 
auf, die Eingabe 02684/11/17 betr. den Versor-
gungsausgleich.  

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 
FDP vor. Er empfiehlt „Erwägung“, soweit die Zu-
ständigkeit des Landes berührt ist, im Übrigen 
„Sach- und Rechtslage“. Wer diesem Änderungs-
antrag seine Zustimmung geben möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Der Änderungsantrag wurde abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Sie lautet „Materi-
al“, soweit die Zuständigkeit des Landes berührt 
ist, im Übrigen „Sach- und Rechtslage“. Wer so 
beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der 
Ausschussempfehlung wurde mit Mehrheit gefolgt. 

Ich rufe die laufende Nr. 2 der Eingabenübersicht 
auf, die Eingabe 01891/11/17 betr. die Rückkehr 
der Wölfe in unsere Region. 

Hierzu liegen gleichlautende Änderungsanträge 
der Fraktionen der CDU und der FDP vor. Sie 
empfehlen „Berücksichtigung“. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Die beiden Ände-
rungsanträge wurden mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses. Sie lautet „Sach- 
und Rechtslage“. Wer so beschließen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit. Damit 
wurde der Beschlussempfehlung gefolgt. 

Ich rufe die laufenden Nrn. 28 und 29 der Einga-
benübersicht auf, die Eingabe 02912/11/17 und 
einen Folgesatz, betr. die Windkraftanlagen, ge-
sundheitliche Folgen durch Infraschall. 

Auch hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP vor. Er lautet „Berücksichtigung“. Wer so 
beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der 
Änderungsantrag wurde mit Mehrheit abgelehnt. 
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Dann kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses. Sie lautet 
„Sach- und Rechtslage“. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses wurde gefolgt. 

Ich rufe die laufende Nr. 32 der Eingabenübersicht 
auf, die Eingabe 02942/11/17, betr. Kommunalab-
gaben, Erhebung von Zweitwohnungssteuer. 

Auch hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP vor. Er empfiehlt „Material“. Wer so be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Der Ände-
rungsantrag wurde mit Mehrheit abgelehnt. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses. Sie lautet 
„Sach- und Rechtslage“. Wer so beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Damit wurde der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses  mit Mehrheit 
gefolgt. 

Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt und rufe 
auf den 

Tagesordnungspunkt 20: 
Abschließende Beratung: 
Handwerksbetriebe entlasten - Änderung der 
Abfallverzeichnis-Verordnung zurücknehmen - 
Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/6895 - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Energie und Klimaschutz - Drs. 17/7277  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Ich eröffne die Beratung und erteile das Wort für 
die FDP-Fraktion Herrn Kollegen Dr. Hocker. Bitte! 

Dr. Gero Hocker (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Häu-
fig genug wird Politik der Vorwurf gemacht - häufig 
genug zu Recht -, sie laufe Entwicklungen nur 
hinterher und agiere nicht vorausschauend. 

Es ist richtig, dass wir gemeinsam durch die Aus-
setzung der Anwendung der Abfallverzeichnis-
Verordnung Luft und Zeit gewonnen haben. Aber 
ich möchte Ihnen gerne ins Gedächtnis rufen, wie 
die Situation vor wenigen Wochen bei vielen 

Handwerksbetrieben in Niedersachsen und in ganz 
Deutschland gewesen ist, als sich das Styropor auf 
Betriebshöfen gestapelt hat. Es konnte nicht ent-
sorgt werden, Aufträge konnten nicht angenom-
men werden, und es sind sogar Jobs in Gefahr 
gewesen. 

Jetzt haben wir Zeit zu handeln, und meines Er-
achtens müssen wir fordern, dass die Politik in 
dieser Zeit alles dafür tut, damit sich die gleiche 
Situation in wenigen Monaten nicht wieder zeigt 
und wir dann nicht wieder in der Situation sind, 
dass Handwerksbetrieben die Luft abgeschnürt 
wird, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Wir sind aufgefordert, jetzt zu handeln. Deswegen 
appelliere ich an Sie, dafür zu sorgen, dass bereits 
jetzt die Voraussetzungen dafür geschaffen wer-
den, dass sich die Zustände des Oktobers und 
Novembers 2016 nicht wiederholen. Wenn etwas 
unsinnig ist, muss man das auch als Unsinn be-
zeichnen können. 

Wir fordern die Landesregierung auf - wir würden 
uns freuen, wenn wir hierfür in diesem Hohen 
Hause doch noch Unterstützung bekämen -, dass 
man bereits jetzt alles in die Wege leitet, damit sich 
solche Zustände nicht wiederholen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Hocker. - Das Wort 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt 
Herr Kollege Bajus. Bitte! 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Dass das Flammschutzmittel Hexa-
bromcyclododecan (HBCD) ein Umweltgift ist, lässt 
sich nicht wegdiskutieren. HBCD steht im Ver-
dacht, Schäden bei ungeborenen Kindern und 
Säuglingen auszulösen. HBCD ist sehr langlebig 
und kann in der Umwelt schlecht abgebaut wer-
den. Der Stoff verteilt sich weltweit und reichert 
sich in Lebewesen an. Sogar in Vögeln und Fi-
schen in der Arktis wurde der Stoff bereits nach-
gewiesen. 

Wem also die Gesundheit der Bürgerinnen und 
Bürger und eine intakte Umwelt ernsthaft wichtig 
sind, für den ist die Notwendigkeit einer sicheren 
Entsorgung dieses Giftstoffes keine Frage.  
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Übrigens: Auch wenn wegen all dieser Eigenschaf-
ten HBCD nach der EU-Chemikalienverordnung 
als „besonders besorgniserregender Stoff“ gilt und 
auch international geächtet ist, muss sich, wer 
noch in einem Haus mit HBCD-haltigen Dämmplat-
ten wohnt, keine Sorgen machen. Nach Angaben 
des Umweltbundesamtes gasen die verputzten 
Platten nur wenig aus. 

Heute geht es aber nicht um die Nutzung, sondern 
um die Entsorgung der belasteten Dämmstoffe. 
Hierzu fordert der vorliegende Antrag eigentlich 
einfach ein „Weiter so wie bisher!“ nach dem Mot-
to: Gesundheit und Umweltschutz sind uns egal. 

Meine Damen und Herren, diese Haltung kann 
doch nicht ernsthaft Grundlage für verantwor-
tungsvolle politische Entscheidungen sein! Die 
Forderung der FDP nach einer Bundesratsinitiative 
hat sich aber auch aus ganz anderen Gründen 
längst erledigt.  

In Niedersachsen sind die Weichen für eine sach-
gemäße Entsorgung von HBCD-haltigen Dämm-
platten zeitgerecht gestellt worden. 

(Zuruf von Martin Bäumer [CDU]) 

Das Ministerium hat frühzeitig im Gespräch - Herr 
Bäumer, das wissen Sie aus der Ausschussbera-
tung - gemeinsam mit der Abfallwirtschaft die nöti-
gen Vorkehrungen getroffen, um eine sichere Ent-
sorgung zu ermöglichen.  

Richtig ist: In anderen Bundesländern gab es er-
hebliche Schwierigkeiten, auch Entsorgungseng-
pässe.  

Offensichtlich haben viele in der Entsorgungsbran-
che - obwohl rechtzeitig informiert - das Thema 
mehr oder minder absichtsvoll verschlafen. Statt 
die notwendigen Genehmigungen zu besorgen 
oder entsprechende Investitionen in die Technik 
vorzunehmen, gab es verbreitet Versuche, das 
Bauhandwerk und Bauherren mit Phantasiepreisen 
abzuzocken.  

Darauf hat der Bundesrat reagiert und sich vor 
wenigen Tagen auf eine einjährige Verlängerung 
der Übergangsfrist verständigt. Zeit genug also, 
um deutschlandweit eine sichere Entsorgung zu 
organisieren.  

Einer erneuten Bundesratsinitiative bedarf es da-
her nicht; sie hätte auch keine Chance. 

Meine Damen und Herren, es kann doch nicht 
sein, dass sich Politik vor ihrer gesundheits- und 
umweltpolitischen Verantwortung drückt und Teile 

der Entsorgungswirtschaft nach Belieben und ihren 
Eigeninteressen entscheiden, wie entsorgt wird. Es 
ist unsere Aufgabe - die der Politik! -, über den 
Rechtsrahmen der Abfallwirtschaft, über den Um-
gang mit gefährlichen Stoffen zu entscheiden, und 
zwar allein mit Blick auf das Allgemeinwohl. Dafür, 
meine Damen und Herren, steht rot-grüne Politik in 
Niedersachsen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Der Redner begibt sich zu sei-
nem Platz) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Kollege Bajus, ich darf Sie bitten zurückzu-
kommen. Herr Kollege Dr. Siemer hat darum gebe-
ten, eine Frage stellen zu dürfen. 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Aber gerne. 

(Jens Nacke [CDU]: Das finde ich gut 
und souverän!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Stephan Siemer (CDU): 
Herr Bajus, Sie hatten erwähnt, dass Sie davon 
ausgehen, dass die Entsorgungswirtschaft die 
Kunden abzockt. Können Sie sich vorstellen, dass 
natürlich hohe Kosten entstehen, wenn seitens der 
Müllverbrennungsanlagen überhaupt keine Kapazi-
täten für Styropor zur Verfügung gestellt werden 
und Entsorgungsunternehmen das sehr voluminö-
se Material annehmen, ohne dass eine Entsorgung 
in Aussicht gestellt werden kann, weil man nicht 
weiß, wie man es los wird? Können Sie sich also 
vorstellen, dass das Problem eher bei der nicht zur 
Verfügung stehenden Verbrennungsanlagenkapa-
zität liegt? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Vielen Dank, Herr Dr. Siemer, für die Frage; denn 
ich glaube, in dieser Pauschalität habe ich es nicht 
gesagt. Ich habe nicht pauschal von der Entsor-
gungswirtschaft gesprochen, die das gemacht hat, 
sondern einzelne Unternehmen haben darauf ge-
setzt. Gerade in Niedersachsen ist dieser Entsor-
gungsengpass genau in dieser Form nicht ent-
standen, weil das Ministerium frühzeitig den Kon-
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takt gesucht und mit der Entsorgungswirtschaft 
gesprochen hat. 

Es gibt die Option und die Möglichkeit, sich ent-
sprechende Genehmigungen für die Anlagen zu 
besorgen oder Anlagen nachzurüsten. 

Noch einmal: Die Lösung des Problems kann doch 
nicht darin liegen, weiterzumachen wie bisher, weil 
es schwierig ist, das Problem technisch zu lösen. - 
Das stimmt so eben nicht. Es ist vielmehr möglich, 
einen sicheren Entsorgungsweg auch in der vor-
handenen Entsorgungswirtschaft zu wählen. Aber 
das setzt voraus, dass sich die Entsorgungswirt-
schaft in ihrer Gesamtheit bewegt, sich auf den 
Weg macht und bereit ist, dafür zu investieren und 
sich der Aufgabe zu stellen, und eben nicht die Not 
des Bauhandwerks oder der Bauherren ausnutzt. - 
Das war der Kern meiner Kritik, und er bezieht sich 
ausdrücklich auf Einzelne. Am Ende hat man hier-
bei versucht, selbst über Lobbyarbeit Politik zu 
machen, statt dem umweltpolitischen Primat der 
Politik zu folgen. 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Ich kann nicht 
verstehen, warum Sie dieses Spiel am Ende mit-
machen, falls Sie diesen Antrag unterstützen. 

Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Dr. Siemer würde 
jetzt gerne noch eine Frage stellen. 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Solange wir nicht zum Dialog kommen - ich glau-
be, damit würden wir die anderen langweilen -, 
gerne. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Nein, von Langeweile ist keine Spur. - Bitte! 

(Jens Nacke [CDU]: Das würde ich so 
nicht unterschreiben!) 

Dr. Stephan Siemer (CDU): 
Sie antworten hier auf den Antrag und sagen, es 
habe in Niedersachsen kein Problem gegeben. Ich 
kenne aber Entsorgungsunternehmen. Zufällig ist 
meine Mutter Miteigentümerin eines Entsorgungs-
unternehmens. Dieses hatte das Problem, dass es 
in Niedersachsen in der Tat Probleme gab. Auch 
Kollegen in dieser Branche konnten diese Abfälle 
nicht loswerden. Es gab hier also in Niedersachsen 
ein enormes Entsorgungsproblem aufgrund dieser 
Problematik. 

Volker Bajus (GRÜNE): 
Noch einmal vielen Dank, Herr Siemer. - Ich glau-
be, jede Rechtsänderung bedarf bei den Akteuren 
auch einer gewissen Bereitschaft, sich auf Ände-
rungen einzulassen. Dass das nicht an jedem Ort 
zu jeder Zeit rechtzeitig der Fall war, kann ich mir 
gut vorstellen. Aber Sie selbst haben gerade die 
Vergangenheitsform gewählt: Es „gab“ an der ei-
nen oder anderen Stelle auch in Niedersachsen 
Probleme. Ich glaube aber, das ist bei jeder Um-
stellung des Rechtsrahmens der Fall. Wie Sie 
selbst gesagt haben: Das war so. - Und es ist gut, 
dass es jetzt nicht mehr so ist.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bajus. - Wir fahren fort. 
Das Wort hat jetzt für die SPD-Fraktion Herr Kolle-
ge Brammer. Bitte! 

Axel Brammer (SPD): 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Nach der Unterrichtung durch das Um-
weltministerium im Umweltausschuss im Dezem-
ber war ich der festen Überzeugung, die FDP-
Fraktion zieht diesen Antrag zurück. Das hat sie 
jedoch nicht getan.  

(Christian Grascha [FDP]: Stimmt!) 

Nachdem es in etlichen Bundesländern zu vielen 
Problemen kam, wurde am 16. Dezember 2016 
vom Bundesrat ein einjähriges Moratorium für die 
Einstufung von HBCD-haltigen Abfällen als gefähr-
licher Abfall beschlossen. Nach Zustimmung durch 
das Bundeskabinett wurde dieser Beschluss durch 
Bundesverordnung vom 22. Dezember 2016 um-
gesetzt. Damit ist der Bund dem Ansinnen des 
Antrages gefolgt, und deshalb ist dieser Antrag 
auch entbehrlich. Was bereits umgesetzt ist, müs-
sen wir nicht auch noch beschließen. 

(Jörg Hillmer [CDU]: Das ist ja ganz 
neu!) 

Innerhalb eines Jahres müssen jetzt endgültige 
Lösungen gefunden werden. Diese sollten bun-
desweit einheitlich umgesetzt werden. Deshalb 
wäre auch ein einheitliches Vorgehen wünschens-
wert. Aufgrund der guten Vorarbeit und der schnel-
len Reaktion des niedersächsischen Umweltminis-
teriums gehe ich davon aus, dass die Umsetzung 
in unserem Bundesland kein Problem sein wird. 
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Auch die Betreiber der Müllverbrennungsanlagen 
werden sich nach entsprechenden Gesprächen an 
einer schnellen Lösung beteiligen. Sie können sich 
darauf verlassen, dass wir ein Auge darauf haben. 

Auch wenn die FDP in einem Jahr eventuell nicht 
mehr dabei ist - - -  

(Jörg Bode [FDP]: Wovon träumen 
Sie nachts?) 

- Herr Dürr hat sich doch schon abgemeldet.  

(Jörg Bode [FDP]: Weil er dann im 
Bundestag sitzt! - Dr. Stephan Siemer 
[CDU]: Der wird Minister!) 

Wenn es dazu kommt, werden wir auf jeden Fall, 
auch ohne Sie, dafür sorgen, dass es zu tragfähi-
gen Entscheidungen kommt. Das kann ich Ihnen 
hier versprechen. 

(Jörg Bode [FDP]: Weil wir dann die 
Mehrheit haben!) 

Allerdings reden wir hier dann nicht nur über die 
wirtschaftlichen Auswirkungen, sondern auch über 
die Umweltverträglichkeit. HBCD ist aufgrund sei-
ner Persistenz ein Stoff, der sich weltweit verteilt 
und in die Nahrungskette gelangt. Herr Bajus hat 
es vorhin schon gesagt: Er ist bis in die Arktis 
nachgewiesen. Es muss also eine Lösung gefun-
den werden, damit dieser Stoff nicht weiter in die 
Umwelt gelangen kann.  

Ihr Antrag hat sich durch das Handeln des Landes 
und im zweiten Schritt des Bundes erledigt. Sie 
hätten ihn wirklich zurückziehen sollen. Aber dass 
Sie das nicht getan haben, gibt mir die Gelegen-
heit, der Landesregierung an dieser Stelle für ihr 
Engagement zu danken. Es ist der Landesregie-
rung gemeinsam mit den anderen Ländern gelun-
gen, Pflöcke einzuschlagen. Sie weisen in die rich-
tige Richtung. Wir sind da auf einem guten Weg. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das ist den 
eigenen Mitarbeitern unangenehm, 
was Sie da loben!) 

Ihr Antrag war eigentlich schon zu dem Zeitpunkt 
überflüssig, zu dem er gestellt wurde. Das Ministe-
rium für Umwelt, Energie und Klimaschutz hatte 
bereits im Juli 2016 als erstes Ministerium bun-
desweit einen entsprechenden Erlass herausge-
geben. Bei dessen rechtzeitiger Umsetzung vor Ort 
wären die kurzzeitigen Probleme überhaupt nicht 
entstanden. Das ist der entscheidende Punkt. 
Dennoch war der Antrag aufgrund dieser kurzzeiti-
gen Probleme logisch. Schön, dass wir mal drüber 

gesprochen haben. Durch das Handeln der Lan-
desregierung und des Bundesrates ist er aber 
mittlerweile, wie bereits erwähnt, entbehrlich. Des-
halb werden wir ihn heute ablehnen.  

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die CDU-Fraktion 
hat nun das Wort Herr Kollege Bäumer. Bitte! 

Martin Bäumer (CDU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ja, wenn die Welt so wäre, wie Rot-Grün 
sie beschreibt, dann wäre eigentlich alles in Ord-
nung. Aber, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, nichts ist in Ordnung in diesem Staate, und 
nichts ist so, wie es die beiden Kollegen von SPD 
und Grünen beschrieben haben. Die Wahrheit ist 
eine andere, und genau deswegen haben Sie ein 
Problem. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Man sollte ja für bestimmte Zustände immer be-
stimmte Zitate zur Hand haben. 

(Wiard Siebels [SPD]: Dann erzählen 
Sie mal!) 

- Gerne. Eines meiner Lieblingszitate ist: Wenn 
man nicht mehr weiter weiß, dann macht man ei-
nen Arbeitskreis. 

(Anja Piel [GRÜNE]: Das hören wir 
zum ersten Mal! Haben wir noch nie 
gehört! - Weitere Zurufe von der SPD 
und von den GRÜNEN - Glocke der 
Präsidentin) 

Aber gestern Abend, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, ist mir ein neues Zitat zu Ohren ge-
kommen.  

(Anja Piel [GRÜNE]: Nein! Ganz neu?) 

Das will ich Ihnen nicht vorenthalten, liebe Frau 
Kollegin Piel.  

(Anja Piel [GRÜNE]: Ich bin auch 
ganz gespannt!) 

Und zwar kann man den Zustand, der hier gerade 
herrscht, ganz einfach beschreiben: Eiert der Mi-
nister rum, macht er Moratorium.  

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU 
und bei der FDP - Zurufe von der 
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SPD: Oh! - Ottmar von Holtz [GRÜ-
NE]: Den Spruch müssen Sie mal 
nach Köln schicken!) 

Genau das ist nämlich der gegenwärtige Zustand, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. Das ist 
genau das, was momentan in diesem Lande vor-
finden. Wenn der Kollege Brammer gesagt hat, „da 
gab es einen Erlass, und wenn sich die Wirtschaft 
daran gehalten hätte, dann wäre doch alles gut 
gewesen“, dann muss man der Wahrheit halber 
auch sagen: Es gibt mittlerweile vier Erlasse, in 
denen versucht worden ist, diesen Zustand zu 
regeln. Das Ganze hat aber am Ende nichts ge-
bracht.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich sage 
Ihnen ganz deutlich: Wenn Sie in diesem Land 
vernünftige Umweltpolitik machen wollen, wenn 
Sie gemeinsam mit der Wirtschaft arbeiten wollen, 
dann müssen Sie für unsere Wirtschaft vernünfti-
ge, verlässliche Rahmenbedingungen schaffen. 
Die hat es aber an dieser Stelle nicht gegeben. 
Verlässlichkeit sieht deutlich anders aus.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir reden hier über einen Stoff, der vor einem Jahr 
noch als harmlos eingeschätzt wurde. Ab dem 
1. Oktober war dieser Stoff dann auf einmal ge-
fährlich. Seit Ende Dezember ist der Stoff wieder 
harmlos. Und in einem Jahr soll er wieder gefähr-
lich sein.  

(Zustimmung von Dr. Gero Hocker [FDP])  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie wol-
len Sie einem Unternehmer oder irgendeinem Bür-
ger draußen erklären, dass sich innerhalb von 15 
Monaten so dramatisch viel ändert? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wenn man sich jetzt freut, dass man ein Moratori-
um gemacht hat, dann weckt das bei mir ganz 
große Ängste. Denn wir haben in diesem Land 
schon einmal erlebt, was während eines Moratori-
ums passieren kann. Es war damals ein grüner 
Bundesumweltminister, der gemeinsam mit einem 
SPD-Bundeskanzler gesagt hat: Wir machen in 
Sachen Gorleben mal ein Moratorium. - Und was 
gehört zur Wahrheit dazu? - Während dieses Mo-
ratoriums für Gorleben hat man nicht konkret an 
dem Thema gearbeitet; es ist überhaupt nichts 
passiert, und wir haben wertvolle Zeit verloren.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Zurufe von der SPD - Glocke der Prä-
sidentin) 

Liebe aufgeregte Kolleginnen und Kollegen von 
der linken Seite, als ich gestern mit dem Bauge-
werbe telefoniert habe, wurde mir gesagt: Momen-
tan ist das in Ordnung. Aber das Baugewerbe hat 
die große Sorge, dass man diese Zeit, die man 
durch das Moratorium gewonnen hat, nicht dafür 
nutzt, die Dinge zu regeln. Irgendwann ab Mai, 
Juni, Juli werden Bauunternehmer in Niedersach-
sen aufgefordert werden, Angebote für Bauleistun-
gen zu machen, die sie im nächsten Jahr ausfüh-
ren werden. Der Bauunternehmer, mit dem ich 
telefoniert habe, hat mich gefragt: Was soll ich 
denn in mein Angebot hineinschreiben? Ich habe 
doch überhaupt keine Verlässlichkeit, zu welchem 
Preis ich diese Stoffe - dieses Polystyrol, dieses 
Styropor, dieses HBCD - ab dem 1. Januar 2017 
entsorgen kann.  

Wenn dieser Minister einen guten Job machen will, 
dann ist es seine verdammte Pflicht und Schuldig-
keit, so schnell wie möglich dafür zu sorgen, dass 
unsere Bauunternehmer, unsere Wirtschaft Klar-
heit darüber hat, zu welchem Preis sie diese Stoffe 
ab nächstem Jahr entsorgen können.  

Ich glaube, wenn Sie ein wenig auf Ihre rote Bun-
desumweltministerin Hendricks gehört hätten, die 
Ihnen deutlich gesagt hat: „Bitte lasst das an der 
Stelle, das gibt Chaos!“, dann hätten wir dieses 
Chaos vermeiden können.  

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Lassen Sie mich noch ausführen, wie die rot-grüne 
Wahrnehmung ist: Als wir das erste Mal über die-
ses Thema diskutiert haben, haben Sie auf der 
linken Seiten dieses Hauses gesagt: Die gesamte 
Welt, alles ist in Ordnung. - Dann haben wir ge-
meinsam erlebt, wie auf niedersächsischen Bau-
stellen, auf den Betriebshöfen der Unternehmer 
das Chaos ausbrach. Dann haben Sie ein Morato-
rium beschlossen. Und seitdem es das Moratorium 
gibt, sagen die Kollegen von SPD und Grünen: 
Alles ist in Ordnung.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wann 
war denn nun alles in Ordnung? - Vor dem Morato-
rium, als das Chaos ausgebrochen ist, oder jetzt, 
wo das Moratorium besteht? - Das zeigt, glaube 
ich, sehr deutlich, wo SPD und Grüne mittlerweile 
hingekommen sind. Sie machen hier Pippi-Lang-
strumpf-Politik, Sie machen sich die Welt, wie sie 
Ihnen gefällt. FDP und CDU in Niedersachsen da-
gegen machen konkrete Politik.  
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Wir als CDU werden natürlich vernünftigerweise für 
den FDP-Antrag stimmen, damit Sie aufgefordert 
werden, Ihre Arbeit zu tun. Und wenn Sie mir sa-
gen, dass Sie da ein Auge drauf haben, dann 
reicht mir das nicht. Nehmen Sie den Griffel in die 
Hand! Arbeiten Sie, und sorgen Sie dafür, dass die 
Wirtschaft in Niedersachsen verlässliche Rahmen-
bedingungen hat! Die braucht sie nämlich.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bäumer. - Für die FDP-
Fraktion hat jetzt noch Frau Kollegin König das 
Wort. Bevor ich ihr das Wort erteile, darf ich um 
etwas mehr Ruhe im Plenarsaal bitten. - Einen 
Moment noch, Frau König! Wir warten noch einen 
kleinen Moment, bis Ruhe eingekehrt ist. - Bitte! 

Gabriela König (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ma-
chen wir uns doch erst einmal klar, wie es über-
haupt zu diesem Problem kommen konnte. Die 
Vorgaben, dass Gebäude dermaßen stark ge-
dämmt werden müssen, sind doch schon damals 
erlassen worden; das ist doch ein Problem von 
vorgestern. Und es ist entstanden, weil die Grünen 
glaubten, sie müssten vor Ort wer weiß wie viel für 
die Umwelt tun - egal, wie die Situation ist.  

(Ottmar von Holtz [GRÜNE]: Die bö-
sen Grünen! - Anja Piel [GRÜNE]: Es 
ist ja auch erschütternd, dass wir so 
viel für die Umwelt tun wollen! - Glo-
cke der Präsidentin) 

- Sie haben immer gesagt: Vor Ort muss viel mehr 
dafür getan werden.  

Damit fingen die Probleme an. Die Kommunen 
haben ihre Bauordnungen geändert und die vorge-
schriebene Dämmstärke auf bis zu 16 cm erhöht. 
Die Dämmung begann aber zu schimmeln, sodass 
Pestizide zugesetzt werden mussten, damit sie 
länger hält. Jetzt haben wir das Problem, dass 
einerseits die Pestizide vom Regen ausgewaschen 
werden und sich im Boden befinden und dass an-
dererseits ein großer Teil der Dämmung - 800 Mil-
lionen m2 befinden sich schon an den Gebäuden - 
irgendwann wieder abgenommen und entsorgt 
werden muss.  

Sie glauben nun, dass man diese Entsorgung in-
nerhalb eines Jahres vernünftig gewährleisten 
könnte. Darüber kann ich aber nur lachen. Das 

können Sie sich abschminken; das wird so nicht 
funktionieren. Wir müssen vernünftige Rahmenbe-
dingungen schaffen und dieses Problem angehen. 
Da helfen keine Moratorien, sondern da muss wirk-
lich etwas geschehen. Denn letztendlich werden 
zum Schluss die Verursacher zur Kasse gebeten. 
Das sind in der Regel die Bauherren, die das Gan-
ze vor ihrer Haustür haben, die es abreißen und 
die irgendwann für die Entsorgung sorgen müssen. 
Und weil das Sondermüll ist, wird sie das teuer zu 
stehen kommen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin König. - Für die Lan-
desregierung hat nun Herr Umweltminister Wenzel 
das Wort. Bitte, Herr Minister! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau 
König, sehr geehrter Herr Bäumer, es ist immer so 
eine Sache, wenn man ein Thema nicht im Zu-
sammenhang betrachtet.  

Dieser Stoff, HBCD, wurde anlässlich der sechsten 
Vertragsstaatenkonferenz in das Stockholmer 
Übereinkommen aufgenommen. Wer war damals 
Minister? - Der Kollege Peter Altmaier! Und wer 
war mit in der Koalition? - Die FDP! Sie sind also 
damals zu der Auffassung gekommen, dass dieser 
Stoff in die POP-Konvention aufgenommen wer-
den soll, dass es also ein persistenter Stoff ist, der 
sich in der Umwelt anreichert und unerwünschte 
Folgen haben kann, beispielsweise eine frucht-
schädigende Wirkung, und das selbst an weit ent-
fernten Orten. Diese Erkenntnis ist offenbar im 
zweiten Kabinett Merkel gereift.  

Die Länder sind für die Umsetzung zuständig. Ent-
sprechend wussten alle Beteiligten einige Jahre 
vorher, dass dieser Beschluss letztendlich auch 
umgesetzt werden muss, und konnten sich ent-
sprechend darauf vorbereiten. Das hat die Landes-
regierung auch getan. Sie hat im Zusammenhang 
mit der Entscheidung des Bundesrates, der das 
schlussendlich in Bundesrecht übersetzt hat, ent-
sprechende handlungsleitende Erlasse auf den 
Weg gebracht. Sie hat auch beispielsweise mit den 
Betreibern von Verbrennungsanlagen Gespräche 
geführt, um möglichst unbürokratisch Wege der 
Entsorgung zu ermöglichen. 

In Niedersachsen hat das insgesamt sehr gut ge-
klappt. Ich persönlich habe sogar von der Bauwirt-
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schaft ausdrücklichen Dank entgegennehmen 
können, weil man sich in Niedersachsen sehr in-
tensiv darum gekümmert hat. 

In anderen Bundesländern gab es zum Teil 
Schwierigkeiten, auch größere Schwierigkeiten, die 
Entsorgung zu bewerkstelligen. Wir haben aber 
festgestellt, dass selbst auf dem Höhepunkt dieser 
Debatte bundesweit etwa 40 bis 50 Anlagen zur 
Annahme dieser Stoffe bereit waren. 

Gleichwohl hat der Bundesrat den Ländern, die 
noch nicht so weit waren, Gelegenheit gegeben, 
sich in der Vorbereitung entsprechend weiterzu-
entwickeln, und über dieses einjährige Moratorium 
den Weg geöffnet, in der Zwischenzeit in allen 
Bundesländern diesen Stand der Planung zu errei-
chen. Ich hoffe, dass es jetzt gelingt, wirklich flä-
chendeckend die Voraussetzungen zu schaffen 
und damit dann zu einem geordneten Entsor-
gungsweg zu kommen.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Minister Wenzel, ich darf Sie kurz unterbre-
chen. Herr Kollege Dr. Siemer bittet darum, eine 
Frage stellen zu können.  

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Nein. Lassen Sie mich zu Ende ausführen!  

Wir haben die entsprechenden Gespräche mit der 
Entsorgungswirtschaft geführt und sind hierüber in 
einem guten Dialog mit dem Bund. Ich glaube, 
dass sie einen guten Weg nehmen werden. Des-
wegen hat sich dieser Antrag überlebt.  

Ich danke Ihnen fürs Zuhören.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister Wenzel. - Es liegt nun 
eine weitere Wortmeldung des Kollegen Dr. Sie-
mer vor. Die CDU hat noch eine Restredezeit von 
1:04 Minuten. Bitte! 

Dr. Stephan Siemer (CDU): 

Sehr geehrte Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich schaffe das in einer Minu-
te, weil ich dem Minister nur eine Frage stellen will.  

Es gibt nicht überall Entsorgungsanlagen, und 
Styropor ist sehr voluminös. Können Sie sich vor-
stellen, Herr Minister, dass eine Anlage in Bayern, 
die diese Materialien annimmt, einem norddeut-
schen Unternehmen gar nichts nützt? Denn weil 
Styropor so voluminös ist, würden extrem hohe 
Entsorgungs- und Transportkosten entstehen. 
Deshalb hilft eine so pauschale Bemerkung wie 
die, die Sie gemacht haben - dass im Prinzip Anla-
gen zur Verfügung stünden - den Betroffenen auch 
nicht weiter. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Minister Wenzel 
hat sich noch einmal zu Wort gemeldet. Bitte! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 
Klimaschutz: 

Vielen Dank für diese Nachfrage, Herr Siemer.  

Wir haben uns natürlich kundig gemacht, wie es 
hier in Norddeutschland aussieht. Wir haben zu-
sammen mit den norddeutschen Bundesländern 
geguckt, welche Anlagen hier zur Verfügung ste-
hen, und wir haben uns auch das Preisregime 
angeguckt, weil wir natürlich auch nicht wollen, 
dass ein möglicher Engpass ausgenutzt werden 
kann.  

Ich kann Ihnen versichern, dass wir in Niedersach-
sen sehr schnell Anlagen gefunden haben, die die 
entsprechenden Stoffe angenommen haben. Und 
in den benachbarten Bundesländern war das auch 
der Fall.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister Wenzel. - Weitere Wort-
meldungen sehe ich nicht, sodass ich die Beratun-
gen schließe.  

Wir kommen zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der FDP 
in der Drucksache 17/6895 ablehnen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Damit wurde der Beschlussempfehlung 
des Ausschusses gefolgt.  
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Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 21: 
Erste (und abschließende) Beratung: 
Der Lang-Lkw gehört zum Logistikstandort und 
Transitland Niedersachsen! - Antrag der Fraktion 
der FDP - Drs. 17/7272  

Zur Einbringung erteile ich für die FDP-Fraktion der 
Kollegin König das Wort. Bitte! - Kolleginnen und 
Kollegen, die dieser Debatte nicht folgen wollen, 
haben jetzt die Chance, den Plenarsaal zu verlas-
sen, sodass hier Ruhe einkehrt. Das betrifft auch 
die Beratungen an der Regierungsbank. - Bitte, 
Frau Kollegin! 

Gabriela König (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte mich erst einmal erfreut darüber zeigen, 
dass man hier vom Saulus zum Paulus geworden 
ist. Es hat meinen hohen Respekt, wenn man sei-
ne Meinung ändert.  

(Beifall bei der FDP) 

Herr Minister Lies äußerte sich zur abschließenden 
Auswertung des Projektes des Bundes so: „Unsere 
positiven Erfahrungen werden durch den jetzt vor-
liegenden Abschlussbericht der Bundesanstalt 
bestätigt“. Weiteres kann man in der Begründung 
unseres Antrages nachlesen. Dann zählte er die 
positiven Eigenschaften auf. Wir haben sie in der 
Begründung dieses Antrages allesamt wiederge-
geben. Seine Aussage war durchweg erfreulich.  

In Ihrer Oppositionszeit sah das hier allerdings 
noch ganz anders aus. Eigentlich müssten sich 
den Grünen und der SPD doch die Nackenhaare 
sträuben, haben sich doch beide immer vehement 
gegen den Gigaliner ausgesprochen. Von Straßen 
und Brückenschäden war die Rede, von Unfällen 
und von schwierigsten Überholmanövern. Frau 
Menge konnte gar nicht ausschweifend genug das 
„Ungeheuer Monstertruck“ in Szene setzen. - We-
nig Kenntnis, aber große Ablehnung! Frau Menge, 
ich darf Sie im Übrigen gerne aufklären: Monster-
trucks sind mit Traktorreifen bestückte Pickups von 
3,5 t. Ich weiß nicht, ob Sie die damals meinten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP 
und bei der CDU) 

Schon 2006 hat Minister Hirche die Zeichen der 
Zeit erkannt und in Niedersachsen einen Pilotver-
such gestartet. Speditionen aus dem Emsland, aus 

Schüttorf, Osnabrück, Hannover, Braunschweig 
oder Hildesheim haben sich daran beteiligt, haben 
erfahrene Fahrer eingesetzt, neue Technologien 
aufgenommen und sind auf unseren Autobahnen 
und ausgewählten Bundesstraßen gefahren. Alle 
waren begeistert und von der umweltschonenden, 
wirtschaftlichen Transportweise angetan.  

Hinzu kam, dass es einen erheblichen Mangel an 
Lkw-Fahrern gab und auch heute noch gibt. Die 
25,25 m lange Eurokombis beweisen, dass zwei 
Lkw drei ersetzen können, womit jeder dritte Fah-
rer entbehrlich wird. 25 % an Treibstoff wurden 
gespart. - Aber all das haben wir hier immer wieder 
durchexerziert. Das weiß hier jeder.  

Diese Tatsache erschrak die Grünen aber so sehr, 
dass sie sogleich die Transporte von der Bahn auf 
die Straße verfrachtet sahen. Noch dazu verfielen 
sie in den Wahn, dass dadurch die Straßen und 
Brücken stärker zerstört und sich die Unfallhäufig-
keit erhöhen würde. Aber, Frau Menge, Adam 
Riese lässt sich nicht manipulieren: 40 t, verteilt 
auf neun Achsen, sind eine geringere Belastung 
als 40 t, verteilt auf fünf Achsen: Statt 8 t sind es 
nur 4,89 t. Und wenn man dann auch noch Zwil-
lingsreifen, die auf nicht lenkbaren Achsen zum 
Standard zählen, nehmen würde, würde man das 
Gewicht sogar noch weiter verringern.  

Auch das Bremsverhalten wird durch die Anzahl 
der Achsen klar verbessert. Es verkürzt sich auf 
ungefähr 6 m. Von daher ist das auch unter dem 
Sicherheitsaspekt ein besseres Ergebnis.  

Ebenso ist die Annahme eines überlangen Über-
holmanövers falsch. Das Überholmanöver verlän-
gert sich bei einer Geschwindigkeitsdifferenz von 
20 km/h um lediglich 1,5 Sekunden, und der ma-
ximale Überholvorgang ist sowieso nur bis 25 km/h 
erlaubt.  

Selbst die Leitplanken stellen kein größeres Risiko 
dar als bei normalen 40-Tonnern. Sie sind allge-
mein auf 38 t ausgelegt und dementsprechend für 
jedes Fahrzeug angesagt. Das ist also nicht an-
ders als bei den heutigen Lkw.  

Der neue bundesweite Versuch hat sich nicht nur 
von unserem unterschieden, sondern er hat signifi-
kante Stellen untermauert. 2006 waren Mega-Lkw 
das Schlimmste, was passieren konnte. Heute ist 
immerhin Minister Lies geläutert - dafür danke ich 
Ihnen ganz besonders - und zieht Adam Riese 
nicht mehr in Zweifel. 
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ln der Bundesrepublik fahren im Moment 159 
Trucks im Feldversuch. Daran sind 14 Länder be-
teiligt. Das Saarland und Rheinland Pfalz sind als 
Letzte hinzugekommen. Daimler nutzt die Strecke 
von Hamburg nach Baden-Württemberg. VW 
transportiert Autoteile. Dämmmaterial, Wellpappe, 
Kleidung - viele leichte und voluminöse Materialien 
werden auf bislang 11 600 km freigegebener Stre-
cke transportiert. 

Schweden, Norwegen, Finnland und die Nieder-
lande lassen teils lange schon Eurokombis fahren, 
allerdings mit weit mehr Gewicht - was wir hier in 
Deutschland gar nicht wollen. Belgien, Frankreich, 
Österreich und die Schweiz unternehmen neue 
Versuche.  

Schaut man sich die Güterverkehrsentwicklung 
einmal genauer an, so stellt man fest, dass sich 
das Lkw-Aufkommen bis 2025 auf Basis der Erhe-
bung von 2012 um 55 % erhöht.  

Wie soll es weitergehen? - Wir hatten bereits signi-
fikante Zuwächse, die zu Problemen im Individual-
verkehr führen. Die Bahn, von der immer gesagt 
wird, sie solle mehr Güter übernehmen - eine For-
derung, die wir alle unterstützen -, kann das aber 
nicht schultern. Sie wird bestenfalls auf 50 % ihrer 
jetzigen Leistung kommen. Das bedeutet ungefähr 
152 Milliarden Tonnenkilometer. Zum Vergleich: 
Die Straße bewältigt 704 Milliarden Tonnenkilome-
ter. Das ist knapp das Fünffache. Wo soll das denn 
hinführen? - Wir müssen also neue Möglichkeiten 
schaffen, um das alles vernünftig zu bewältigen. 

Herr Minister Lies, bleiben Sie Ihren Erkenntnissen 
treu und tragen Sie zur Entspannung bei! Geben 
Sie die Lückenschlüsse frei! Sorgen Sie für ein 
kohärentes Positivnetz! Verständigen Sie sich mit 
den Logistikern und Speditionen! Schaffen Sie 
Stellplätze an den Streckenbereichen und unter-
stützen Sie die Bundesratsinitiative zur Änderung 
der Straßenverkehrsordnung! 

Rot-Grün in Nordrhein-Westfalen hat Angst um 
seine Unternehmen und spricht in seinem Antrag 
vom 25. Januar, der dort auch gestellt wurde, von 
Wettbewerbsnachteilen. - Richtig so! Das ist genau 
der Punkt. Auch dort ist eine Einsicht erlangt. Das 
sollte bzw. müsste Ihnen zu denken geben. 

Die Zeit drängt. Deswegen bitte ich, diesen Antrag 
zur sofortigen Abstimmung vorzusehen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin König. - Für die SPD-
Fraktion hat nun Herr Abgeordneter Will das Wort. 
Bitte! 

Gerd Ludwig Will (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
Einsatz von Lang-Lkw in Deutschland wurde durch 
einen fünfjährigen Feldversuch des Bundesver-
kehrsministeriums in einer Reihe von Bundeslän-
dern getestet. Dazu gehörte auch Niedersachsen.  

Die Bundesanstalt für Straßenwesen hat im Herbst 
2016 einen Abschlussbericht zu den Ergebnissen 
des Feldversuches veröffentlicht. Darin wird dem 
Lang-Lkw durchaus Praxistauglichkeit bescheinigt. 
Allerdings werden auch die Risiken benannt. 

Nunmehr hat Bundesverkehrsminister Dobrindt die 
Lang-Lkw ab dem 1. Januar 2017 bundesweit und 
dauerhaft auf den dafür geeigneten Strecken zuge-
lassen. Zwischenzeitlich haben 14 Bundesländer 
auf einzelnen Strecken den unbefristeten Regelbe-
trieb von Lang-Lkw ermöglicht, darunter auch un-
ser Bundesland. Angrenzende Bundesländer - 
darunter Nordrhein-Westfalen, obwohl es ur-
sprünglich nicht am Feldversuch teilgenommen 
hat - ermöglichen nun auch den Regelbetrieb. Das 
Gleiche gilt im Übrigen auch für das Königreich der 
Niederlande. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der flächende-
ckende Einsatz von Lang-Lkw macht nur dann 
Sinn, wenn sich alle Bundesländer daran beteili-
gen. Wir können den Verkehr ja nicht an den Lan-
desgrenzen unterbrechen und einen Flickentep-
pich entstehen lassen. Das gilt insbesondere für 
Niedersachsen als Logistikdrehscheibe und wichti-
ges Transitland. 

Jetzt möchte ich Ihre Betrachtungsweise einschie-
ben, Frau König. Sie haben ja nur die Vorteile be-
nannt. Man muss natürlich eine Gesamtbetrach-
tung vornehmen - dazu komme ich gleich -, weil 
man die Wechselwirkungen zwischen Bahn und 
Straße nicht unterschlagen darf.  

Sie haben die Bahn nur sozusagen als Beobachter 
definiert. Die Bahn kämpft ja um Marktanteile. Die 
Bahn kämpft auch um wesentliche Anteile am Gü-
terverkehr, um dafür zu sorgen, dass er relativ 
umweltfreundlich die Bestimmungsorte erreicht.  

Demgegenüber haben wir beim Lang-Lkw nur die 
Möglichkeit, zwischen wichtigen großen Strecken-
entfernungen ab einer bestimmten Kilometerzahl 
die Vorteile zu nutzen. 
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Kritisch ist anzumerken, dass durch den Einsatz 
von Lang-Lkw zusätzlich 1,7 Millionen Lkw-Fahrten 
jährlich entstehen werden. Es werden ja nicht in 
dem Maße, wie Lang-Lkw eingesetzt werden, 
Kurz-Lkw herausgenommen werden. Sie werden 
auch nicht verschrottet. Sie werden den Markt-Mix 
verändern, was bundesweit im Übrigen ca. 7 000 
Fahrten pro Tag zusätzlich entspricht. Der ökologi-
sche positive Effekt der Einführung von Lang-Lkw 
wird dadurch relativiert, weil die alten Fahrzeuge 
nach wie vor im Einsatz sein werden und auch 
Güter befördern werden. 

(Zuruf von der FDP: Logisch!) 

Außerdem ergibt sich beim Transportpotenzial von 
geschätzten 8 Milliarden Tonnenkilometern jährlich 
ein logistischer Effekt zulasten des Güterschienen-
verkehrs. Das ist aus gesamtverkehrspolitischer 
Betrachtung jedoch nicht wünschenswert. Sinnvoll 
ist es daher, dass der Bund den Schienengüter-
verkehr so begleitet, dass fairer Wettbewerb gesi-
chert bleibt und Ausbaupotenziale für den Güter-
verkehr auf der Schiene stattfinden und auch gesi-
chert wird. 

Ein weiterer Aspekt, der beim Einsatz von Lang-
Lkw berücksichtigt werden muss, ist der Ausbau-
stand der ausgesuchten Strecken. Hierbei sind die 
Länge der Nothaltebuchten, Abbiegespuren, Ein-
fädelungsspuren und Durchmesser von Kreisver-
kehren zu nennen und nicht nur, wie in dem von 
der FDP-Fraktion eingebrachten Antrag verkürzt 
gefordert, die Verfügbarkeit von Parkplätzen ent-
lang der Strecken. 

Meine Damen und Herren, der uns vorliegende 
Antrag der FDP-Fraktion geht selbst davon aus, 
dass eine Reihe von Voraussetzungen an Bundes-
fernstraßen derzeit nicht erfüllt ist. Aber schlank 
fordern kann man ja, obwohl man selbst den Fahr-
versuch in der Vergangenheit mit auf den Weg 
gebracht hat. - Herr Bode ist jetzt leider nicht da, 
aber er trägt ja ein Stück Verantwortung dafür. - 
Gleichzeitig sind in diesen Jahren aber die Vo-
raussetzungen dafür und die Vorbereitung für die 
Umsetzung überhaupt nicht angegangen worden. 

(Christian Dürr [FDP]: Zumal die an-
deren Landesregierungen dagegen 
waren! Wir waren teilweise die Einzi-
gen!) 

- Ja, da hat es doch schon den Versuch gegeben 
und haben Sie immer gesagt: Das ist aber toll, das 
muss jetzt zum Regelbetrieb werden. - Jetzt haben 
wir den Regelbetrieb. Aber Sie haben in der Zeit 

Ihrer Verantwortung nichts dafür getan, um die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen. Meine Damen 
und Herren, auch hier hat Herr Bode versagt. Ich 
sage Ihnen das deutlich.  

(Christian Dürr [FDP]: Das ist doch 
Quatsch! Unsinn!) 

Der FDP-Antrag ist aus unserer Sicht ein Sammel-
surium aus sehr straßenbetonten Forderungen und 
Wünschen. Viele Themen sind bereits durch das 
Regierungshandeln der Landesregierung auf den 
Weg gebracht worden. Vieles ist in Ihrem Antrag 
allerdings überflüssig und stellt die Verkehrspolitik 
auf der Straße auf den Kopf nach dem Motto: For-
dern für den Lang-Lkw - wie auch immer! 

Den Lang-Lkw pauschal und kritiklos zur besseren 
Wahl für Niedersachsen zu erklären, greift zu kurz 
und entspricht nicht unserem Verständnis einer 
verantwortungsvollen Verkehrspolitik, die sämtliche 
Verkehrsträger in den Blick nimmt und mit Weit-
sicht zukunftsträchtige Gesamtlösungen erarbeitet. 

(Zustimmung von Gabriela König 
[FDP] - Christian Grascha [FDP]: Sind 
Sie jetzt dafür oder dagegen?) 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, in Anbetracht dieser Erwägungen ist der 
vorliegende Antrag überflüssig. Wir werden ihn 
folgerichtig in den weiteren Beratungen nicht un-
terstützen. Sie haben sofortige Abstimmung bean-
tragt. Das können wir nur unterstreichen. Damit ist 
dieser Spuk dann auch schneller zu Ende. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Will. - Es gibt eine 
Kurzintervention der Frau Kollegin König von der 
FDP-Fraktion auf Sie. Bitte, Frau Kollegin König! 

(Christian Grascha [FDP]: Es wäre 
schön, wenn die SPD dazu eine Hal-
tung hätte!) 

Gabriela König (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Will, Sie konterkarieren genau das, was Herr Mi-
nister Lies im Vorfeld in Gesprächen gesagt hat. 

(Beifall bei der FDP - Christian Dürr 
[FDP]: So ist es!) 

Er hat sich völlig anders zu diesem Thema ausge-
lassen. Wir haben im Prinzip das aufgenommen, 
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was er im Vorfeld in der Presse gesagt hat, was er 
von sich aus immer ausgelöst hat. 

(Christian Dürr [FDP]: So ist es! Richtig!) 

Ich habe versucht, Ihnen zu erklären, warum das 
überhaupt nichts mit der Bahn zu tun hat. Auch 
das hat Herr Minister Lies ganz klar herausgestellt. 

(Zustimmung von Christian Grascha 
[FDP] - Christian Dürr [FDP]: So ist es!) 

Die Bahn ist gar nicht in der Lage, mehr als 50 % 
ihres jetzigen belasteten Materials auf der Schiene 
zu übernehmen. Das geht nicht. Dann ist die 
Schiene mehr als übervoll. Natürlich wollen wir, 
dass mehr Güter auf die Bahn kommen. Das wird 
auch geschehen. Das Verkehrswachstum ist nun 
einmal da. Das können wir nicht einfach ausradie-
ren und wegdenken. Das wird kommen. 

(Christian Dürr [FDP]: So ist es!) 

Ob die zusätzlichen Tonnen auf der Straße, die 
uns möglicherweise entgegenkommen, auf Tau-
senden kleiner Lkw transportiert werden oder auf 
etwas weniger der großen Lkw transportiert wer-
den, die die kleinen Lkw eventuell ersetzen wer-
den, das ist der Faktor. 

Wir wollen die Straße dadurch in einem gewissen 
Bereich von diesen vielen Lkw entlasten, die uns 
manchmal sogar auf der Überholspur sehr viele 
Probleme bereiten. Genau das haben Sie über-
haupt nicht begriffen.  

(Christian Dürr [FDP]: Richtig!) 

Reden Sie noch einmal mit Ihrem Minister! Ich 
glaube, er kann Ihnen das viel besser erklären. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Christian Dürr [FDP]: Wir stehen an 
der Seite des Verkehrsministers!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Es antwortet Ihnen 
Herr Kollege Will. Bitte! 

(Zuruf von Christian Grascha [FDP]) 

- Herr Grascha, darf ich auch um Ihre Aufmerk-
samkeit bitten? 

Bitte, Herr Will! 

Gerd Ludwig Will (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Frau König, ich werde das 
in der Tat meinen Minister noch einmal fragen; 
denn aus Ihrem Vortrag bin ich nicht klug gewor-
den, er war nicht sehr erhellend. 

(Christian Dürr [FDP]: Was wollen Sie 
denn?) 

Ich will Ihnen dazu noch einmal Folgendes erklä-
ren, damit auch Sie das verstehen: Kritisch ist 
durchaus anzumerken, dass durch den Einsatz 
von Lang-Lkw zusätzlich 1,7 Millionen Lkw-Fahrten 
jährlich entstehen werden. Das entspricht bundes-
weit ca. 7 000 Fahrten pro Tag. Der positive ökolo-
gische Effekt der Einführung von Lang-Lkw wird 
dadurch relativiert. Und sie schwächen die Bahn 
im Wettbewerb. Auch das ist keine Frage. 

(Christian Dürr [FDP]: Sie sind gegen 
den Lang-Lkw!) 

- Nein, Sie müssen dann erklären, was Sie für die 
Bahn tun wollen.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD - Christian Dürr [FDP]: 
Was ist denn die Haltung von Rot-
Grün?) 

Sie haben doch gerade gesagt: Die Bahn ist nicht 
in der Lage. - Und dann legen Sie die Hände in 
den Schoß. Sie müssen die Bahn so begleiten, 
dass sie in der Lage ist, im Wettbewerb zu beste-
hen. Dann können wir ja beide Systeme im Wett-
bewerb gegeneinander arbeiten lassen. Wir dürfen 
aber nicht nur den Wettbewerb für den Lang-Lkw 
unterstützen, gleichzeitig jedoch beklagen, dass 
die Bahn nicht in der Lage ist, mehr zu leisten. 

(Christian Dürr [FDP]: Was? - Christi-
an Grascha [FDP]: Da klatschen ja 
nicht mal die eigenen Leute!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Wir fahren nun fort in 
der Rednerliste. Herr Kollege Heineking, CDU-
Fraktion, bitte! 

Karsten Heineking (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist gut, dass wir heute Nachmittag über 
den Lang-Lkw debattieren. Ich weiß nicht, wie es 
Ihnen geht, welche Bezeichnung Ihnen besser 
gefällt. Wir haben in der Vergangenheit über „Rie-
senlaster“, über „Monstertrucks“ und über „Gigali-
ner“ immer dann diskutiert, wenn eher die Kritiker 
zu Wort gekommen sind. Was die „Ökoliner“ an-
geht, hatte ich eher immer den Verdacht, dass die 
Befürworter sie so nennen, weil die ökologische 
Bilanz dieser Lang-Lkw durchaus positiv ist.  
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Mir persönlich gefällt dieser Ausdruck „Lang-Lkw“ 
besonders gut, weil er eigentlich das beschreibt, 
worauf es ankommt. Die herkömmlichen Lkw sind 
18,75 m lang. Wir haben jetzt den Lang-Lkw, der 
6,5 m länger, also 25,5 m lang ist. 

Man muss sich einmal fragen, was eigentlich „lang“ 
ist. Ist das jetzt schon richtig lang, oder ist es eher 
nicht so lang? - Man kann ja auch einmal den Blick 
über den Teich werfen und gucken, wie lang die 
Lkw sind, die in Australien fahren. - Die sind 50 m 
lang! 

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Die fahren 
auch in die Städte, oder was? - Zuruf 
von der SPD: Dort gibt es sogar Kän-
gurus!) 

- Ja, genau. 

Das alles mag miteinander nichts zu tun haben. 
Darum will ich auch gerne zugeben, dass Deutsch-
land nicht Australien ist. Aber trotz alledem ist der 
Australier ja nicht dumm. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Christian Dürr [FDP]: Richtig!) 

Er sagt: Ich nehme diese Lkw, weil sie ein beson-
ders gutes Fortbewegungsmittel sind und ich auf 
50 m Länge entsprechend Volumen transportieren 
kann. 

(Christian Dürr [FDP]: So ist das!) 

Vor diesem Hintergrund sollten wir uns überlegen, 
ob der Lang-Lkw nicht auch hier ein gutes Trans-
portmittel sein könnte.  

Wir diskutieren darüber schon seit vielen Jahren. 
Frau Kollegin König von der FDP hat ja schon 
gesagt: Vor zehn Jahren haben wir uns in unserer 
Verantwortung für das Land Niedersachsen auf 
den Weg gemacht, diese Dinge gemeinsam voran-
zubringen, Herr Will. Wir haben eben nicht nichts 
gemacht, sondern wir haben uns bewegt und auch 
für ein Umdenken zumindest in Ihrer Partei ge-
sorgt. 

(Christian Dürr [FDP]: In Teilen!) 

Jetzt kann man ja fragen: Warum müssen wir 
überhaupt etwas machen? Kann es nicht so blei-
ben, wie es ist? - Nein, es kann nicht so bleiben, 
wie es ist; denn auch unsere Zugkapazitäten 
kommen an ihre Grenzen. Züge haben eine Länge 
von 700 m bis 800 m; dann hört es irgendwann 
auf. Auch unsere Schiffe können nicht immer noch 
größer, breiter und länger werden und mehr Tief-
gang haben. Bei 22 000 Containern ist zurzeit 

Feierabend. Ganz viel mehr soll es auch gar nicht 
werden. Die Verkehre nehmen zu. Die Zahl der 
Container nimmt zu. Hier mit dem Lang-Lkw eine 
vernünftige Alternative zu haben, das macht doch 
Sinn! 

Jetzt gibt es sowohl Vor- als auch Nachteile, die 
von den Befürwortern bzw. Kritikern angesprochen 
werden. Ich will es noch einmal auf den Punkt 
bringen: Wir haben weniger Staus! Wenn wir mehr 
Ladung auf einen Lkw bekommen, dann müssen 
andere nicht zusätzlich fahren. 

(Jörg Bode [FDP]: Richtig!) 

Bei unseren vielen Verkehren bedeutet das weni-
ger Staus. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 
Christian Dürr [FDP]: Richtig!) 

Wir haben ein geringeres Verkehrsaufkommen. 
Das können wir alle gemeinsam doch nur begrü-
ßen!  

Wenn die Lkw mehr Ladung transportieren kön-
nen, brauchen wir auch weniger Fahrer. Seitens 
der Spediteure gibt es eine große Nachfrage nach 
Fahrern. Auch insofern kommen Lang-Lkw den 
Spediteuren zugute.  

Wir haben ferner schärfere Vorschriften für den 
Lang-Lkw. Das bedeutet auch mehr Sicherheit im 
Straßenverkehr.  

Schließlich fährt der Lang-Lkw nicht auf allen Stre-
cken, sondern es gibt ausgesuchte Netze. Herr 
Will, da haben Sie völlig recht: Alle Bundesländer 
müssen dabei mitmachen. Schön ist auch, dass 
die, die sich lange nicht bewegt haben, jetzt doch 
gesagt haben, dass sie dabei mitmachen. 

Viele Betriebe, die die Inhalte der Container verar-
beiten, befinden sich an den Bundesautobahnen. 
Da 70 % unserer Strecken ja Bundesautobahnen 
sind, ist es richtig, den Lang-Lkw einzusetzen. Am 
Ende können wir auch noch 15 bis 25 % bei den 
Kosten für Brennstoff und Energie einsparen und 
den CO2-Ausstoß mindern. Das ist also ein ökolo-
gisch sinnvolles Projekt. Zwei statt drei Fahrten - 
angesichts dessen kann man doch nur dafür sein! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wenn zu befürchten ist - die Kritiker haben es ja 
gesagt -, dass wir weniger Verkehre auf der Schie-
ne haben werden, dann, Herr Will, bringt auch ein 
vermehrtes Wiegen einer Sau oder eines Schwei-
nes kein größeres Gewicht. Also: Wenn Sie es 
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immer wieder wiederholen, wird es dadurch nicht 
richtiger. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Die Erfahrung ist ganz einfach die, dass die Ver-
kehre auf der Bahn nicht abgenommen haben. Es 
hat auch keine Arbeitsplätze gekostet. Also: Keine 
zusätzlichen Verkehre durch die Lang-Lkw auf den 
Straßen und auch nicht weniger Verkehre auf der 
Schiene. 

Auch hinsichtlich der Kritik, dass die Straßen durch 
Lang-Lkw beschädigt würden, hat meine Kollegin 
Frau König von der FDP deutlich gemacht, dass es 
bei mehr Achsen weniger Belastung gibt. Also 
auch dieser Punkt konnte im Rahmen des Modell-
versuchs ausgeräumt werden. 

Wie geht es jetzt weiter? - Meiner Meinung nach 
liegt es auf der Hand. Wir haben hier einen schö-
nen Antrag, in dem die Dinge noch einmal vernünf-
tig zusammengefasst worden sind. Er sollte als 
Leitlinie für das Handeln unserer Landesregierung 
gelten. Die Ergebnisse dieses bundesweiten Feld-
versuchs müssen wir einfach anerkennen. Wir 
sollten den Testbetrieb in einen Regelbetrieb über-
führen. Das ist sinnvoll. 

(Christian Dürr [FDP]: So ist das!) 

Wir sollten für ein vernünftiges Positivnetz in 
Deutschland sorgen. 

Wir brauchen zudem noch ein paar Parkplätze für 
Lang-Lkw. Auch dafür sollte sich die Landesregie-
rung einsetzen. Wir helfen dabei. Auch die Bun-
desratsinitiative, die darauf abzielt, dass unsere 
Straßenverkehrsordnung zu einer guten Ordnung 
wird, sollten wir unterstützen. 

Liebe Frau König, die CDU wird Ihren Antrag un-
terstützen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen hat nun das Wort Frau 
Kollegin Menge. 

(Unruhe) 

- Wir werden erst fortfahren, wenn hier im Plenar-
saal wieder etwas mehr Ruhe eingekehrt ist. Einen 
Moment noch, Frau Kollegin! - Bitte! 

Susanne Menge (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Vor knapp drei Jahren - Frau 
König hat darauf hingewiesen - habe ich mich auf 
der Basis meiner damaligen Informationen in einer 
Fachzeitschrift und auch hier im Plenum sehr kri-
tisch und ablehnend gegenüber Gigalinern geäu-
ßert. Der anschließende Besuch bei Speditionen 
im Ammerland und in Celle sowie auch fortlaufen-
de Gespräche mit Spediteuren und dem GVN sind 
wichtig gewesen; denn einige Überzeugungen 
habe ich revidieren müssen. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 
FDP) 

Die Fahrt im Gigaliner hat zumindest alle meine bis 
dato vorhandenen technischen und sicherheitsre-
levanten Bedenken ausräumen können, vorausge-
setzt sie werden auch von den Spediteuren und 
den Fahrerinnen und Fahrern eingehalten. Alle am 
Markt vorhandenen aktiven und passiven Sicher-
heitssysteme, wie z. B. Fahrerassistenzsysteme, 
Abstandshaltung, geregelte Bremssysteme usw., 
sollten eigentlich für jeden Lkw gelten. 

In puncto Schadstoffregulierung fahren alle Feld-
versuchs-Gigaliner mit Euro-6-Norm. Das ist aktu-
ell die höchste Klassifizierungsstufe für den schad-
stoffreduzierten Antrieb. 

Meine Damen und Herren, glaubt man also den 
Befürwortern, dann sind Lang-Lkw durchweg eine 
Win-win-Lösung für alle: für die Unternehmen und 
offenbar auch für die Umwelt. Dann sind da aber 
auch die Spielverderberinnen wie ich, die Skeptiker 
und diejenigen, die Wasser in den vermeintlichen 
Wein gießen. Zitat: „Die Lang-Lkw werden uns die 
Umweltbilanz verhageln, weil wir wissen, dass die 
Trassenpreise den Transport über die Straße billi-
ger machen.“ Das ist der zentrale Aspekt, Frau 
König, warum die Politik dringend aufgefordert ist, 
hier nachzubessern. 

Also: Die Verbilligung macht die Schiene teurer. 
Das heißt, dass die Maßnahmen aus dem Hause 
Dobrindt den Straßengüterverkehr gegenüber der 
Schiene und der Wasserstraße mittelfristig bevor-
zugen und damit aus unserer Sicht dem Klima-
schutz schaden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Erneut aufgeflammt ist die alte Debatte mit den 
bekannten Linien durch den Start in den Regelbe-
trieb mit Beginn 2017 - fünf Jahre nach dem Start 
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des Modellversuchs, an dem sich nicht alle Bun-
desländer beteiligt hatten, aber auch Niedersach-
sen teilgenommen hatte. 158 Lkw aus 59 Spediti-
onen waren während der Testphase im Einsatz. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich weiß nicht, 
wohin und worauf die Gigaliner im sogenannten 
Normalbetrieb fahren dürfen. Erstens halte ich es 
aber für unzumutbar, mehr als 25 m Ladefläche 
durch Städte und Gemeinden oder womöglich 
direkt zu den Supermärkten fahren zu lassen. Das 
ist überhaupt nicht festgelegt. Schon jetzt beklagen 
Anwohnerinnen und Anwohner in Wohnbereichen 
die zunehmende nächtliche und frühmorgendliche 
Lärmbelästigung durch Lieferverkehre. 

Zweitens bedarf es für den ungebremsten Konsum 
und dessen Produktion einer ständig wachsenden 
Infrastruktur. Das sind neben den Straßen auch 
Ruhe- und Parkflächen. Wohin soll es denn führen, 
wenn wir ganz pauschal, egal für wie viele Lang-
Lkw, immer mehr - Zitat - „die Verfügbarkeit von 
Parkplätzen für Lang-Lkw entlang der Strecken 
des Positivnetzes dem jeweiligen Bedarf“ anpas-
sen, wie Sie es, werte FDP, in Punkt 5 fordern? 

Drittens muss die Bundesregierung Ziele für einen 
umweltverträglichen Gütertransport entwickeln. 
Diese könnten z. B. in einer interdisziplinär zu-
sammengesetzten Expertenkommission entwickelt 
werden. 

Viertens würde die Regierung außerdem Gewer-
begebiete nur dort zulassen, wo Gleisanschlüsse 
oder Gewässer, die für den Transportverkehr taug-
lich sind, vorhanden sind. 

(Glocke der Präsidentin) 

Fünftens ist darüber hinaus ein Gesamtblick auf 
die Branche wichtig. Handel und Speditionen ar-
beiten unter Rahmenbedingungen, die den Kon-
kurrenzkampf zulasten der Umwelt und der Men-
schen erhöhen. Innerhalb Europas gibt es bis heu-
te keine einheitliche Mautregelung und auch keine 
Sanktionen, sodass auch diesbezüglich eine Wett-
bewerbsverzerrung zugunsten derjenigen entsteht, 
für die Sanktionen folgenlos bleiben. 

Mit Blick auf die Uhr - was mich jetzt sehr er-
staunt - muss ich leider zum Ende kommen. Ich 
habe in meiner Rede die Auswertung durch die 
Bundesanstalt für Straßenwesen genauer unter die 
Lupe genommen. Meiner Ansicht nach fehlen we-
sentliche Aspekte, die es erlauben würden, die 
wissenschaftliche Datenbasis so zu unterfüttern, 
dass ich sagen könnte: Das ist hinreichend abge-

prüft; insofern brauchen wir zu dieser Entschei-
dung überhaupt keine Bedenken mehr zu äußern. 

Lassen Sie mich ergänzend Folgendes sagen: Wir 
warten seit Ende 2015 auf die Auswertung des 
Schutzstreifenmodells für Fahrräder außerorts. Mit 
der nach der Anfrage der Grünen formulierten 
Begründung, dass eine sorgfältige Auswertung 
Zeit brauche, ist diese Auswertung bis heute nicht 
erfolgt. In dieser kurzen Zeit aber die Lang-Lkw-
Auswertung in dieser Qualität oder eher Quantität 
vorzulegen, spricht Bände. 

(Glocke der Präsidentin) 

Ich komme zum Schluss. Meine Damen und Her-
ren, Gigaliner sind der Versuch, eine optimierte 
Antwort auf ein eigentlich falsches System zu fin-
den, das ganze Lagerhaltungen auf die Straße 
verlagert. Wir sind gefordert, in diesem Sinne auch 
wirtschaftsethisch - das stünde uns allen vielleicht 
gut zu Gesicht - die Dinge noch etwas vertiefter zu 
betrachten. Deshalb werden wir, wenn Sie heute 
die sofortige Abstimmung verlangen, auf jeden Fall 
dagegen stimmen. 

Danke fürs Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin Menge. - Es gibt eine 
Kurzintervention auf Sie von der FDP-Fraktion. 
Bitte, Frau König! 

Gabriela König (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau 
Menge, Sie sind gut gestartet - wie ein kleiner Lö-
we -, aber dann leider als Bettvorleger gelandet. 

(Christian Dürr [FDP]: Ja! - Petra Tie-
mann [SPD]: Welcher Kategorie gehö-
ren Sie denn an?) 

Gelenkbusse in Städten - haben Sie von diesem 
Thema schon einmal gehört? Wissen Sie, wie lang 
die sind? Die können durch alle Städte fahren, und 
es gibt überhaupt kein Problem dabei. Aber wenn 
es um einen solchen Lkw mit fast der gleichen 
Länge geht - er ist gerade einmal 25 cm länger -, 
dann haben Sie damit plötzlich Probleme. 

Abgesehen davon ist überhaupt nicht daran ge-
dacht, dass Lang-Lkw durch Städte fahren. Sie 
haben das Prinzip nicht begriffen. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 
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Wissen Sie, was für ein Prinzip das ist? - Das Prin-
zip bedeutet, dass Lang-Lkw Transporte auf länge-
ren Strecken - im Moment sogar noch auf ausge-
wählten Strecken - durchführen sollen. Diese Stre-
cken sollen durch ganz Deutschland zusammen-
hängend erfolgen, und zwar möglichst schnell, 
damit diese Straßen, auf denen im Moment zum 
Teil auch andere Lkw fahren, entlastet werden. 
Das Ziel ist, dass alles etwas besser und schneller 
geht und die Autobahnen nicht zu sehr durch die 
Staus belastet werden, was dazu führen würde, 
dass irgendwann alle Lkw über Landesstraßen und 
Bundesstraßen und dann woandershin abgeleitet 
werden müssten. 

(Christian Dürr [FDP]: Richtig!) 

Wir wollen eine vernünftige, ordentliche Verkehrs-
situation auf unseren Autobahnen, und wir wollen, 
dass unsere Güter vernünftig transportiert werden. 

Wie ich Ihnen schon mehrfach gesagt habe, hat 
die Bahn dadurch überhaupt keine Nachteile. Ihre 
50 %, die sie auflegen kann, wird sie auch aufle-
gen. Darüber hinaus wird sie es nicht schaffen. 

Deswegen: Verabschieden Sie sich bitte davon! 
Und setzen Sie nicht Schutzstreifen an Landstra-
ßen oder an Kreisstraßen in Relation zu Autobah-
nen! Die Unfallgefahr ist eine völlig andere. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 
bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. Es antwortet Ihnen 
Frau Kollegin Menge. - Bitte! 

Susanne Menge (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau König, ich finde es nicht in Ord-
nung, wenn man so miteinander umgeht. Ich res-
pektiere Sie, und ich respektiere auch solche An-
träge. Aber „Sie haben irgendetwas nicht verstan-
den“ oder „Sie haben es nicht kapiert“ 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Ja, das ist 
niveaulos!) 

darf hier überhaupt nicht zum Tragen kommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Ich habe eine andere Haltung, und zwar deshalb, 
weil ich - übrigens genauso wie meine Partei und 
diese Fraktion - nicht den Fokus auf die einseitige 
Betrachtung lege, wie Lang-Lkw und die Auswer-

tung sind positiv; jetzt müssen wir einmal richtig an 
diese Geschichte herangehen! 

(Gabriela König [FDP]: Fragen Sie 
doch einmal NRW, wie die das ma-
chen! Gucken Sie sich auch einmal 
den Antrag an! Das ist ein Trauer-
spiel!) 

Dabei ergeben sich Fragen, die ungeklärt sind. Es 
ergeben sich auch wissenschaftliche Fragen, die in 
dieser Auswertung zum Tragen kommen. Wir gu-
cken uns das genauer an. 

Zur Schienenpolitik: Auch das ist eine ganzheitli-
che Betrachtung. Herr Will hat das vorhin schon 
deutlich gemacht. Soll ich denn jetzt sagen, dass 
wir das noch länger ad acta legen? Wir haben 
doch aus der Vergangenheit gelernt, dass zehn 
Jahre und länger nicht investiert worden ist. Das 
alles holen wir doch jetzt erst nach und nach auf. 
Dann kann ich doch die Schwerpunkte jetzt nicht 
einseitig auf die Straße verlagern und damit Zu-
kunftsoptionen verbauen. 

Das Schutzstreifen-Beispiel habe ich einzig und 
allein deshalb angeführt, um deutlich zu machen, 
welche Prioritäten gesetzt werden, wenn solche 
Untersuchungen anstehen. Die Prioritäten werden 
wieder einmal auf eine Lkw-zentrierte und straßen-
zentrierte Betrachtung für Güterverkehr gelegt. Es 
gibt auch andere Fahrzeuge, die Auswertungen er-
warten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Für die Landesregie-
rung hat nun Herr Wirtschaftsminister Lies das 
Wort. Bitte! 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich glaube, dass wir das Thema wie-
der ein bisschen auf das reduzieren müssen, was 
es ist. Der Lang-Lkw ist nicht die Rettung der Lo-
gistik. Er ist ein Bestandteil einer insgesamt funkti-
onierenden Kette. Er darf und soll auch gar nicht 
dafür sorgen, dass wir auf anderen Verkehrsträ-
gern weniger Verkehr haben und weniger transpor-
tieren. Deswegen ist es sicherlich sinnvoll, darüber 
nachzudenken, wie die Ausweitung insgesamt 
aussehen kann. So habe ich die Diskussion auch 
empfunden. 
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Es bedarf nicht dieses Antrags; denn es ist ja alles 
erledigt. Das Ganze ist freigegeben. Wir brauchen 
uns nicht mehr an den Bund zu wenden. Es ist 
alles abgearbeitet. 

Jetzt geht es um etwas ganz Entscheidendes, 
nämlich darum, die Kriterien ausreichend zu be-
rücksichtigen. Das finde ich sehr gut; denn wir 
haben einen riesigen Handlungsbedarf. Wir haben 
eine Menge Güter, die wir auf die Verkehrsträger 
bringen müssen. Deswegen ist es erstens absolut 
richtig, den Wasserstraßenausbau voranzutreiben, 
den Schieneninfrastrukturausbau voranzutreiben 
und den Straßeninfrastrukturausbau voranzutrei-
ben. 

Zweitens ist es absolut wichtig, über kluge Lösun-
gen nachzudenken. Ich glaube, dass in den Ver-
kehrssystemen eine Menge Potenzial steckt so-
wohl verkehrsträgerübergreifend als auch inner-
halb eines Verkehrsträgers. 

Drittens geht es darum, wie wir sie vernünftig aus-
nutzen. Wie ich immer gesagt habe - übrigens 
auch schon vor dem Regierungswechsel -, kann 
der Lang-Lkw einen Teil dazu beitragen, weil am 
Ende tatsächlich nicht mehr Gewicht, sondern ein 
größeres Volumen transportiert wird, für das man 
ansonsten drei Lkw statt zwei Lkw braucht. Das ist 
erst einmal sachlich richtig. Dazu kann man auch 
gar nichts sagen. Das ist sachlich richtig. Es ist 
völlig in Ordnung und macht auch Sinn. 

(Zustimmung von Christian Dürr [FDP]) 

Deswegen glaube ich an eines nicht: Es geht den 
Logistikern nicht darum, mehr Lkw auf die Straße 
zu bringen. Wer heute mit Logistikern in Nieder-
sachsen spricht, der hört: Ich habe auch gerne 
weniger Lkw auf der Straße. - Sie warten nur - das 
ist die Aufgabe; so hat Frau Menge es auch ge-
sagt - auf attraktive Angebote, auch die Schiene 
und Wasserstraßen effizient nutzen zu können. 
Deswegen sind wir ja gerade dabei - Stichwort 
„Schleuse Lüneburg“ -, attraktive Angebote zu 
machen. Denn wenn es teurer ist, geht keiner auf 
die Wasserstraße. Deswegen brauchen wir auch 
dort vernünftige Angebote, die die Wirtschaftlich-
keit ermöglichen. Da sind wir, finde ich, auf einem 
vernünftigen Weg. 

Die sachliche Bewertung muss das ganz Entschei-
dende sein. Die sachliche Bewertung zeigt für 
mich, dass es in Niedersachsen gute Beispiele für 
Fälle gibt, in denen es überhaupt keinen Sinn ma-
chen würde, auf den Lang-Lkw zu verzichten und 
daraus wieder Einzel-Lkw zu machen. Das macht 

überhaupt keinen Sinn; das muss man offen sa-
gen. Es macht aber auch keinen Sinn, gänzlich auf 
den Normal-Lkw zu verzichten und gänzlich auf 
den Lang-Lkw zu setzen, weil wir - und dazu ge-
hört die Statistik - in der Regel schon die Vollaus-
lastung an Gewicht haben. Das heißt, es bringt 
überhaupt nichts, den Lang-Lkw zu nehmen, weil 
man ohnehin nicht mehr transportieren könnte, 
sondern nur mehr Volumen hätte. Ich finde, das 
gehört zur Versachlichung der Diskussion, mit der 
wir weiterkommen können.  

Bei dem Thema Lang-Lkw ist entscheidend, dass 
wir die 40-Tonnen-Begrenzung haben, dass wir 
mitlenkende Achsen und sogar weniger Beeinflus-
sung der Infrastruktur haben. Außerdem haben wir 
weniger Belastung für die Straße. Das darf man 
objektiv so bewerten, ohne Befürworter oder Geg-
ner zu sein, weil das einfach nur eine sachliche 
Betrachtung ist. Heute machen wir mit den Vor-
schriften, die für die Lang-Lkw gelten, übrigens 
deutlich höhere Vorgaben hinsichtlich der Fahrer-
assistenz- und Sicherheitssysteme. Das heißt, wir 
können ein System auf die Straße bringen, wo wir 
Vorgaben machen. Das ist ja das Interessante 
daran: Wir machen Vorgaben für das System, und 
die Länder, die weiterhin die Genehmigungsbe-
hörde bleiben, entscheiden dementsprechend: 
Geht das denn überhaupt? Ist das auf der Straße 
möglich? Führt es zu einer Beeinflussung? Auch 
da macht es absolut Sinn, diesen Weg zu gehen. 

Wir sind bei dem entscheidenden Punkt. Ich bin 
froh, dass es ein derart langes Testverfahren gab. 
Das Testverfahren hat ergeben, dass der Einsatz 
im Regelbetrieb möglich ist. Deswegen brauchen 
wir dazu keinen Beschluss mehr zu fassen. Der 
Regelbetrieb ist vom Bund genehmigt. Es bleibt 
dabei, dass das Land die Hoheit hat, zu entschei-
den, auf welchen Strecken das überhaupt möglich 
ist. Die Entfristung der Ausnahmeverordnung, wie 
Sie sie fordern, gibt es schon; die ist durch. Inso-
fern gibt es an dieser Stelle keinen Handlungsbe-
darf.  

Ich kann nur dafür plädieren, dass wir eines eben 
nicht machen, nämlich dass wir nicht sagen, es 
gibt nur eine Lösung, und die lautet: „Nein zum 
Lang-Lkw“, oder sie lautet: „Nur der Lang-Lkw 
bietet uns die Chancen, die wir brauchen“, sondern 
wir brauchen eine differenzierte Betrachtung. Ich 
bin sicher, dass der Lang-Lkw dazu beitragen wird, 
dass Logistik effizient möglich ist. Er wird aber 
nicht dazu beitragen, dass wir die Schiene oder die 
Wasserstraße vernachlässigen. Eines müssen wir 
aber machen: Wir müssen in unseren Debatten, 
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die wir führen, deutlicher machen, dass gerade im 
Bereich Schiene und Wasserstraße in Zukunft 
mehr Investitionen nötig sind.  

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden mit dem Lang-Lkw alleine nicht hin-
kommen, sondern wir brauchen mehr Investitionen 
in Schiene und Wasserstraße, und dann haben 
wir, glaube ich, einen guten Weg gefunden, die 
gesamte Infrastruktur, die wir haben, effizient, 
sinnvoll und auch ökologisch sinnvoll zu nutzen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Herr Minister Lies, Frau Kollegin König hat darum 
gebeten, eine Frage stellen zu dürfen. 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Ja, gerne. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Bitte, Frau Kollegin! 

Gabriela König (FDP): 
Herr Minister Lies, ich bin genau Ihrer Meinung, 
dass wir den Lang-Lkw zusätzlich brauchen und 
dass wir nicht alle andere Lkw durch den Lang-Lkw 
ersetzen, sondern nur einen bestimmten Anteil. 
Das sagen auch alle Logistiker und Speditionen. 

Ich habe allerdings nicht verstanden, dass Frau 
Menge sagt, die Wirtschaftlichkeit sollte nicht ge-
währleistet werden, damit es für die Unternehmen 
nicht günstiger wird, auf der Straße zu fahren, als 
beispielsweise mit der Bahn. Das wollte ich von 
Ihnen noch einmal wissen. 

Die zweite Frage lautet: Warum hat NRW Ihrer 
Meinung nach unter genau dieser Prämisse einen 
Antrag gestellt - dieser Antrag ist am 25. Januar 
gestellt worden -, in dem die Überlegung angestellt 
wird, ob die dortigen Unternehmen eventuell ins 
Hintertreffen gerieten, wenn dort nicht beschlossen 
würde und man sich nicht dafür einsetzen würde, 
dass der Lang-Lkw auch in Nordrhein-Westfalen 
so schnell wie möglich auf die Straße kommt? 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr: 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau König, das will 
ich gerne beantworten. NRW musste das erst ein-

mal beschließen, weil dort bisher abgelehnt wurde, 
dass der Lang-Lkw fahren darf. Es ist also eine 
ganze Ausgangssituation. Wir brauchen diese 
Beschlüsse nicht mehr. Wir haben den Testbetrieb 
gemacht und gehen automatisch in einen Regelbe-
trieb. Deswegen brauchen wir an dieser Stelle 
keine Beschlüsse.  

Die Botschaft ist sozusagen implizit in der Maut-
Diskussion schon enthalten: Die Mautzahlung er-
folgt je nach Gewichtsklasse und Achse. Der An-
satz von Frau Menge, den ich gehört habe, ist 
folgender: Bisher haben wir die Grenze, dass die 
Zahlung ab fünf Achsen für alle gleich ist. Jetzt 
könnte man theoretisch auch die Debatte führen: 
Wenn es so sinnvoll ist, differenziert man weiter 
und sieht eine weitere Achsklasse von sechs oder 
sieben Achsen und mehr Achsen vor, um damit 
den Lang-Lkw Rechnung zu tragen. Diese Debatte 
kann man gerne führen.  

Ich glaube, am Ende wird der Unternehmer immer 
das wirtschaftlichste Angebot nehmen. Jeder Lo-
gistiker hat ein großes Interesse daran, weniger 
Lkw auf die Straße zu bringen, weil er die größten 
Probleme hat, angesichts der aktuellen Verkehrssi-
tuation auf der Straße pünktlich die Zielorte zu 
erreichen. Wir sollten also nicht dem Logistiker 
unterstellen, dass er gerne mehr Lkw haben will, 
sondern wir sollten unserer Logistik als logisti-
schem Herz von Europa die Angebote machen, die 
wir wirklich brauchen, und dann wird der Wettbe-
werb entscheiden. 

Deswegen ist mein Ansatz: Lasst uns in Schiene 
und Wasserstraße in gleichem Maße investieren, 
damit wir dort im Vergleich zur Straße wettbe-
werbsfähig sind. Das muss doch die vernünftige 
wirtschaftliche Antwort sein.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Frau Kollegin Menge 
hat nach § 71 Abs. 3 zusätzliche Redezeit bean-
tragt. Frau Kollegin Menge, anderthalb Minuten für 
Sie. 

Susanne Menge (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau König, ich möchte auch das 
korrigieren. Ich zitiere noch einmal, was ich gesagt 
habe:  

„Ein Gesamtblick sei auf die Branche not-
wendig. Handel und Speditionen arbeiten 
unter Rahmenbedingungen, die den Konkur-
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renzkampf zulasten der Umwelt und der 
Menschen erhöhen. Innerhalb Europas gibt 
es bis heute keine einheitlichen Mautrege-
lungen und Sanktionen, sodass auch dies-
bezüglich eine Wettbewerbsverzerrung zu-
gunsten derjenigen entsteht, für die die 
Sanktionen folgenlos bleiben.“  

Sie hören aus diesem Zitat, dass ich mitnichten 
über eine wirtschaftliche Relation gesprochen ha-
be, sondern dass ich über Sanktionen spreche. Ich 
möchte in der europäischen Debatte jetzt über-
haupt nicht darauf eingehen, um wen es dabei im 
speziellen Fall geht, aber den Spediteurinnen und 
Spediteuren geht es darum, dass man eine Idee 
davon entwickeln muss, wie Sanktionen, die für die 
deutschen Spediteure gelten und die sie zu zahlen 
haben, auch auf die international Fahrenden an-
gewendet werden können. Dass wir diesbezüglich 
Nachbesserungsbedarf im Vergleich zu den Nie-
derlanden, zu Frankreich oder auch zu anderen 
Ländern haben, ist offensichtlich. Deshalb der 
Appell, den Blick breiter auf diese Fragestellung zu 
wenden.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor, sodass ich die Beratung jetzt 
schließen kann.  

Die Fraktion der FDP hat für ihren Antrag in der 
Drucksache 17/7272 beantragt, die zweite Bera-
tung und damit die Entscheidung über den Antrag 
sofort anzuschließen. Der Landtag kann dies nach 
§ 39 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung be-
schließen, sofern nicht mindestens 30 Mitglieder 
des Landtags für eine Überweisung des Antrags 
stimmen.  

Ich frage deshalb zunächst, ob eine Ausschuss-
überweisung beantragt wird. - Ich sehe, das ist 
nicht der Fall. 

Wir kommen daher jetzt zur Abstimmung in der 
Sache.  

Wer den Antrag in der Drucksache 17/7272 an-
nehmen möchte, den bitte ich jetzt um ein Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? 
- Das Zweite war die Mehrheit. Damit wurde der 
Antrag abgelehnt. 

 

Ich rufe jetzt auf den 

Tagesordnungspunkt 22: 
Erste Beratung: 
Einbruchskriminalität effektiv bekämpfen! - 
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/7273  

Zur Einbringung erteile ich Herrn Kollegen Becker 
von der SPD-Fraktion das Wort.  

(Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann 
übernimmt den Vorsitz) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, Sie haben das Wort. Bitte! 

Karsten Becker (SPD): 
Sehr verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Wir haben in der Vergangenheit 
bereits mehrfach Fragen der inneren Sicherheit 
und der Kriminalitätsentwicklung erörtert. Im Mit-
telpunkt standen aber häufig die Fallzahlen bei der 
Einbruchskriminalität. Das ist natürlich keine schö-
ne Entwicklung. Ich will hier aber sehr deutlich 
feststellen, dass wir die Reaktion der niedersächsi-
schen Polizei auf diese Entwicklung für absolut 
angemessen und hoch wirksam halten.  

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die niedersächsische 
Polizei legt im Bereich der Einbruchskriminalität 
natürlich die gleiche Professionalität und die glei-
che Konsequenz an den Tag wie bei der Bekämp-
fung aller anderen Kriminalitätsphänomene auch. 
Ich stelle das hier auch aus dem Grunde fest, weil 
Sie, meine Damen und Herren von der Opposition, 
in der Vergangenheit der Versuchung nicht immer 
widerstehen konnten, den Anstieg der Einbruchs-
kriminalität isoliert zu bewerten. Ich kann Ihre Mo-
tivlage gut nachvollziehen, aber Ihre Argumentati-
on ist mir da ein bisschen zu schlicht. Dieser unzu-
lässig verkürzte Rückschluss - die Fallzahlen der 
Einbruchskriminalität steigen, ergo arbeitet die 
Polizei schlecht -, dieser verkürzte Ansatz ist zu 
einfach und führt auch zu fehlerhaften Ableitungen. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Wer hat das 
behauptet?) 

- Darüber können wir uns gleich unterhalten, natür-
lich. Wenn Sie sich die Gesamtcharakteristik Ihrer 
Anträge vor Augen führen, werden Sie feststellen, 
dass das der Kontext ist, in dem Sie argumentie-
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ren. Sie betrachten das isoliert. Ich komme noch 
dazu. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Wie kommen 
Sie dazu, das da herauslesen zu wol-
len?) 

Meine Damen und Herren, Herr Oetjen, es verbie-
tet sich per se, den Sicherheitsstatus im Land aus-
schließlich anhand der Entwicklung eines einzel-
nen Phänomenbereichs zu bewerten. Denn Si-
cherheit ist mehr als die Summe der Fallzahlen 
eines einzelnen Bereichs. Ich unterstelle einmal, 
das wissen auch Sie genau. 

Gleichzeitig sinken die wesentlichen Kennzahlen in 
der Kriminalitätsstatistik, die in ihrer Summe Aus-
kunft über den tatsächlichen Sicherheitsstatus in 
Niedersachsen geben. 

Die Gesamtzahl der Straftaten ist gegenüber dem 
Jahr 2006 um ca. 5,9 % zurückgegangen. Die Zahl 
der Kriminalitätsopfer ist das dritte Mal in Folge auf 
den insgesamt niedrigsten Stand zurückgegangen, 
nämlich von ca. 101 000 im Jahr 2006 auf jetzt 
94 000. Die Aufklärungsquote ist in den vergange-
nen zehn Jahren von ca. 55,5 % auf ca. 61,2 % 
gestiegen. Der bundesweite Durchschnitt der Auf-
klärungsquote liegt bei ca. 55 %, um einmal den 
Abstand zu anderen Bundesländern bewertungs-
fähig zu machen. 

Meine Damen und Herren, eine Argumentation, die 
darauf hinausläuft, dass die Polizei in einem Phä-
nomenbereich schlecht arbeitet, in allen anderen 
aber super Ergebnisse zutage fördert, ist schlicht 
absurd. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Das 
sagt auch niemand!) 

Ein zweiter Punkt, der Ihre Argumentation wider-
legt, ist der länderübergreifende Vergleich. Die 
Fälle der Einbruchskriminalität nehmen bundesweit 
zu, nicht nur in Niedersachsen. Auch hier liegt 
Niedersachsen mit seiner Aufklärungsquote von 
ca. 22,2 % deutlich über dem Bundesdurchschnitt. 
Der Durchschnitt der Bundesländer liegt nämlich 
bei ca. 15 bis 16 %. Damit hat Niedersachsen eine 
um ca. 50 % höhere Aufklärungsquote bei Ein-
bruchsdiebstählen als der Durchschnitt der Länder. 

(Zustimmung von Ulrich Watermann 
[SPD]) 

Wer also nach den Gründen für den Anstieg der 
Einbruchskriminalität sucht, der wird wenig An-
haltspunkte dafür finden, dass die Ursachen für 

dieses Phänomen im Handeln der niedersächsi-
schen Polizei liegt. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Nein, 
bei der Landesregierung liegt!) 

- Sie können gleich einmal versuchen, das zu be-
legen. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Das er-
zähle ich Ihnen gleich!) 

Meine Damen und Herren, wer Ursachen sucht, 
sollte - darin unterscheiden wir uns ganz offen-
sichtlich - das Verhalten der Täter untersuchen. 

Es spricht viel dafür, dass den Wohnungseinbrü-
chen auch ein Ausweichverhalten der Täter zu-
grunde liegt, nämlich weg vom unattraktiv gewor-
denen Diebstahl von Kraftfahrzeugen. An dieser 
Stelle wird es nun interessant. Die Zahl der Kraft-
fahrzeugdiebstähle ist nicht zurückgegangen, weil 
die Täter alle geläutert worden wären oder weil 
man mit gestohlenen Autos kein Geld mehr ver-
dienen könnte. Die Zahl der Kraftfahrzeugdieb-
stähle, meine Damen und Herren, ist deshalb zu-
rückgegangen, weil die technische Diebstahlsiche-
rung in den vergangenen Jahren deutlich weiter-
entwickelt worden ist und die Täter einen großen 
Aufwand betreiben müssen, um die Wegfahrsper-
ren eines modernen Fahrzeugs zu überwinden. 

Meine Damen und Herren, das ist ein deutlicher 
Beleg dafür, dass es klug ist, den ersichtlich wirk-
samsten Ansatz zur Bekämpfung von Eigentums-
delikten, nämlich die vorbeugende technische Si-
cherung, auch auf die Wohnungseinbruchskrimina-
lität zu übertragen. Das leistet unsere Polizei be-
reits mit einer ortsnahen Beratung von Mietern, 
Wohnungseigentümern, Bauherren, Planern und 
Wohnungsgesellschaften, indem sie über die tech-
nischen Sicherungsmöglichkeiten von Wohnobjek-
ten informiert. Damit erhöhen wir einerseits den 
Schutz der Objekte. Vor allem dürfen wir anderer-
seits erwarten, dass mehr und besser verwertbare 
Spuren gefunden werden und daraus deutlichere 
Täterhinweise ermittelt werden können. 

Meine Damen und Herren, in Niedersachsen sind 
wir auf diesem Weg schon ein ordentliches Stück 
vorangekommen. Wir haben mittlerweile eine Quo-
te der im Versuchsstadium stecken gebliebenen 
Taten von ca. 40 %. Auch damit liegen wir bun-
desweit ziemlich weit vorne. Das ist ein Erfolg der 
Schwerpunktsetzung in der Vergangenheit, den wir 
zugunsten der zukünftigen Entwicklung jetzt weiter 
ausbauen müssen. Dazu - dies möchte ich aus-
drücklich hervorheben - waren die Anträge der 
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Fraktionen der CDU und der FDP durchaus hilf-
reich, weil sie zu einer Anhörung geführt haben, in 
der sich Hinweise ergeben haben, wie dieser prä-
ventive Ansatz konstruktiv weiterentwickelt und 
ausgebaut werden kann. 

Meine Damen und Herren, wenn Wohnungsmieter 
faktisch schlechter gestellt werden, weil sie für 
einen Einbau von technischen Einbruchsschutz-
maßnahmen auf die Zustimmung des Vermieters 
angewiesen sind und diese Einbauten bei einem 
Auszug aus der Wohnung im Zweifel wieder ent-
fernt werden müssen, dann hemmt das natürlich 
die Bereitschaft zur Investition in Sicherheitstech-
nik empfindlich. Wenn wir den präventiven Ein-
bruchsschutz auch in Mietwohnungen nachhaltig 
verbessern wollen, müssen wir die Rechtsposition 
der Mieter so verbessern, dass ihnen aus dem 
Einbau technischer Einbruchshemmnisse nach 
Beendigung des Mietverhältnisses keine wirt-
schaftlichen Nachteile erwachsen. 

Meine Damen und Herren, in die gleiche Richtung 
geht auch der Ansatz, das Programm mit der KfW-
Förderung für den Einbau von Sicherheitstechnik 
über 2017 hinaus fortzusetzen und die zur Verfü-
gung stehenden Mittel auch für private Neubauten 
finanziell aufzustocken. 

Wir haben in Deutschland, im Gegensatz zur Au-
tomobiltechnik - da gibt es sogar Bußgeldtatbe-
stände für den Fall, dass die Sicherungstechnik 
eines Fahrzeugs nicht genutzt wird -, keine gesetz-
lichen Standards für die technische Einbruchssi-
cherung von Wohngebäuden. Der Einbau hoch-
wertiger Sicherheitstechnik ist daher noch immer 
ein Stiefkind von Architekten und Bauherren. In-
vestitionsanreize durch finanzielle Förderung kön-
nen aber dazu beitragen, die Quote sicherheits-
technisch optimierter Neubauten zu erhöhen. 

Meine Damen und Herren, auch in der Gestaltung 
unserer Städte und des öffentlichen Raums sehen 
wir weitere Potenziale für eine wirksame Kriminal-
prävention. Auch die wollen wir weiter ausbauen, 
und zwar durch die Weiterentwicklung der Sicher-
heitspartnerschaften im Städtebau. Das ist ein 
Verfahren, bei dem Sicherheitsaspekte im gesam-
ten Wohnquartier betrachtet und von den Aufga-
benträgern gemeinsam umgesetzt werden. Dazu 
wollen wir das Erfahrungswissen und die statisti-
sche Datenbasis, die unsere Polizei vorhält, den 
Stadtplanern, den Architekten, den Bauverwaltun-
gen und der Wohnungswirtschaft noch offensiver 
zur Verfügung stellen, damit die dort bestehenden 

kriminalpräventiven Potenziale noch wirksamer 
genutzt werden können. 

Last, but not least: Wir wissen, dass die Täter zu-
nehmend über nationale Grenzen hinweg agieren. 
Eine bloß regional oder national verortete Bekämp-
fungsstrategie greift darum zu kurz. Der Daten- 
und Informationsaustausch über Länder- und 
Staatsgrenzen hinweg und gemeinsam abge-
stimmte operative Aktionen können die Aufklärung 
von Taten und die Ergreifung von Tätern erleich-
tern und damit auch zur Erhöhung des subjektiven 
Entdeckungsrisikos aufseiten der Täter beitragen. 

Die Zusammenarbeit von Niedersachsen mit den 
Nachbarstaaten Belgien und den Niederlanden 
sowie den Bundesländern Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz geht da in die richtige Rich-
tung und kann zu einem Muster für solche Koope-
rationen werden. Auch das ist ein guter Grund, 
warum dieses Kooperationsmodell zu einem Erfolg 
gebracht werden sollte, weil dadurch auch andere 
ein praktisches Beispiel vorgeführt bekommen, 
dass es sich lohnt, die Zusammenarbeit zu intensi-
vieren. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Becker. - Ich erteile jetzt 
dem Kollegen Jan-Christoph Oetjen für die FDP-
Fraktion das Wort. Bitte! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege 
Becker, man muss schon eine ganz schöne 
Chuzpe haben, sich hier hinzustellen und CDU 
und FDP vorzuwerfen, dass wir die Polizei für ihre 
Arbeit kritisieren. Das schlägt doch wirklich dem 
Fass den Boden aus, Herr Kollege Becker! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Niemand hier kritisiert die Polizei für ihre Arbeit. 
Aber wir stellen fest, dass diese Landesregierung 
das Thema Einbruchskriminalität nicht auf dem 
Schirm hatte und dort keinen Schwerpunkt gesetzt 
hat. Das ist doch die Wahrheit in diesem Hause, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Nun sagen Sie: Wir, SPD und Grüne, haben jetzt 
einen super Antrag eingebracht. Wir nehmen jetzt 
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einmal die vorbeugende technische Sicherheit als 
Schwerpunkt. - Vor zweieinhalb Jahren - genauer 
gesagt: am 16. September 2014 - hat die FDP-
Fraktion den ersten Antrag zum Thema Einbruchs-
kriminalität in den Landtag eingebracht. Seitdem 
wurde über 30 000-mal in Niedersachsen einge-
brochen, Herr Kollege Becker. Aber diese Landes-
regierung hat das noch immer nicht zum Schwer-
punktthema gemacht, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen. So etwas geht doch nicht! Das geht doch 
nicht, Herr Minister! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Christian Dürr [FDP]: Richtig!) 

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Das regt mich richtig 
auf. Es regt mich richtig auf, dass wir das immer 
wieder thematisieren und sagen müssen: „Da 
muss etwas passieren“, und eigene Vorschläge 
machen müssen, während es dann aber im Innen-
ausschuss, Herr Kollege Watermann, heißt: Wir 
wissen das. Wir möchten einen eigenen Ände-
rungsvorschlag zu den Anträgen der FDP und der 
CDU einbringen. Die liegen schon so lange. - In 
der nächsten Sitzung fragen wir wieder nach. Dann 
heißt es: Wir arbeiten daran, sind noch in einer 
engen Abstimmung mit dem Innenministerium. - 
Und dann entdecken wir einen solchen Antrag auf 
der Tagesordnung, in dem eine Seite Feststel-
lungsteil ist und erklärt wird, dass das alles eigent-
lich gar nicht so schlimm ist in Niedersachsen. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 
Das ist auch nicht schlimm!) 

Da heißt es dann: Das ist ein bundesweites Phä-
nomen. Die Einbruchskriminalität nimmt überall zu. 
Daran können wir gar nichts machen. - Was ist das 
denn für ein Anspruch von Politik, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 
Jörg Bode [FDP]: Unglaublich ist das! 
Das ist die Manipulation des Rechts-
staates!) 

Fragen Sie einmal diejenigen, bei denen eingebro-
chen wurde, wie die sich fühlen! 

(Angelika Jahns [CDU]: Genau!) 

Wir sind überhaupt nicht auseinander, dass wir bei 
der vorbeugenden technischen Sicherheit etwas 
verbessern und dass wir da auch Impulse setzen 
müssen, damit die Leute ihre Häuser besser si-
chern. Wir wissen, dass die Frage, wie schnell die 
Einbrecher in ein Haus kommen, entscheidend 
dafür ist, ob der Einbruch tatsächlich durchgeführt 

wird oder nicht. Aber, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD, zu dem Entscheidenden, 
wo wir auch ansetzen können, nämlich zu der Fra-
ge der Aufklärung solcher Straftaten, sagen Sie 
überhaupt nichts. Wir haben Ihnen hier schon wie-
derholt vorgeschlagen, besondere Ermittlungs-
gruppen „Einbruch“ einzurichten. 

(Gudrun Pieper [CDU]: Die hatten wir ja!) 

- Die hatten Sie ja im Heidekreis, ganz genau, und 
es hat super funktioniert. Die Aufklärungsquote ist 
richtig nach oben gegangen. 

(Gudrun Pieper [CDU]: Ja!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die be-
sondere Ermittlungsgruppe „Einbruch“, die länder-
übergreifend mit den Niederlanden, NRW und 
Belgien noch arbeitet, hat gerade erreicht, dass 
vor Kurzem 33 Einbrüche aufgeklärt werden konn-
ten. Das zeigt doch, dass solche besonderen Er-
mittlungseinheiten gut funktionieren, dass klassi-
sche Polizeiarbeit dabei helfen kann, die Aufklä-
rungsquote hochzubringen. Aber genau dieses 
Instrument, Herr Kollege Becker, bei dem man 
natürlich einen Schwerpunkt setzen muss, wofür 
man Kolleginnen und Kollegen von der Polizei 
braucht, die diese Arbeit vor Ort machen, nehmen 
Sie in Ihren Antrag nicht auf. Sie haben bei der 
Einbruchskriminalität immer noch nicht den Schuss 
gehört. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Sie setzen hierbei keinen Schwerpunkt, und das ist 
fahrlässig, verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Für die CDU-
Fraktion hat jetzt Herr Kollege Thomas Adasch das 
Wort. 

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Gut vier Jahre nach Regierungsübernahme durch 
Rot-Grün legen Sie von SPD und Grünen uns heu-
te den Antrag „Einbruchskriminalität effektiv be-
kämpfen“ vor.  

(Zuruf von der CDU: Guten Morgen!) 

Die Landesvorsitzende der Grünen, die Kollegin 
Janssen-Kucz, lässt sich in der Hannoverschen 
Neuen Presse mit diesen Worten zitieren: Wir dür-
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fen nicht immer nur die steigenden Einbruchzahlen 
kritisieren, wir müssen etwas verändern. 

(Zurufe von der CDU und von der 
FDP - Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: 
Dafür war die Anhörung sehr gut, Herr 
Kollege!) 

Ja, meine lieben Kolleginnen und Kollegen von 
SPD und Grünen: Nicht nur kritisieren, sondern 
auch etwas verändern! Das nennt man eigentlich 
Regierungsverantwortung, Frau Kollegin.  

Dass Sie jetzt kurz vor Toresschluss mit einem 
solchen Antrag daherkommen, ist peinlich, für die 
Polizei höchst unbefriedigend und für die Opfer 
von Einbruchskriminalität ein sehr schwacher 
Trost. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Bereits vor knapp einem Jahr haben wir hier im 
Landtag unseren Antrag „Deutlicher Anstieg der 
Einbruchskriminalität - Niedersachsen muss bei 
der Bekämpfung der Einbruchskriminalität besser 
werden“ eingebracht. Anfang 2016 haben wir den 
Antrag „Mehr Polizei für Niedersachsens Sicher-
heit“ gestellt und vor fast genau einem Jahr die 
Aktuelle Stunde zum Thema „Wird Niedersachsen 
zum Paradies für Einbrecher und Kleinkriminelle?“ 
beantragt. Bereits Mitte 2015 hat meine Fraktion 
darüber hinaus den Antrag „Vorausschauende 
Polizeiarbeit ermöglichen - Einbruchskriminalität 
effektiver bekämpfen, Menschen in Niedersachsen 
vor Einbrecherbanden schützen“ gestellt.  

(Zurufe von der CDU: Und er wurde 
abgelehnt!) 

Die Kolleginnen und Kollegen von der FDP-
Fraktion haben ihrerseits im Mai 2016 einen Ent-
schließungsantrag eingebracht, 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Den 
zweiten schon!) 

dessen Titel Ihnen bekannt sein dürfte, er lautete 
„Einbruchskriminalität effektiv bekämpfen“.  

(Zurufe von der CDU: Ach was!) 

Außerdem haben wir bereits im Jahr 2014 in die-
sem Hohen Hause den Antrag „Einbruchskriminali-
tät effektiv bekämpfen - Beute zurückgeben“ der 
FDP-Fraktion debattiert. Bereits damals habe ich 
für meine Fraktion zu diesem wichtigen Thema 
sprechen dürfen. Geändert hat sich seitdem leider 
nichts.  

Sie, Herr Minister Pistorius, haben die Entwicklun-
gen der vergangenen Jahre verschlafen oder aus 
rein ideologischen Gründen ignoriert und verfallen 
nun kurz vor der Wahl in puren Aktionismus, indem 
Sie, hopplahopp, einzelne Bausteine unserer Si-
cherheitsstrategie für Niedersachsen kopieren und 
damit nicht mehr als sicherheitspolitisches Stück-
werk produzieren. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Nehmen wir beispielsweise die Stärkung der Poli-
zei um 1 000 zusätzliche Stellen, auf die Sie in 
Ihrem Antrag verweisen und die wir seit Langem 
gefordert haben. Hier werden einfach die Mehrein-
stellungen von Polizeianwärtern aus dem Nach-
tragshaushalt 2015 umgewidmet. Tatsächlich soll 
mit den zusätzlichen Anwärtern aber der Mangel 
an Abiturienten infolge der Wiedereinführung des 
G 9 ausgeglichen werden. Hinzu kommen Luftbu-
chungen durch Aufgabenübertragungen oder Frei-
setzungen, Stellen werden eingerechnet, die nur 
aufgrund des Hinausschiebens von Ruhestand 
oder der Neustrukturierung von IT-Infrastrukturen 
auf dem Papier als scheinbar neue Stellen auftau-
chen.  

So basteln Sie sich ein Tausenderprogramm zu-
sammen, das seinen Namen nicht verdient hat, 
unsere Polizei nicht entlastet und den Bürgern 
nicht mehr Sicherheit bringt. Die Polizistinnen und 
Polizisten merken das doch, genauso wie die Bür-
gerinnen und Bürger: Immer mehr Polizeistationen 
verlieren Personal, Öffnungszeiten werden ver-
kürzt oder kleine Polizeistationen gleich ganz ge-
schlossen. Gerade in Südniedersachsen scheint 
dies ein großes Problem zu sein, wie mir von Kol-
leginnen und Kollegen immer wieder berichtet wird. 

Ein anderes Thema, auch hier die gleichen hand-
werklichen Fehler. Aufgrund unserer Initiative und 
des öffentlichen Drucks haben Sie sich endlich des 
Themas „Predictive Policing“ - vorausschauende 
Polizeiarbeit - angenommen, das gerade im Be-
reich der Einbruchskriminalität ein erfolgverspre-
chendes Instrument sein kann. Wie haben Sie 
aber dieses Thema umgesetzt? - Während Anbie-
ter auf dem freien Markt Jahre brauchen, um ein 
prognosefähiges Instrumentarium zu entwickeln, 
gelingt dies Herrn Minister Pistorius innerhalb we-
niger Wochen. Ein echtes Wunder?  

(Jörg Bode [FDP]: IT-Guru!) 

Wohl kaum. Viel wahrscheinlicher ist es, dass man 
einfach vergangene Delikte auf der Basis eines 
kartografischen Systems visualisiert hat. Mit ande-
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ren Worten: eine digitale Version der klassischen 
Landkarte mit Zahnstochern, Fähnchen und roten 
Bindfäden, die wir alle aus Krimiserien der 80er-
Jahre kennen. Das hat aber nun rein gar nichts mit 
vorausschauender Polizeiarbeit zu tun, sondern ist 
eine reine Visualisierung von Delikten aus der 
Retrospektive. Mit einem Budget von 100 000 Eu-
ro, in die die Beschaffung von 35 Tablets und die 
Entwicklung einer eigenen App bereits mit einge-
rechnet sind, ist etwas anderes auch gar nicht 
umsetzbar.  

Insofern ist es nichts weiter als purer Aktionismus, 
der viel Aufmerksamkeit bringt, wenig kostet und 
am Ende im besten Fall zu einer Optimierung von 
Lagebildern beitragen kann. Einbruchskriminalität 
hochmobiler Banden werden Sie damit nicht erfolg-
reich bekämpfen.  

Insgesamt - das muss man leider sagen - ist Ihr 
vorliegender Antrag ein Antrag fürs politische 
Schaufenster, ein Antrag, um kleinste Verbesse-
rungen zu bejubeln, die den kleinsten gemeinsa-
men Nenner mit den Grünen darstellen. Es wird 
kein eigenes Geld für den Einbruchschutz inves-
tiert, wie beispielsweise in Nordrhein-Westfalen 
oder Schleswig-Holstein, sondern der Bund soll es 
wieder richten gemeinsam mit Hauseigentümern 
und Mietern. Es gibt nach wie vor kein Konzept, 
wie man internationale Banden, die entlang unse-
rer Autobahnen auf Raubzug gehen, effektiv be-
kämpfen soll. Kennzeichenlesegeräte werden für 
die Bundespolizei angeschafft, für die niedersäch-
sische Polizei sollen sie verboten werden. Das 
hindert Sie allerdings nicht daran, in Ihrem Antrag 
den länderübergreifenden Daten- und Informati-
onsaustausch zu begrüßen.  

Sie fordern in Ihrem Antrag die Unterstützung prä-
ventiver Handlungsstrategien, auch im Bereich der 
eigenen Vorsorge durch bauliche Maßnahmen, 
gleichzeitig hat die Bauministerin Rundt keinerlei 
Initiative für die Verschärfung von Baustandards 
zur Prävention gestartet.  

Sie sehen, nach vier Jahren Desinteresse beginnt 
nun die große Hektik. Politisch werden Sie von 
SPD und Grünen immer nur dann und da aktiv, wo 
der politische und öffentliche Druck zu groß wurde. 
Dann war es allerdings meistens schon zu spät. 
Gute Politik handelt vorausschauend, um drohen-
de Missstände zu beseitigen. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Adasch. - Das Wort hat 
jetzt die Kollegin Meta Janssen-Kucz, Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen.  

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
halte hier einfach mal fest: Niedersachsen war und 
Niedersachsen ist gut in Sachen Bekämpfung der 
Einbruchskriminalität. 

(Gudrun Pieper [CDU]: Ach?) 

Es ist vieles auf einem guten Weg. Wir müssen 
uns hier keine gegenseitigen Vorwürfe machen. 
Ein Teil dieser Anträge war einfach überzogen. Es 
wird laufend nachjustiert. So haben Sie unter 
Schwarz-Gelb gearbeitet, so arbeiten wir, weil sich 
die Lagen verändern. Dieses Nachjustieren, die 
Taktik, übernimmt die Polizei. In der Taktik - das 
sage ich Ihnen einmal ganz deutlich - hat die Poli-
tik am besten gar nichts zu suchen, weil keiner von 
uns dafür eigentlich eine Ausbildung hat. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Das 
stimmt nicht! Der Kollege Adasch hat 
dafür eine Ausbildung!) 

Wir sollen Vorgaben machen und das auch beglei-
ten. Das ist mir einfach wichtig. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin, der Kollege Oetjen - - - 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 
Nein, das möchte ich jetzt erst einmal nicht. Das 
mache ich gerne im Anschluss, Jan-Christoph. 

Mir ist einfach wichtig: Ihre Anträge sind in Teilen 
aufgenommen worden. Wir hatten umfangreiche 
Unterrichtungen. Wir hatten auch eine sehr gute 
Anhörung mit unterschiedlichen Akteuren. 

Im Laufe dieses Prozesses ist sehr deutlich ge-
worden, dass wir länderübergreifend arbeiten, 
dass das Land Niedersachsen keine einsame Insel 
ist, dass wir den richtigen Weg gehen - länder-
übergreifend und international - und dass das ein 
neuer Weg ist, den wir unter Rot-Grün schon ein-
geschlagen haben. 

Aus dieser Auswertung heraus, aus dieser Zu-
sammenarbeit - auch anhand der Pilotprojekte in 
anderen Bundesländern - heraus gibt es jetzt die 
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aktive Erprobungsphase der Programme zur au-
tomatisierten Lagebildanalyse, der sogenannten 
Prognosesoftware. Da müssen wir nicht den Fir-
men auf den Leim gehen. Da kann man auf Erfah-
rungen der anderen Bundesländer aufbauen und 
ein Programm für Niedersachsen entwickeln. Ge-
nau das ist passiert. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Parallel haben wir den Baustein „Verstärkung der 
Fahndungs- und Kontrollmaßnahmen“ erweitert.  

Wir haben die präventive Öffentlichkeitsarbeit, die 
intensive Beratung vor Ort laufend ausgebaut. 
Jeder weiß, wie präsent dieser Fachbereich der 
jeweiligen Polizeiinspektion ist - auf regionalen 
Messen, auf Altennachmittagen - und dass er auch 
zu jedem Einzelnen nach Hause kommt. Vielen 
Dank an unsere Polizeiinspektionen, dass sie da 
so aktiv sind! 

Ich finde einfach, die Strategie der niedersächsi-
schen Polizei zur Bekämpfung von Wohnungsein-
brüchen hat sich bewährt. Sie ist hier nicht 
schlechtzureden. Wir sollten dankbar sein, dass 
wir diesen Weg gehen. 

Aber die Strategie der Einbrecher, vor allem inter-
nationaler Banden, verändert sich. Die versuchen 
natürlich, die Taktik und die Strategie der Polizei 
zu unterlaufen. Deshalb müssen sich auch die 
Taktik und die Strategie der Polizei laufend verän-
dern. Alle Bundesländer stehen vor der Herausfor-
derung, die Einbruchskriminalität laufend zu be-
kämpfen. 

Sie steigt einfach weiter? - Da haben Sie ja recht. 
Aber das ist nicht nur in Niedersachsen so. Eine 
positive Ausnahme ist Niedersachsen jedoch bei 
der Aufklärungsquote.  

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Sie 
könnte aber besser sein!) 

Im Bundesschnitt beträgt sie 16 %. Bei uns sind es 
22 %. Alles kann noch besser sein. - Jan-
Christoph, lass uns gemeinsam daran arbeiten! 

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 
bei der SPD) 

Mit der personellen Stärkung der Polizei und der 
Verbesserung ihrer technischen Ausstattung sind 
wir doch auf dem richtigen Weg. Natürlich müssen 
die Anstrengungen weiter intensiviert werden. 

Ein Punkt, den wir übernommen haben, ist die 
Aufstockung der Kapazitäten für die DNA-Spuren-

analyse. Die Bearbeitungszeiten müssen noch 
kürzer werden, damit man das zeitnah auswerten 
und Täter festsetzen kann. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Wie viel 
Geld habt ihr denn da investiert, Meta?) 

- Wir sind da doch gemeinsam auf dem Weg. Da 
ist doch damals auf eurer Seite auch nichts gelau-
fen.  

(Widerspruch bei der CDU) 

Ich führe nur einmal an, dass das LKA auf acht 
Standorte verstreut ist. Wir führen es gerade erst 
wieder zusammen. 

(Jens Nacke [CDU]: Jetzt wundert 
mich gar nichts mehr!) 

Gerade die präventiven Maßnahmen - dazu will ich 
meine letzten 40 Sekunden Redezeit nutzen - sind 
wichtig, neben den Sicherheitspartnerschaften 
zwischen der Polizei, den Kommunen, und, und, 
und. Wir müssen diesen großen Baustein genauso 
bedienen wie die Polizeiarbeit, und, und, und. 

Das heißt auch, dass man die Stellung der Mieter 
verbessern muss. Das heißt auch, dass wir eine 
Bundesratsinitiative im Mietrecht brauchen. Wir 
müssen die technischen Maßnahmen einfach stär-
ken. Es ist doch ein bisschen absurd, wenn ein 
Mieter, der eine technische Maßnahme ergreift, bei 
seinem Auszug die Technik wieder entfernen 
muss. Das macht doch sinnvolle Maßnahmen ei-
gentlich unattraktiv.  

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU] 
lacht) 

Bei der Sozialen Stadt funktioniert es doch. 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Wie können 
denn sinnvolle Maßnahmen unattrak-
tiv sein?) 

- Weil ich sie nicht mitnehmen kann. Vielleicht 
muss man als Opposition alles falsch verstehen. 

Es wäre schön, wenn wir die Aufstockung und 
Verlängerung des KfW-Programms gemeinsam auf 
den Weg bringen könnten. Der Bedarf ist da, und 
es dient der Sicherheit. 

Lassen Sie uns doch gemeinsam auf der Grundla-
ge, die wir eingebracht haben, noch einmal in die 
Beratung gehen! Wir sind doch zusammen auf 
einem guten Weg. Es lohnt sich nicht, die Arbeit 
der Polizei - 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin, die Redezeit! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 
- schlechtzureden. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Sie hatten dem Kollegen Oetjen in Aussicht ge-
stellt, eine Zwischenfrage stellen zu dürfen. 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 
Entschuldigung, Jan-Christoph! 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Das ziehen wir jetzt noch durch. Es wird ja sowieso 
nicht auf die Redezeit angerechnet. - Herr Oetjen, 
bitte schön! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Ganz herzlichen Dank, Herr Präsident. 

Verehrte Kollegin Janssen-Kucz, Sie haben die 
verschiedenen Anhörungen angesprochen. Sie 
können sich sicherlich auch an die sehr interessan-
te Stellungnahme des Kriminologischen For-
schungsinstituts erinnern. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Ja!) 

Das Institut hat u. a. gesagt, dass der Vorschlag im 
Entschließungsantrag der FDP, besondere Ermitt-
lungsgruppen einzurichten, besonders Erfolg ver-
sprechend ist. Aber genau dieses Instrument der 
besonderen Ermittlungsgruppen fehlt in Ihrem 
Entschließungsantrag.  

Erstens. Sehen Sie nicht den Bedarf, Ihren Antrag 
in dieser Richtung nachzubessern? 

Zweitens. Sind Sie bereit, durch Fremdvergabe die 
Kapazität für DNA-Spurenanalysen zu erhöhen? 
Denn durch eigene Maßnahmen schaffen Sie es 
nicht, die Kapazität kurzfristig zu erhöhen. 

(Zustimmung bei der FDP und bei der 
CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Frau Kollegin, bitte schön! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 
Herr Kollege Oetjen, vielen Dank für die Fragen. 

Die besonderen Ermittlungsgruppen, auf die das 
Forschungsinstitut hingewiesen hat, arbeiten be-
reits. Sie arbeiten aber nicht flächendeckend, son-
dern nach Bedarf. Diese Art von Sonderkommissi-
onen wird vor Ort eingesetzt, ob das bei mir in 
Ostfriesland und woanders ist. So arbeiten sie 
auch sehr gut. 

(Zuruf von Angelika Jahns [CDU]) 

Es wäre ein Fehler, sie einfach flächendeckend in 
jeder PI einzusetzen. Es geht um die Bedarfe, es 
geht einfach um die Brennpunkte. Wir können uns 
aber im Rahmen der Beratung gerne noch einmal 
darüber austauschen und noch einmal eine Stel-
lungnahme des LKA einholen, das es genau so 
dargestellt hat. 

Auch das Kriminologische Forschungsinstitut hat 
sehr deutlich gemacht: Das ist ein Weg, aber man 
muss ihn nicht flächendeckend gehen. - Darüber 
können wir jedoch gerne noch einmal beraten. 

Zur Fremdvergabe von DNA-Analysen: Das pas-
siert doch schon in Teilen. Das wissen auch Sie. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Jan-
Christoph Oetjen [FDP]: Ja, in ande-
ren Bundesländern!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Bleiben Sie ruhig in der Nähe! Sie haben gleich die 
Möglichkeit, auf die Kurzintervention des Kollegen 
Adasch zu antworten, der jetzt für 90 Sekunden 
das Wort hat. Bitte! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Frau Kollegin Janssen-Kucz, wir sind hier 
nicht in der polizeipolitischen Märchenstunde.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Einiges bedarf hier der Richtigstellung bzw. der 
Klarstellung. 

Sie zitieren hier immer wieder - der Kollege Becker 
auch - aus der Anhörung. Die Anhörung hätte es 
ohne CDU und FDP, ohne unsere Initiativen, ohne 
unsere Anträge gar nicht gegeben. Das wollen wir 
hier zunächst einmal feststellen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Sie haben angesprochen: Warum soll man Firmen 
auf den Leim gehen, die in Sachen Prognosesoft-
ware unterwegs sind? - Mehrere Bundesländer, 
aber auch andere Länder in Europa - als Beispiel 
darf ich die Schweiz nennen - sind diesen Firmen 
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erfolgreich auf den Leim gegangen. Sie haben 
schon längst Prognosesoftware eingeführt. 

Sie sagen: Das ist alles nicht notwendig. - Wir 
hätten die längst einführen können und hätten 
längst erfolgreich unterwegs sein können. Sie ha-
ben doch immer wieder zugewartet. Sie haben 
doch immer wieder in den Ausschusssitzungen 
gesagt: Wir müssen erst die Erfahrungen der an-
deren Länder abwarten, und dann können wir 
überlegen, ob auch wir das machen. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Ge-
nau!) 

Sie haben nur zugewartet. Sie haben überhaupt 
keine Anstrengungen unternommen, auf diesem 
Feld in irgendeiner Form weiterzukommen. 

Auch bei den DNA-Untersuchungen sind Sie 
schlecht unterwegs. Es dauert immer noch sechs 
Monate 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Mindes-
tens!) 

- mindestens -, bis die ausgewertet werden. Das 
gehört doch zur Wahrheit, Frau Kollegin. Und 
wenn Sie hier sagen, man würde - - - 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, Sie wissen: Ich halte die 90 Sekun-
den immer ein. 

Thomas Adasch (CDU): 
Letzter Satz! 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Nein, nein! 90 Sekunden für alle. 

Thomas Adasch (CDU): 
Ich hoffe, dass Sie bei anderen auch so genau 
sind. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Ja, immer. Das kennen Sie von mir bei den Kurzin-
terventionen. Ich mache das so, wie das früher 
eine Kollegin gemacht hat, ganz stringent, bei al-
len. Aber das muss ich hier nicht rechtfertigen. Das 
wissen Sie. 

Jetzt hat Frau Kollegen Janssen-Kucz die Möglich-
keit, zu antworten - ebenfalls 90 Sekunden und 
nicht mehr. 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 
Herr Kollege Adasch, vielen Dank für Ihre Fragen. 

Falls es eben nicht angekommen ist: Ich möchte 
mich an dieser Stelle noch einmal für die Unterrich-
tung, aber auch für die Anhörung bedanken, die 
wirklich gut waren, die wir gemeinsam beschlossen 
haben und die natürlich auch auf Ihren Anträgen 
beruhten. So, das ist das eine. 

Das andere ist: Es ist wieder sehr daneben, hier zu 
behaupten, dass wir uns in einer polizeipolitischen 
Märchenstunde befinden. Das würde ich Ihnen 
nicht vorwerfen, und das sollten Sie auch mir nicht 
vorwerfen. 

Das andere ist die Prognosesoftware. Vielleicht 
können Sie sich an die zweimalige Unterrichtung 
durch das LKA dazu erinnern, wie das in der län-
derübergreifenden Zusammenarbeit funktioniert. 
Man hat sich geeinigt, dass Baden-Württemberg 
und Bayern diese Software ausprobieren, dass 
das dann ausgewertet wird und dass die anderen 
Bundesländer daran partizipieren. So funktioniert 
Zusammenarbeit. Sonst verbrennt man auch un-
nütz Geld. Wir alle wissen, dass wir in diesem 
Bereich der Gefahrenabwehr wirklich einen hohen 
Finanzierungsbedarf haben. 

Zu dem Thema DNA: Es ist auch mir bekannt, 
dass diese sechs Monate immer noch zu lang sind, 
und diese unterschiedliche Priorisierung von Straf-
taten - - - 

(Der Präsident schaltet der Rednerin 
das Mikrofon ab) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
So, die Redezeit gilt auch für die Kollegin Janssen-
Kucz.  

(Beifall bei den GRÜNEN)  

90 Sekunden sind 90 Sekunden, und man hat die 
Uhr vor sich stehen. Man kann sich darauf einstel-
len. 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Das 
ist okay!) 

Der Kollege Becker möchte die Restredezeit der 
SPD-Fraktion in Anspruch nehmen, knapp über 
eine Minute. Bitte, Herr Kollege! 

Karsten Becker (SPD): 

Danke schön, Herr Präsident. - Meine Damen und 
Herren! Herr Oetjen, eine Minute habe ich noch. 
Die will ich nutzen. Ihre Kritik, dass die Landesre-
gierung und die Polizei zwei verschiedene Dinge 
seien, ist unsinnig. Das Innenministerium ist die 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  120. Plenarsitzung am 2. Februar 2017 
 

 12179 

oberste Landesbehörde der Polizei. Die Abtei-
lung 2 ist das Landespolizeipräsidium. 

(Jens Nacke [CDU]: Ach was? Wissen 
die das auch?) 

Wenn dort ein Schwerpunkt gesetzt wird, und Sie 
sagen, der sei in der Organisation nicht wahr-
nehmbar, ist das eine Kritik an den einzelnen 
Dienststellen, die das - ich teile Ihre Einschätzung 
ausdrücklich nicht - angeblich nicht umsetzen. Das 
ist eine völlig künstlich herbeigeredete Kritik, der 
jegliche Grundlage fehlt. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: An der 
Führung! Und an diesem Minister! 
Nicht an den Kolleginnen und Kolle-
gen vor Ort!) 

Zur Frage der Ermittlungsgruppen, Herr Oetjen: Es 
gibt Ermittlungsgruppen in Niedersachsen, und 
zwar überall dort, wo Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamte in Führungsverantwortung sagen: Bei 
uns ist das sinnvoll, bei uns macht das Sinn. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Da, wo 
sie genug Leute haben! Sie stellen 
nicht genug Leute zur Verfügung! Das 
wissen Sie auch ganz genau!) 

Sie zitieren Hamburg, Sie zitieren Nordrhein-West-
falen. Die haben diese Ermittlungsgruppen flä-
chendeckend eingesetzt. Wir halten diesen pau-
schalen Ansatz für falsch, der Polizei vorzuschrei-
ben: So müsst Ihr das machen. - Ich sehe mich als 
Parlamentarier überhaupt nicht in der Lage, hier 
den großen Entwurf zu entwickeln und zu sagen: 
So geht es. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Das wissen die besser. Die haben das drei Jahre 
lang studiert und haben eine Menge Erfahrung. 
Die richten die Ermittlungsgruppen ein, wo es Sinn 
macht, sie einzurichten. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Die 
würden gerne! Die haben nur nicht 
genug Leute!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Becker, letzter Satz! 

Karsten Becker (SPD): 
Mit Hamburg und mit Nordrhein-Westfalen zitieren 
Sie ausgerechnet die Bundesländer, die eine deut-
lich schlechtere Bilanz im Bereich der Bekämpfung 

von Einbruchskriminalität als Niedersachsen haben 
- deutlich schlechter! 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: 5 % Ab-
nahme seit Rot-Grün!) 

Und die machen Sie zum Vorbild. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege Becker, es ist - - - 

Karsten Becker (SPD): 

Das kennzeichnet die Seriosität Ihrer Vorschläge. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank. - Mir liegt jetzt noch die Wortmeldung 
der Landesregierung vor. Das Wort hat Herr Minis-
ter Pistorius. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Niedersächsische Landesregierung 
nimmt die Entwicklung der vergangenen Jahre bei 
der Einbruchskriminalität äußerst ernst. Um die 
Bürgerinnen und Bürger in Niedersachsen zu 
schützen, haben wir zahlreiche präventive und 
repressive Maßnahmen umgesetzt. 

Das ist mir auch persönlich ein ganz wichtiges 
Anliegen. Einbrüche treffen die Menschen in ihrer 
intimsten Privatsphäre. Neben dem materiellen 
Schaden sind besonders die psychischen Folgen 
bei den Betroffenen oft erheblich. Daher ist gerade 
die Prävention in diesem Bereich so wichtig. Wir 
wollen nach Möglichkeit gar nicht erst zulassen, 
dass es überhaupt zu Einbrüchen kommt. Ein Bei-
spiel unserer Präventionsmaßnahmen ist das Pro-
jekt PreMAP. Mit einer App wird anhand der be-
gangenen Einbrüche eruiert, wo die Wahrschein-
lichkeit weiterer Wohnungseinbrüche am höchsten 
ist. 

Das Pilotprojekt ist in diesem Monat in der Stadt 
Wolfsburg sowie im Bereich der Polizeiinspektion 
Salzgitter/Peine/Wolfenbüttel gestartet. PreMAP 
können die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 
auch auf den mobilen Endgeräten nutzen, die wir 
im Einsatz- und Streifendienst in Niedersachsen 
sukzessive flächendeckend einführen. Damit mo-
dernisieren wir die Polizeiarbeit ganz erheblich und 
statten die Polizei mit neuesten technischen Mög-
lichkeiten für eine wirksame Bekämpfung der Ein-
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bruchskriminalität aus. Diesen Weg werden wir 
fortsetzen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Sehr geehrter Herr Adasch, wenn Sie hier in be-
merkenswerter Attitüde diese Software als etwas 
verunglimpfen, was Sie aus den Krimis der 80er-
Jahre kennen - mit Stecknadeln und roten Fäden -, 
dann kann ich Ihnen nur empfehlen: Lassen Sie 
sich mal von Frau Berg von der Zentralen Polizei-
direktion Hannover einladen, und lassen Sie sich 
die Software vorstellen! Dann wissen Sie auch, 
worüber Sie reden. Das ist das Modernste, was es 
auf dem Markt gibt. Wir haben uns für diese Soft-
ware entschieden, weil wir sie schneller an Start 
kriegen als jede einzukaufende und weil z. B. 
PRECOBS bis heute auf mobilen Endgeräten nicht 
lauffähig ist. Wenn Sie sich besser informieren 
würden, als Sie es offenbar getan haben, würden 
Sie hier nicht so etwas erzählen, lieber Herr 
Adasch. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir wissen aus den 
Einbruchsstatistiken, dass etwa 36 oder 37 % aller 
Einbrüche, die in der Statistik auftauchen, nicht 
vollendet werden. Das heißt, wir wissen auch: Je 
länger der Einbruchsversuch dauert, desto eher 
geben die Kriminellen auf. Je schwerer es ist her-
einzukommen, desto besser! 

Daher ist bei der Präventionsarbeit auch eine stär-
kere staatliche Förderung des Einbruchsschutzes 
wichtig. Wir als Landesregierung werden uns auf 
Bundesebene dafür einsetzen, dass das Förder-
programm der KfW für Bestandsbauten fortgeführt 
wird. Es ist aber notwendig und geradezu sachlo-
gisch, dass nicht nur bei Bestandsbauten, sondern 
auch bei Neubauten spezielle finanzielle Förderan-
reize für die Bürgerinnen und Bürger gesetzt wer-
den. Es ist nicht nachvollziehbar, ja schlicht nicht 
erklärbar, dass diejenigen, die ein neues Haus 
bauen, von dieser Förderung ausgeschlossen 
werden. Auch hierbei werden wir uns für eine Neu-
regelung einsetzen. 

Neben den Hausbesitzern müssen wir ebenfalls 
die Mieterinnen und Mieter im Blick haben. 
Schließlich wird auch in Wohnungen eingebro-
chen. Insoweit werden wir sehen, wie wir den Si-
cherheitsbedürfnissen von Mietern besser gerecht 
werden können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Auf-
klärungsquote ist schon genannt worden. Sie lag 
bundesweit im Jahr 2015 für Einbrüche bei knapp 
15 %. Niedersachsen liegt mit 22 % zwar über dem 
Überdurchschnitt - und ist damit gut -; dennoch ist 
es unser zentrales Anliegen, diese Aufklärungs-
quote weiter zu verbessern. Dafür ist es natürlich 
notwendig, auch stärker repressiv vorzugehen. 
Häufig stecken professionelle und gut vernetzte 
internationale Banden hinter Einbruchsserien. 

Ende Oktober vergangenen Jahres habe ich in 
Aachen mit den Innenministern aus den Nieder-
landen, Belgien, Deutschland, Nordrhein-Westfa-
len und Rheinland-Pfalz daher beschlossen, die 
grenzübergreifende Zusammenarbeit zu verstär-
ken. Diese Kooperation trägt bereits Früchte. Mehr 
als 33 Taten konnten auch dank der gemeinsamen 
Polizeiarbeit aufgeklärt und 7 Täter festgenommen 
werden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang, Herr Oet-
jen, auch die akribische Ermittlungsarbeit der Be-
amtinnen und Beamten in den Polizeidirektionen 
und -inspektionen in Niedersachsen loben. Die 
regional eingerichteten Koordinierungsstellen, 
Sonderkommissionen und Ermittlungsgruppen 
machen eine hervorragende Arbeit und konnten 
mehr Einbruchsdelikte aufklären und Tatverdächti-
ge ermitteln. Deswegen geht Ihr Vorwurf, es gebe 
so etwas nicht, komplett ins Leere. Es gibt sie ge-
nau da, wo die Polizeidirektionen, wo die Flächen-
behörden sie für angezeigt halten, nach den spezi-
fischen Erfordernissen, die es vor Ort festzuhalten 
gibt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Lan-
desregierung und die Strafverfolgungsbehörden 
werden auch weiterhin repressiv und nachhaltig 
präventiv gegen Einbruchskriminalität vorgehen. 
Der jetzige Entschließungsantrag beinhaltet viele 
sinnvolle Vorschläge, die den Kurs der Landesre-
gierung bestätigen und die wir ausdrücklich begrü-
ßen. Ich freue mich daher auf die Ergebnisse, die 
sich in den Ausschussberatungen ergeben wer-
den. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Minister. - Der Kollege Oetjen 
hat um zusätzliche Redezeit gebeten. Ich erteile 
Ihnen anderthalb Minuten, Herr Oetjen. 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  120. Plenarsitzung am 2. Februar 2017 
 

 12181 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Herzlichen Dank. - Sehr geehrter Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter 
Herr Minister, Sie sagten gerade, es gebe die be-
sonderen Ermittlungsgruppen. Wir haben den Zwi-
schenruf von Frau Pieper gehört: Auch im Heide-
kreis gab es so eine Gruppe, sie musste aber wie-
der eingestellt werden, weil nicht genügend Perso-
nal vorhanden gewesen ist. 

Mein Eindruck ist, dass in vielen Polizeiinspektio-
nen die Kolleginnen und Kollegen gerne solche 
besonderen Ermittlungsgruppen einrichten wür-
den, dass aber eben nicht genügend Leute vor-
handen sind, die diese Arbeit machen können. 

Sehr geehrter Herr Minister, sagen Sie doch hier 
an dieser Stelle mal: Wie viele dieser Schwerpunk-
te gibt es im Lande Niedersachsen, wo es angeb-
lich bereits notwendig ist, besondere Ermittlungs-
gruppen einzurichten, und wo Sie das dann auch 
getan haben? Sagen Sie doch mal: Wie viele gibt 
es hier tatsächlich? 

Sagen Sie hier an dieser Stelle bitte auch mal: Wie 
wollen Sie das Problem mit den DNA-Analysen 
lösen? - Wir haben damit ein echtes Problem. 
Auch Sie wissen, dass der Stau riesig ist und dass 
wir zum Teil Probleme haben, dass die DNA-
Proben, die bei Einbrüchen genommen werden, 
überhaupt rechtzeitig analysiert werden. Das wis-
sen Sie! Andere Bundesländer gehen den Weg der 
Fremdvergabe. Nach meiner Kenntnis macht Nie-
dersachsen das aber bisher nicht. Warum blockie-
ren Sie an dieser Stelle? - Gerade die Frage der 
DNA-Analyse ist von entscheidender Bedeutung. 

Legen Sie also einen Zahn zu! Die Bürgerinnen 
und Bürger warten darauf, dass im Bereich der 
Einbruchskriminalität vonseiten dieser Landesre-
gierung endlich etwas passiert. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Oetjen. - Zwei Minuten zusätzli-
che Redezeit für Herrn Adasch für die CDU-
Fraktion. Bitte schön! 

Thomas Adasch (CDU): 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Minister, ich bin schon ziemlich verwun-
dert. Wenn Ihre Technik von der ZPD wirklich so 
großartig ist, wie Sie es hier dargestellt haben, 
warum führen Sie diese dann nur in Wolfsburg ein 
und nicht im ganzen Lande Niedersachsen? 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Herr 
Adasch, hören Sie einfach einmal zu!) 

Was haben Sie die letzten Jahre getan, Herr Minis-
ter? - Sie haben es schlichtweg verschlafen und 
verfallen jetzt in blinden Aktionismus. Das ist doch 
die Wahrheit. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Die Wahrheit ist doch auch: Jetzt finden Kontrollen 
auch auf den Bundes- und Landesstraßen statt. 
Genau diese Kontrollen wollten Sie noch vor weni-
gen Wochen verhindern, indem Sie mit dem Ent-
wurf des Gefahrenabwehrgesetzes die Regelung 
des § 12 Abs. 6 aus dem SOG streichen wollten. 
Dann wären diese Kontrollen in der Form nämlich 
nicht mehr möglich gewesen. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU) 

Das ist das Bild Ihrer Innen- und Sicherheitspolitik: 
ohne Kompass und nur blinder Aktionismus. Immer 
dann, wenn es eng wird, kommen Sie mit neuen 
Vorschlägen um die Ecke. 

Außerdem haben Sie irgendwann in einer voran-
gegangenen Debatte gesagt: Ein jeder Polizist, 
den wir zusätzlich einstellen, hilft doch nicht, um 
die Einbruchskriminalität zu bekämpfen. - Ich kann 
Ihnen nur sagen: Eine solche Äußerung hier im 
Landtag ist ein wirkliches Armutszeugnis für diese 
Landesregierung. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Im Übrigen habe ich von Ihnen heute erwartet, 
dass Sie auch auf die Entwicklung der Einbruchs-
kriminalität eingehen. Sagen Sie doch mal was zu 
den Zahlen, zu der wirklichen Entwicklung zwi-
schen 2013 und 2016! 

Dieser blinde Aktionismus, weil Sie merken, dass 
Ihnen dieses Thema gegen das Bein läuft! Und 
jetzt meinen Sie, Sie müssten ganz schnell etwas 
machen. Und dann sagen Sie hier auch noch, 
dass Sie der große Verhinderer der Einbruchskri-
minalität sind. Das nimmt Ihnen in diesem Lande 
doch kein Mensch mehr ab. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Adasch. - Weitere Wortmeldun-
gen liegen dem Sitzungsvorstand nicht vor. Wir 
schließen daher die erste Beratung über den Ent-
schließungsantrag und kommen zur Ausschuss-
überweisung.  
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Federführend soll sich damit der Ausschuss für 
Inneres und Sport und mitberatend der Ausschuss 
für Haushalt und Finanzen befassen. Wer das so 
beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Das sind deutlich mehr als die 30 Stim-
men, die für eine Ausschussüberweisung benötigt 
werden. Das ist so beschlossen. 

Ich rufe dann auf den 

Tagesordnungspunkt 23: 
Erste Beratung: 
Doppelte Staatsangehörigkeit erhalten! - Antrag 
der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen - Drs. 17/7274  

Die Einbringung hat der Kollege Dr. Christos 
Pantazis, SPD-Fraktion, übernommen, dem ich 
das Wort erteile. Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Christos Pantazis (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Laut einer Studie ist nach den 
Vereinigten Staaten die Bundesrepublik Deutsch-
land das zweitbeliebteste Einwanderungsland der 
Welt. Sehr richtig: Deutschland ist ein Einwande-
rungsland, auch wenn wir uns lange Zeit nicht 
dazu bekannt haben. 

Es bleibt allerdings festzuhalten, dass unser Land 
vor dem historischen Kontext schon immer ein 
bedeutendes Einwanderungsland im Herzen Euro-
pas war und ist.  

Historisch gesehen, wanderten beispielsweise im 
16. und 17. Jahrhundert Hugenotten aus Frank-
reich nach Deutschland aus. Zur Zeit der Industria-
lisierung kamen vermehrt sogenannte Ruhrpolen in 
das damalige Deutsche Kaiserreich. Im vergange-
nen Jahrhundert waren es in den 60er- und 70er-
Jahren schließlich die Gastarbeiter. Gegen Ende 
der 80er-Jahre kam eine große Zahl von Einwan-
derern aus den ehemaligen Sowjetrepubliken und 
Polen. Diese Beispiele ließen sich nahtlos fortfüh-
ren, ganz abgesehen vom erhöhten Zuzug von 
Flüchtlingen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, schaut man 
sich die Fakten genau an, so stellt man fest, dass 
mittlerweile Einwanderer aus über 190 Ländern 
Deutschland ihre Heimat nennen und sich der 
Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
an der Gesamtbevölkerung auf ca. 19 % - in Zah-
len: 15 Millionen Einwohner - beläuft. Der Anteil 

der Einwohner ohne deutsche Staatsbürgerschaft 
an der Bevölkerung beläuft sich aktuell auf knapp 
9 %, das sind ca. 7 Millionen Einwohner. 

Der kanadische Premierminister Justin Trudeau 
hat diesen für sein Einwanderungsland vergleich-
baren Umstand wie folgt beschrieben: „Diversity is 
our strength.“ - Vielfalt ist unsere Stärke. Auch 
unser Land bezieht seine Stärke aus der Vielfalt, 
dem Engagement und den Ideen von Menschen 
unterschiedlichster Herkunft. Genau aus diesem 
Grund gilt es, sich für ein weltoffenes Niedersach-
sen einzusetzen und Vielfalt und Teilhabe zu stär-
ken. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Zwingende Voraussetzung einer solchen teilhabe-
orientierten Politik ist eine gelebte Willkommens- 
und Anerkennungskultur gegenüber zugewander-
ten Menschen und ihren hier geborenen Nach-
kommen. Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ei-
nen elementaren Bestandteil stellt dabei ein mo-
dernes und aufgeklärtes Staatbürgerschaftsrecht 
dar, das der gesellschaftlichen Realität entspre-
chen muss. In unserem Fall erfordert es das klare 
Bekenntnis, dass Deutschland ein Einwanderungs-
land ist und dass die doppelte Staatsbürgerschaft 
elementar dazugehört. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Dieser gesellschaftlichen Wirklichkeit ist leider erst 
im Jahre 2000 Rechnung getragen worden. Sah 
bis dato das Grundgesetz in Artikel 116 weiterhin 
eine Definition der Staatsangehörigkeit über die 
Abstammung vor, so wurde dieses Prinzip erst 
durch die rot-grüne Bundesregierung um das Ge-
burtsortsprinzip erweitert. Dafür - ich wiederhole es 
gern - gebührt der damaligen Bundesregierung 
unter Gerhard Schröder auch heute noch Respekt 
und Anerkennung. 

(Beifall bei der SPD) 

Die damalige Modernisierung des deutschen 
Staatsangehörigkeitsrechts war ein wichtiger Fort-
schritt, weil hierdurch auch die doppelte Staatsbür-
gerschaft für in Deutschland geborene Kinder er-
möglicht wurde. Mittlerweile ist die doppelte 
Staatsangehörigkeit nicht nur bei EU-Bürgerinnen 
und -Bürgern, sondern in vielen weiteren Fällen - 
wie beispielsweise für Kinder aus binationalen 
Familien oder für Spätaussiedlerinnen und Spät-
aussiedler - ohne Weiteres möglich und wurde 
bisher nicht infrage gestellt.  
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Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir müssen 
allerdings zur Kenntnis nehmen, dass bei Debatten 
rund um Staatsbürgerschaftsrecht, Integration, 
Leitkultur sowie die europäische Integration emoti-
onal aufgeladene Welten hinsichtlich des Staats- 
und Gesellschaftsverständnisses aufeinanderpral-
len. Auf der einen Seite steht der verfassungs-
patriotische Ansatz als Alternative zum ethnischen 
Staatsverständnis und auf der anderen genau 
dieser ethnisch-emotional geprägte nationalpatrio-
tische Ansatz.  

Dieser emotional aufgeladene Gegensatz kann 
wahltaktisch sehr wohl instrumentalisiert werden. 
Roland Koch beispielsweise hat sich genau diesen 
Gegensatz 1999 zunutze gemacht, indem er in der 
unsäglichen Unterschriftenkampagne „Ja zur In-
tegration. Nein zur doppelten Staatsbürgerschaft“ 
mit groben Argumenten an Überfremdungsängste 
in der deutschen Bevölkerung appellierte und ge-
gen die damalige Reform des Staatsbürgerschafts-
rechts vorging.  

Unter diesem Eindruck war der Preis dieser Re-
form die Einführung eines Optionszwanges für die 
hier geborenen Kinder ausländischer Eltern. Dieser 
Preis zwang die betroffenen jungen Menschen in 
eine unzumutbare Situation, mussten sich diese 
mit Vollendung des 18. Lebensjahres zwischen 
ihrer Lebenswirklichkeit als Deutsche und ihrer 
Verbundenheit mit den familiären Wurzeln ent-
scheiden. Sich als Deutscher zu fühlen, allerdings 
zu wissen, dass man dieses nur unter Vorbehalt 
ist, weil man seine Loyalität zu Deutschland be-
zeugen muss, indem man seine Verbindungen zu 
seinen familiären Wurzeln zu trennen hat, hat mit 
Willkommen- und Anerkennungskultur rein gar 
nichts zu tun.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN - Zuruf von der CDU: Man 
muss sich doch nicht von seinen Wur-
zeln trennen!) 

Die diskriminierende Praxis des Optionszwanges 
konnte in der Koalitionsvereinbarung auf Bundes-
ebene 2013 weitgehend beseitigt werden. An die-
ser Einigung waren Sie, sehr geehrter Herr Minis-
ter Pistorius, maßgeblich beteiligt. Dafür gebührt 
Ihnen Dank. Herzlichen Dank, nochmals!  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, mit dem Er-
starken des Rechtspopulismus und dem erodie-
renden Wählerpotenzial am rechten Rand unserer 
Gesellschaft ist die wahltaktisch motivierte Debatte 
um die doppelte Staatsbürgerschaft erneut ent-
flammt, wobei dieselben Ausgrenzungsmechanis-
men an den Tag gelegt werden wie seinerzeit 
1999.  

(Ulf Thiele [CDU]: Von wem?) 

Da werden im Überbietungswettbewerb scharfma-
cherische Vorschläge zu Symbolthemen wie aktu-
ell dem Burkaverbot, Deutsch im Grundgesetz und 
eben auch der Abschaffung der doppelten Staats-
bürgerschaft gemacht. Ihren traurigen Höhepunkt 
fand diese populistisch geführte Debatte in dem 
symbolischen Beschluss des Essener CDU-Bun-
desparteitages - gegen das Votum der Parteispit-
ze! -, den Optionszwang für in Deutschland gebo-
rene Kinder ausländischer Eltern wieder einzufüh-
ren und entsprechend zum Wahlkampfthema zu 
machen.  

Lassen Sie mich hier eines klarstellen! Ich halte die 
hier geführte neue, alte Debatte für hochgefährlich,  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

weil durch die wahltaktisch sicherlich gewünschten 
Schlagzeilen letztlich ein Klima der Unsicherheit 
und Angst erzeugt wird. Und Angst ist die Triebfe-
der für Populismus.  

Und nicht nur das: Hier wird eine wichtige Errun-
genschaft der Integration - die der doppelten 
Staatsbürgerschaft - mit dem vermeintlichen Si-
cherheits- und Loyalitätsrisiko vermengt. Das ist 
schlichtweg unverantwortlich. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Und das in einer Zeit, in der unter dem Eindruck 
der fortschreitenden Globalisierung zunehmend 
Grenzen erodieren und in unserem Einwande-
rungsland - ich sprach es zu Beginn an - immer 
mehr Menschen bikulturell aufwachsen. Ich erinne-
re nur daran, dass es auch in diesem Hause mitt-
lerweile etliche Kolleginnen und Kollegen gibt, die 
mehr als eine Staatsbürgerschaft besitzen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, vor diesem 
Hintergrund fordern wir in diesem Entschließungs-
antrag die Landesregierung auf, sich allen Versu-
chen, die doppelte Staatsbürgerschaft einzu-
schränken, abzuwerten oder gar abzuschaffen, 
entgegenzustellen. Wir tun dies, weil wir der festen 
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Überzeugung sind, dass die doppelte Staatsange-
hörigkeit elementarer Bestandteil eines modernen 
und aufgeklärten Staatsbürgerschaftsrechts ist  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

und ferner der Lebensrealität vieler Menschen, die 
sich in zwei Kulturen und Staaten zu Hause fühlen, 
gerecht wird.  

Lassen Sie mich daher als Verfassungspatriot 
abschließend an Sie alle appellieren, hier und heu-
te gemeinsam ein unmissverständliches Zeichen 
für den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu set-
zen, indem wir alle durch Zustimmung zu diesem 
Antrag in der Frage des Staatsbürgerschaftsrechts 
Anstand und Haltung zeigen und Ausgrenzung und 
Spaltung eine klare Absage erteilen.  

Ich beantrage die sofortige Abstimmung und be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Vielen Dank, Herr Dr. Pantazis. - Die nächste 
Wortmeldung kommt vom Kollegen Jan-Christoph 
Oetjen, FDP-Fraktion. Bitte, Herr Kollege! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich habe einen Verdacht.  

(Zurufe von der FDP und von der 
SPD: Oh! - Dr. Christos Pantazis 
[SPD]: Herr Bäumer!) 

Ich habe den Verdacht, dass Rot und Grün diesen 
Antrag nur deshalb in das Plenum eingebracht 
haben, weil sie so gerne meine Reden zur doppel-
ten Staatsbürgerschaft hören.  

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN sowie Zustimmung 
bei der CDU - Grant Hendrik Tonne 
[SPD]: Ertappt! - Helge Limburg 
[GRÜNE]: Sherlock Oetjen! - Ulrich 
Watermann [SPD]: Sie haben uns 
durchschaut!) 

Sie wissen, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
dass wir Freien Demokraten zur doppelten Staats-
bürgerschaft stehen. Wir halten sie für einen Aus-
druck des gesellschaftlichen Fortschritts.  

Nach der letzten Debatte, die ja noch gar nicht so 
lange her ist, habe ich viele Rückmeldungen be-
kommen von Menschen, die gesagt haben: Ich 
weiß nicht, ob das alles so richtig ist mit der dop-
pelten Staatsbürgerschaft in der jetzigen Zeit. Wir 
haben doch in der Türkei so viele große Probleme; 
wir haben Angst davor, dass diese Probleme zu 
uns nach Deutschland getragen werden.  

Ich kann die Menschen, die solche Ängste haben, 
verstehen - das sage ich hier frank und frei. Ich 
habe diesen Menschen geantwortet, dass das 
aber nichts mit der doppelten Staatsbürgerschaft 
zu tun hat. Denn die Menschen hier, die türkisch-
stämmig sind bzw. deren Familien türkische Wur-
zeln haben, können die Probleme unabhängig 
davon, ob sie die deutsche oder die türkische 
Staatsbürgerschaft haben, nach Deutschland tra-
gen. Das alles hat nichts miteinander zu tun.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, versetzen wir 
uns einmal in die Situation eines jungen Paares, 
das in Deutschland lebt und hier ein Kind bekommt 
- unabhängig davon, ob beide Elternteile eine nicht 
deutsche Nationalität haben oder nur eines. Es ist 
es doch verständlich - ich kann das jedenfalls 
nachvollziehen, weil ich in der gleichen Situation 
bin -, dass diese Menschen dann versuchen, ihrem 
Kind seine Wurzeln, seine Herkunft zu vermitteln, 
ihm zu vermitteln, wie die Eltern und die Großel-
tern gelebt haben, wie die Kultur und die Bräuche 
in dem Ursprungsland sind.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Genau!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Stefan 
Zweig hat einmal gesagt: „Wer seine Wurzeln nicht 
kennt, kennt keinen Halt.“ Ich finde, dass es un-
heimlich wichtig ist, einem Kind, einem jungen 
Menschen seine Wurzeln nahe zu bringen.  

(Beifall bei der FDP, bei SPD und bei 
den GRÜNEN) 

Gleichzeitig ist es natürlich unheimlich wichtig, 
einem Kind, einem jungen Menschen beizubrin-
gen, welche Werte und Grundlagen in dem Land 
gelten, in dem es lebt. Wir wollen junge Menschen 
zu Verfassungspatrioten erziehen, die zu unserem 
Staat stehen, die die Regeln nicht nur anerkennen, 
sondern sie auch verteidigen wollen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die dop-
pelte Staatsbürgerschaft ist deshalb Ausdruck 
dafür, dass jemand auf der einen Seite seine Wur-
zeln kennt und respektiert und sich diesbezüglich 
heimisch fühlt und auf der anderen Seite auch zu 
Deutschland steht, zu unserem Grundgesetz und 
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unseren anderen Gesetzen, und dieses Land und 
seine Gesetze achtet und mit verteidigen will. 

Deswegen, meine verehrten Damen und Herren, 
sind Menschen, die eine doppelte Staatsbürger-
schaft haben, Menschen, die im besten Sinne ver-
wurzelt sind, die aber ihre Wurzeln nicht nur in der 
Vergangenheit in der Tradition ihrer Eltern haben, 
sondern im Hier und Jetzt in diesem Land leben.  

Deswegen stehen wir Freien Demokraten zur dop-
pelten Staatsbürgerschaft und werden den Antrag 
von SPD und Grünen heute unterstützen.  

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Für die CDU-
Fraktion hat der Kollege Ulf Thiele das Wort.  

Ulf Thiele (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! SPD 
und Grüne haben mit ihrem Antrag zum Erhalt der 
doppelten Staatsangehörigkeit hier im Landtag ein 
Thema zur Diskussion gestellt, das eigentlich in die 
Regelungskompetenz des Bundes fällt. Das ist 
legitim, aber es muss einen Grund geben, dass Sie 
das tun.  

Ich sehe zwei mögliche Gründe.  

(Ulrich Watermann [SPD]: Weil wir 
Herrn Oetjen so gerne reden hören!) 

- Das mag der dritte Grund sein; den hatte ich nicht 
auf dem Zettel.  

Der erste mögliche Grund, den ich auf dem Zettel 
habe, ergibt sich aus dem Protokoll der Aktuellen 
Stunde vom 13. Dezember 2016 zu diesem The-
ma. Da lese ich insbesondere diverse Fragen und 
Zwischenrufe der Grünen, die darauf hindeuten - 
die Grünen haben zu dem jetzigen Tagesord-
nungspunkt zwar noch nicht geredet, aber die Tat-
sache, dass die SPD sofortige Abstimmung bean-
tragt hat, legt den Schluss nahe, dass hier Ähnli-
ches passiert -, dass es weniger darum gehen 
könnte, darüber zu diskutieren, was ein modernes 
Staatsangehörigkeitsrecht ausmacht und an wel-
chen Stellen es Veränderungsbedarfe geben könn-
te, sondern dass es schlicht um Wahlkampf geht.  

(Belit Onay [GRÜNE]: Dann machen 
Sie doch mal Vorschläge! Die Debatte 
greifen wir gerne auf!) 

Der zweite mögliche Grund wäre mir sympathi-
scher. Dann würden wir nämlich darüber reden, 
welche Veränderungen im Staatsangehörigkeits-
recht in Deutschland notwendig und sinnvoll sein 
könnten. Darüber kann man inhaltlich trefflich strei-
ten, gerade vor dem Hintergrund, dass wir - wie 
Sie, Herr Pantazis - Deutschland als Einwande-
rungsland definieren. Daraus ergeben sich aber 
Konsequenzen. Die erste ist, dass es dann auch 
eines stringenten Einwanderungsgesetzes bedarf. 
Die zweite ist, dass dem ein modernes und sehr 
klares Staatsangehörigkeitsrecht zugrunde gelegt 
sein muss. Ob das jetzige Staatsangehörigkeits-
recht den Ansprüchen, die man an ein Einwande-
rungsland stellen kann, Genüge tut, darf man 
durchaus strittig stellen.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Ich will hier ausdrücklich eines sagen: Weder ein 
„Wir halten am Status quo ohne Wenn und Aber 
fest“ noch eine einfache Wiedereinführung der von 
SPD und Grünen 2000 eingeführten Optionspflicht-
regelung sind ein wirklich zukunftsorientiertes Vor-
gehen in dieser Debatte. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Deshalb möchte ich Ihnen drei Themenfelder vor-
schlagen, über die wir in den nächsten Wochen 
diskutieren sollten. Daraus können Sie auch schon 
schließen, dass wir dem Antrag auf sofortige Ab-
stimmung nicht zustimmen werden. 

Ein Themenfeld ist der Umgang mit Konflikten, die 
sich aus dem Rechtsrahmen anderer Staaten er-
geben, dem sich Personen mit doppelter Staats-
angehörigkeit in einer in Rechten und Pflichten 
definierten Loyalität gleichzeitig verpflichtet sehen 
könnten - woraus dann Loyalitätskonflikte entste-
hen könnten. Dazu gehören die Wehrpflicht und 
insbesondere der Kriegsdienst.  

(Belit Onay [GRÜNE]: Das ist größ-
tenteils geregelt!) 

Dazu gehört die Wahlpflicht, und dazu gehören 
auch das gegensätzliche Steuerrecht, das gegen-
sätzliche Zivilrecht und insbesondere das gegen-
sätzliche Familien-, Adoptions- und Scheidungs-
recht. Zwar wird das bisher im Regelfall staatsver-
traglich geregelt. Aber in Einzelfällen ist eine sol-
che Regelung nicht möglich gewesen. Die Türkei 
ist ein Beispiel für einen Fall, in dem es zu Konflik-
ten kommen kann. Hier müsste möglicherweise 
eine weitere gesetzliche oder untergesetzliche 
Ausgestaltung erfolgen.  
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Ich will Ihnen anhand des Beispiels der Türkei 
deutlich machen, was ich meine. Die Türkei ent-
lässt ihre Staatsbürger nicht aus der türkischen 
Staatsbürgerschaft.  

(Belit Onay [GRÜNE]: Das ist nicht 
richtig!) 

Regelmäßig tut sie es nicht. Wenn die türkische 
Staatsbürgerschaft in Deutschland niedergelegt 
wurde, kann sie in der Türkei ohne Schwierigkeiten 
wieder neu angenommen werden. Das ist auch 
regelmäßig der Fall.  

(Belit Onay [GRÜNE]: Auch das ist 
falsch!) 

Und das ist ja der Kernpunkt, über den wir reden. 
Das ist ja die größte Gruppe. Gleichzeitig verlangt 
die Türkei von ihren Staatsbürgern - auch den 
Doppelstaatsbürgern - eine ethnisch-nationalistisch 
begründete Identifikation mit dem türkischen Staat 
und seinen Interessen. Daraus kann ein Konflikt 
entstehen. Wir haben beispielsweise gravierende 
Probleme im Scheidungs- und im Adoptionsfall. 

(Zuruf von Belit Onay [GRÜNE]) 

- Doch, die haben wir, weil wir dafür keine staats-
vertragliche Grundlage haben.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Was ist mit 
binationalen Ehen?) 

- Woran liegt es eigentlich, dass die Grünen mich 
bei diesem Thema nie ausreden lassen?  

(Belit Onay [GRÜNE]: Weil das, was 
Sie dazu ausführen, nicht ganz richtig 
ist! - Helge Limburg [GRÜNE]: Wir 
wollen mit Ihnen in einen Dialog tre-
ten!) 

- Nein. Das machen wir in der weiteren Beratung 
im Ausschuss. Hier weise ich Sie im Moment nur 
auf die Themenfelder hin, bei denen ich Konflikte 
sehe. Dazu gehört das Familienrecht. Dazu gehört 
das Problem, dass sich verurteilte Straftäter im 
Einzelfall dem Strafvollzug entziehen, indem sie 
Deutschland verlassen und in die Türkei zurückge-
hen, aus der sie nicht ausgeliefert werden. Darüber 
muss gesprochen werden.  

Damit komme ich zu dem zweiten Thema. Das 
gravierendste Problem bei der jetzigen Regelung 
ist die Gültigkeitsdauer. Sie ist nämlich endlos, und 
das hat folgende Konsequenz: Ich will Ihnen aus-
drücklich sagen, dass die erste, die zweite und, ja, 
auch die dritte Generation Vertrauensschutz ge-
nießen muss. Da darf es keine Unsicherheiten 

geben. Aber es muss die Frage erlaubt sein, ob 
die doppelte Staatsbürgerschaft auch in die vierte, 
die fünfte und die sechste Generation, also in die 
Generation der Urenkel und Ururenkeln, übertrag-
bar sein muss oder ob wir nicht doch über den 
Vorschlag des Sachverständigenrates diskutieren 
sollten, einen Generationenschnitt in das Gesetz 
aufzunehmen. Ich finde, es würde sich lohnen, 
diese Debatte ergebnisoffen zu führen.  

(Belit Onay [GRÜNE]: Darüber hat Ih-
re Partei auf dem Parteitag aber nicht 
gesprochen!) 

Das dritte Thema - das hat der Innenminister heute 
Vormittag übrigens schon angesprochen - ist die 
Kriminalitäts- und Terrorbekämpfung. Auch das ist 
in diesem Gesetzesrahmen zu regeln. Ich bin der 
festen Überzeugung, dass wir einen Weg finden 
müssen, um nicht nur den Menschen, die in einer 
fremden Armee dienen, die deutsche Staatsange-
hörigkeit abzuerkennen - für die ist das nach unse-
rem Staatsangehörigkeitsrecht jetzt schon mög-
lich -, sondern auch denjenigen, die beispielsweise 
für den Islamischen Staat kämpfen. Wir brauchen 
also eine Ergänzung des § 28 des Staatsangehö-
rigkeitsgesetzes.  

Auch die Frage, ob das möglicherweise auch für 
Schwerstkriminelle gelten soll, die sich der Verur-
teilung und des Strafantritts in Deutschland entzie-
hen, indem sie Deutschland verlassen, ist berech-
tigt.  

Genauso ist die Frage berechtigt, ob es eigentlich 
sinnvoll ist, dass man die doppelte Staatsbürger-
schaft automatisch auch solchen jungen Men-
schen überträgt, von denen man weiß, dass sie 
Mitglied einer verfassungsfeindlichen Organisation 
sind. Auch hier muss man die Frage stellen, ob es 
in diesen Einzelfällen nicht möglich sein muss, die 
deutsche Staatsangehörigkeit zu verwirken.  

Meine Damen, meine Herren, lange Rede, kurzer 
Sinn: Ihr Antrag, mal eben schnell zu sagen, dass 
alles so bleiben soll, wie es ist, und dass es keinen 
Diskussionsbedarf gibt, springt viel zu kurz. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN und 
bei der SPD - Belit Onay [GRÜNE]: 
Nein, das hat keiner gesagt!) 

Es gibt erheblichen Diskussionsbedarf über die 
zukunftsorientierte Ausgestaltung des Staatsange-
hörigkeitsrechts und der doppelten Staatsbürger-
schaft in Deutschland. Deswegen werden wir Ih-
rem Antrag auf sofortige Abstimmung nicht zu-
stimmen, sondern freuen uns auf die intensive 
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inhaltliche Debatte in den Ausschüssen und dann 
wieder hier im Landtag. 

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Thiele. - Das Wort hat jetzt für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kollege 
Belit Onay.  

Belit Onay (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege 
Thiele, ich habe Ihren Ausführungen sehr interes-
siert gelauscht. Über die Punkte, die Sie ange-
sprochen haben, kann man gerne diskutieren. 
Aber sie wurden nicht auf Ihrem Parteitag disku-
tiert, sondern der hat sich allein mit der Frage be-
schäftigt - - - 

(Ulf Thiele [CDU]: „Parteitag“ steht 
doch gar nicht in Ihrem Antrag! - Zuruf 
von Reinhold Hilbers [CDU]) 

- Darf ich kurz ausführen? - Ich habe noch nicht 
einmal meinen ersten Satz zu Ende gesprochen, 
und schon geht es los! 

Ihr Parteitag hat sich allein mit der Frage beschäf-
tigt, ob der Optionszwang, also dieser Kompro-
miss, der aktuell in der Großen Koalition auf Bun-
desebene beschlossen wurde, zurückgenommen 
werden soll. Dafür gab es eine Mehrheit.  

Dies wäre meines Erachtens aber in zweierlei Hin-
sicht falsch. Zum einen in politischer Hinsicht - das 
hat der Kollege Pantazis ausgeführt -, weil man 
damit nach meinem Eindruck ganz bewusst - man 
kann aus Jens Spahns Rede sehr gut herausle-
sen, welche Diktion hinter diesem Vorhaben 
stand - in Zeiten von Populismus einen gewissen 
konservativen bzw. rechten Rand bedienen wollte. 
Das war leider mehrheitsfähig, wird aber nicht von 
der Gesamtheit der Union getragen.  

(Ulf Thiele [CDU] meldet sich zu Wort) 

- Lassen Sie mich diesen Satz noch ausführen, 
dann lasse ich die Frage zu.  

Das war leider ein fatales Signal, weil man genau 
damit den Populisten auf den Leim geht. Wenn 
man genauso wie die Populisten eine Bevölke-
rungsgruppe als Problem benennt, dann macht 
man sich damit deren Position zu eigen. Und das, 

meine Damen und Herren, ist in diesen Zeiten ein 
fatales politisches Signal.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Jetzt die Frage, Herr Thiele, wenn Sie möchten!  

(Ulf Thiele [CDU]: Wenn der Präsident 
es zulässt?) 

- Wenn der Präsident es zulässt. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Ich hatte nicht ganz verstanden, ob Sie die Wort-
meldung zum Schluss oder jetzt zulassen wollen. - 
Herr Thiele, bitte! 

Ulf Thiele (CDU): 
Herzlichen Dank, Herr Präsident.  

Herr Onay, ich habe hier Ihren Antrag. Ich finde 
weder im Antragstext noch in der Antragsbegrün-
dung einen Bezug zum CDU-Bundesparteitag. 
Vielmehr beziehen Sie sich auf die doppelte 
Staatsangehörigkeit, und zwar im Generellen, und 
fordern die Landesregierung auf, sich allen Versu-
chen entgegenzustellen, diese einzuschränken, 
abzuwenden oder gar abzuschaffen.  

Das ist also ein viel breiterer Rahmen, ohne Bezug 
auf die Debatten, die wir in der CDU geführt ha-
ben. Bei uns spielt natürlich die Frage des, im Ein-
zelfall, Entzugs der doppelten Staatsbürgerschaft 
im Sinne von Terrorbekämpfung eine Rolle, eben-
so wie die Frage, wie man mit Kriminellen umgeht, 
die sich der Bestrafung entziehen, die Frage, wie 
man mit Radikalen umgeht, und die Frage, wie 
man mit den Unterschieden im Familienrecht und 
Ähnlichem umgeht.  

Dies würde ich hier nicht einfach damit abtun, dass 
es Ihnen gerade nur um unseren Parteitag geht. 
Nein, darüber müssen wir inhaltlich reden. - Ich 
hoffe, dass wir da einer Meinung sind. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Herr Kollege, bitte halten Sie jetzt keine Rede! Die 
Intention der Zwischenfrage ist angekommen. Sie 
können jetzt aber nicht noch eine begründende 
umfassende Rede halten. - Herr Onay, bitte schön! 

Belit Onay (GRÜNE): 
Vielen Dank. 

Ich möchte gerne darauf antworten. Ich habe Ihre 
Ausführungen zum Anlass genommen, noch ein-
mal darauf einzugehen, wie die Union sich positio-
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niert hat. Von den Ausführungen, die Sie hier ge-
rade gemacht haben und die ich ausdrücklich be-
grüße - darüber können wir uns gerne unterhal-
ten -, war auf dem Parteitag aber überhaupt nichts 
zu hören. Auf dem Parteitag gab es eine ganz 
andere Stoßrichtung, nämlich die, die ich gerade 
aufgezeigt habe.  

Ein Punkt, den Sie richtigerweise ansprechen, ist 
die Terrorismusbekämpfung. Zu den anderen Kon-
fliktpunkten komme ich gleich noch. Wenn jemand 
in der Terrorgruppe Islamischer Staat - ich will das 
gar nicht „Armee“ nennen - kämpft, mordet oder 
was auch immer tut, dann fällt das nicht unter die 
von Ihnen genannte Regelung, weil man beim 
Islamischen Staat ja nicht von einem Staatskon-
strukt ausgehen würde. Dort geht es also um Ter-
rorismusbekämpfung.  

Bei anderen Staaten - beispielsweise der Türkei, 
die Sie als Beispiel genannt haben - ist die Wehr-
dienstfrage im Rahmen der Nato-Abkommen völlig 
anders geregelt.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig! So 
ist es! Ganz genau!) 

Das weiß ich aus meiner eigenen Vita als jemand 
mit einer doppelten Staatsbürgerschaft. Selbst 
wenn man in Deutschland Zivildienst geleistet hat, 
wird das aufgrund der Nato-Abkommen in der Tür-
kei anerkannt.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Und so gibt es eine Reihe von zwischenstaatlichen 
Abkommen, in der neben der Frage der Wehr-
pflicht auch familienrechtliche Fragen geklärt sind.  

Darüber hinaus sind gerade jetzt neben den Feh-
lern, die Sie schon angesprochen haben, viele 
weitere sachliche Fehler deutlich geworden. So 
beispielsweise der Fortbestand der Optionspflicht. 
Wir hatten damals, bei dem Kompromiss, immer 
gesagt, dass wir ihn zwar mitgehen, dass wir uns 
aber noch mehr vorstellen könnten. Deshalb bin 
ich dankbar für die Diskussion. Wir können diese 
Diskussion gerne führen.  

Aber Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der CDU, haben auf Ihrem Parteitag einen 
gedanklichen Fehler begangen. Sie haben gesagt, 
Sie wollen die alte Fassung wieder einführen, also 
das abschaffen, was der Kompromiss hergegeben 
hat. Aber das würde im Ergebnis dazu führen, 
dass Kinder, die hier geboren und aufgewachsen 
sind, die also hier sozialisiert sind, die Teil unserer 

Gesellschaft sind, im Zweifelsfall nur noch die tür-
kische, nur noch die russische, jedenfalls nicht 
mehr die deutsche Staatsbürgerschaft haben kön-
nen. - Das ist der Beschluss, den Sie, meine sehr 
geehrten Damen und Herren von der CDU, auf 
Ihrem Bundesparteitag gefasst haben.  

Eine solche Politik wäre sachlich absolut falsch 
und integrationsfeindlich. Sie würde wieder dazu 
führen, dass Deutsche anderen Deutschen bewei-
sen müssen, dass sie deutsch genug sind, um 
Deutsche bleiben zu können. Insofern ist diese 
Optionspflicht doch absoluter Irrsinn, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Ulf Thiele [CDU]: Das ist schon 
ein bemerkenswertes Weltbild!) 

Das geht, wie hier wiederholt dargestellt worden 
ist, an der Realität vorbei: an der Bikulturalität, an 
der Bilingualität und an den unterschiedlichen Le-
bensentwürfen, die in Niedersachsen und 
Deutschland gelebt werden - auch bei der CDU.  

Darauf habe ich schon in der Debatte im Dezem-
ber am Beispiel von David McAllister hingewiesen. 
Darüber waren Sie etwas verschnupft, aber das ist 
ein wundervolles Beispiel. Man mag David McAllis-
ter politisch kritisieren. Aber an seiner Person kann 
man doch ablesen, welche positiven Früchte eine 
doppelte Staatsbürgerschaft tragen kann. Und bei 
David McAllister stellen Sie die Loyalitätsfrage 
ausdrücklich nicht, obwohl sie eigentlich auch bei 
ihm gestellt werden könnte. Ich stelle sie jetzt im 
Zusammenhang mit dem Brexit: Wie wird sich 
David McAllister als EU-Parlamentarier verhalten? 
- Wenn Sie die Loyalitätsfrage stellen, wäre ich 
sehr dankbar, wenn Sie sagen könnten, ob es 
Anhaltspunkte für einen solchen Loyalitätskonflikt 
gibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Den gibt es ausdrücklich nicht, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, weder hier im Landtag, 
noch bei anderen Menschen. 

Ich glaube aber, diese Loyalitätsfrage eignet sich 
überhaupt nicht für eine Diskussion. Was ist das 
Maß, was sind die Kriterien für Loyalität?  

Vergessen wir einmal das Beispiel Niedersachsen. 
Schauen wir einmal nach Bayern. Da haben wir 
einen Horst Seehofer - unstrittig ein bayerischer 
Junge; Verzeihung, ein bayerischer Mensch - und 
Claudia Roth, ebenfalls gebürtige Bayerin. Wer ist 
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nun das Maß für Integration, für Loyalität, bei-
spielsweise für eine deutsche Leitkultur, wie es bei 
der CDU bzw. der Union immer wieder aufschlägt? 
Wer ist das Maß der Dinge für Loyalität? 

Gehen wir noch weiter in die Extreme: Was ma-
chen wir mit den Menschen, die das System 
Deutschland kritisieren, die Deutschland skeptisch 
gegenüberstehen, die montags beispielsweise in 
Dresden mit Russlandfahnen, mit Deutschlandfah-
nen skandieren und Merkel, die Bundesregierung 
und das System beleidigen? Was machen wir da? 
Ist bei diesen Menschen die Loyalität gegeben, die 
die Deutschlandfahne sogar noch hochhalten? 
Was machen wir mit denjenigen, die Putin feiern, 
die Trump feiern? - Da sind wir dann auch wieder 
bei Seehofer, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD - Heiterkeit bei der CDU - Jens 
Nacke [CDU]: Also alle, die nicht bei 
den Grünen sind?) 

- Claudia Roth habe ich doch genannt! 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich möchte noch einmal auf das Beispiel Türkei 
und Erdoğan zurückkommen. Da stellt sich die 
Loyalitätsfrage. Herr Thiele, Sie haben das Bei-
spiel genannt. 

(Jens Nacke [CDU]: Das ist keine 
ernsthafte Diskussion! Das ist eine 
Kalauer-Rede!) 

- Herr Nacke, lassen Sie mich doch aussprechen! 
Das bringt doch gar nichts, wenn Sie hier zwi-
schenbrüllen. Wir kommen in dieser Debatte mit 
Ihren Einlassungen nicht voran. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Ja, das ist 
wirklich eine sehr ernsthafte Rede! 
Sie müssen nur zuhören!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 
Ich sage es noch einmal: Zwischenrufe sind die 
Würze in der Debatte in einem Parlament. Aber 
dauernde Zwischenrufe sind nicht zulässig, weil 
das in Reden aus dem Plenum ausartet, Herr Na-
cke. Das gibt es nicht! 

(Jens Nacke [CDU]: Auf welchem 
Kurs sind Sie?) 

- Das Wort hat Herr Onay und nicht Sie, Herr Na-
cke. 

Bitte! 

Belit Onay (GRÜNE): 

Schauen wir uns einmal die Präsidentschaftswah-
len in der Türkei an - dabei waren die türkischen 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger hier in 
Deutschland wahlberechtigt, 1,4 Millionen bundes-
weit -: Zur Wahl gegangen sind letztlich 100 000 
Menschen. 77 000 Menschen haben für Erdoğan 
gestimmt, 35 000 Menschen für die anderen Kan-
didaten. Politische Begeisterung sieht für mich 
etwas anders aus, wenn von 1,4 Millionen Men-
schen bloß 77 000 für Erdoğan stimmen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Auch da muss man, glaube ich, die Loyalitätsfrage 
ausdrücklich relativieren.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, um zum 
Schluss zu kommen:  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Das müssen Sie auch. Letzter Satz! 

Belit Onay (GRÜNE): 

Es geht doch vor allem nicht nur um die Loyalitäts-
frage, sondern auch um die Frage von mehr Teil-
habe. Wenn wir Menschen einbürgern, sie teilha-
ben lassen, auch politisch teilhaben lassen, dann 
sind sie noch stärker Teil dieses Systems, dieser 
Gesellschaft, dieses Landes. Darauf muss es doch 
ankommen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. Da sind solche Debatten, wie sie auf dem 
Parteitag geführt worden sind, absolut hinderlich. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN 
und bei der SPD sowie Zustimmung 
von Dr. Gero Hocker [FDP] und von 
Dr. Stefan Birkner [FDP]) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Onay. - Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Wir schließen damit die Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Die Fraktion der SPD hat durch ihren Redner für 
die beiden antragstellenden Fraktionen beantragt, 
die zweite Beratung und damit die Entscheidung 
über den Antrag sofort anzuschließen. Der Land-
tag könnte dies nach § 39 Abs. 3 Satz 2 der Ge-
schäftsordnung beschließen, sofern nicht mindes-
tens 30 Mitglieder des Landtags für eine Überwei-
sung des Antrages an einen Ausschuss stimmen. 
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Herr Kollege Thiele hat in seiner Rede deutlich 
gemacht, dass die CDU-Fraktion diese Aus-
schussüberweisung beantragt. Ich lasse jetzt ab-
stimmen, ob sie von den mindestens 30 Stimmen, 
die dafür erforderlich sind, unterstützt wird. 

Wer diese Ausschussüberweisung unterstützt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Das sind mehr als 
30 Stimmen. Damit ist die Ausschussüberweisung 
vom Parlament gewollt.  

(Zurufe) 

- Nach der Geschäftsordnung ist das so. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Ausschuss 
für Inneres und Sport damit zu befassen. Wer so 
entscheiden will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Auch das ist ausreichend unterstützt. 

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt 23. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 24: 
Abschließende Beratung: 
Zuzug von Asylbewerbern und Flüchtlingen 
sinnvoll steuern - das Instrument der Landes-
planung anwenden - Antrag der Fraktion der CDU 
- Drs. 17/5831 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Bundes- und Europaangelegenhei-
ten, Medien und Regionalentwicklung - 
Drs. 17/7258  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-
lehnen. 

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir treten in die Beratung ein. Für die Antragsteller 
hat das Wort der Kollege Dirk Toepffer, CDU-
Fraktion. Bitte, Herr Kollege! 

Dirk Toepffer (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zunächst einige Worte 
zur Geschichte dieses Antrags sagen. Dieser An-
trag ist in einer Zeit geboren, in der man in den 
Zeitungen vieles über Flüchtlingszahlen gelesen 
hat. Ich zitiere den Tagesspiegel vom 20. Januar 
2016: 

„Niedersachsens Ministerpräsident Stephan 
Weil rechnet für 2016 mit mehr als 2 Millio-
nen Flüchtlingen in Deutschland …“ 

Wie vieles, was diese Landesregierung prognosti-
ziert hat, ist auch das nicht eingetreten. Aber es 
sind schon einige gekommen. Wir gehen davon 
aus, dass auch weiterhin Flüchtlinge zu uns kom-
men werden. 

Nun haben wir damals gesessen und gerechnet: 
2 Millionen Flüchtlinge für Deutschland, 200 000 
Flüchtlinge für Niedersachsen. Als wir im Aus-
schuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Medien und Regionalentwicklung über das Lan-
des-Raumordnungsprogramm gesprochen haben, 
haben wir uns gefragt: Welche Folgen hat dieser 
Bevölkerungszuwachs für die Landesraumord-
nung? 

(Vizepräsident Karl-Heinz Klare über-
nimmt den Vorsitz) 

Dem lagen folgende Überlegungen zugrunde: 
Wenn Hunderttausende Menschen nach Nieder-
sachsen kommen, dann muss man sich die Frage 
stellen: Wo werden sie leben? - Irgendwo müssen 
sie ja hin. Leben sie in den Städten? Leben sie auf 
dem flachen Land? Leben sie im Norden, im Sü-
den? 

Wenn man weiß, wo sie künftig leben werden, 
muss man sich die Frage stellen, ob man mög-
licherweise die Landesraumordnung den veränder-
ten Prognosen über die Bevölkerungsentwicklung 
anpassen muss. Das war die simple Frage, mit der 
es losging. 

Die Antworten der Landesregierung waren dann 
für uns doch überraschend. Zunächst wurde ge-
sagt: Wir können überhaupt keine Auswirkungen 
der Flüchtlingsbewegung für die Landesraumord-
nung erkennen. - Bei weiterem Nachfragen wurde 
dann gesagt: Im Übrigen gehen Flüchtlinge dort-
hin, wo sie hinwollen. - Wie soll man das eigentlich 
steuern und beeinflussen? Wenn man es nicht 
steuern und nicht beeinflussen kann, dann muss 
man auch nicht im Rahmen der Landesraumord-
nung darauf eingehen.  

Das ist der Ansatzpunkt dieses Antrages. Meine 
Damen und Herren, wir glauben, dass man Flücht-
lingsbewegungen sehr wohl beeinflussen und 
steuern kann. Wir glauben auch, dass man Flücht-
lingsbewegungen beeinflussen und steuern muss. 
Ich will Ihnen dafür ein praktisches Beispiel nen-
nen, damit man es wirklich versteht. 

Wir hatten vor einigen Monaten den Vorschlag des 
Oberbürgermeisters von Goslar, der gesagt hat: In 
meiner Stadt gibt es extrem viele leerstehende 
Häuser und Wohnungen. Ich will mehr Flüchtlinge 
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in meiner Stadt haben. - Ich muss ganz ehrlich 
sagen, ich empfand diesen Vorschlag damals als 
zu kurz gesprungen, weil ich mich gefragt habe: 
Was nützt es, wenn die Flüchtlinge nach Goslar 
kommen? Da sitzen sie dann in den Wohnungen, 
aber ihnen fehlen Arbeitsplätze, und sie fühlen sich 
dort eigentlich nicht wohl, nicht zu Hause und kön-
nen nicht integriert werden. 

Aber anders wird ein Schuh daraus, wenn man 
weiß, dass in derselben Stadt Arbeitsplätze frei 
sind. 

(Petra Emmerich-Kopatsch [SPD]: Wo 
denn?) 

- Im Bereich des Fremdenverkehrsgewerbes, weil 
Bedienungen in Hotels und in der Gastronomie 
gesucht werden. Ja, auch dort sind Arbeitsplätze 
frei. 

Insofern stellt sich die Frage: Was kann man jetzt 
tun, um das alles zueinander zu bringen? - Ich will 
die Frage vom Beispiel Goslar loslösen, liebe Frau 
Emmerich-Kopatsch, weil Sie da aufgrund persön-
licher Befindlichkeiten - so habe ich den Eindruck - 
irgendwie persönlich betroffen sind. Wenn es in 
Niedersachsen Städte gibt, die sagen: „Ja, wir 
haben Wohnraum, wir haben Arbeitsplätze, wir 
könnten Menschen und Fachkräfte gebrauchen!“, 
dann muss man doch versuchen, das zusammen-
zubringen.  

Da macht man dann Folgendes und sagt: Ja, hier 
ist der Wohnraum. Wir geben den Eigentümern der 
Häuser die Möglichkeit, sie ein bisschen zu sanie-
ren. Wir legen Sprachkurse genau in diese Kom-
munen. Wir sehen zu, dass die Leute dort eine 
Berufsausbildung in den Berufen erhalten, die 
gebraucht werden. So schafft man eine Win-Win-
Situation, mit der man allen hilft. 

(Editha Lorberg [CDU]: Genau!) 

Deswegen ist dieser Antrag entwickelt worden. Er 
nennt sechs Instrumente, mit denen man an dieser 
Entwicklung arbeiten kann. Da gibt es zum einen 
die Generalklausel, die besagt: Wir müssen be-
stimmte Regionen attraktiver machen. Darüber, 
wie man es machen kann, muss man diskutieren.  

Ich gebe zu, es gibt viele Punkte zum Bereich 
Wohnraum. Dieser Antrag ist vielleicht ein biss-
chen wohnraumlastig. Es stellt sich auch die Fra-
ge: Muss man das Landes-Raumordnungspro-
gramm möglicherweise anpassen, wenn man fest-
stellt, dass eine bestimmte Anzahl von Menschen 
in einem bestimmten Raum angesiedelt wird, dass 

es dort mehr werden und wir möglicherweise Infra-
struktur oder so etwas anpassen müssen? - Das 
sind die Dinge, die zu diskutieren sind. 

Im Ausschuss gab es dann eine interessante An-
hörung. Ich habe festgestellt: Es gab eigentlich nur 
einen einzigen Anzuhörenden, nämlich den Vertre-
ter des Leibniz-Forums für Raumwissenschaften, 
der sich überwiegend kritisch geäußert hat, weil er 
der Meinung war, dass man Flüchtlinge in der Flä-
che nicht integrieren kann. Es gab aber auch an-
dere. Ich zitiere: 

„Wir halten den Antrag deshalb für einen gu-
ten Beitrag zu einer sehr wichtigen Debatte, 
weil er die Schaffung von notwendigen 
Rahmenbedingungen bei der Integration von 
geflüchteten Menschen in den Fokus 
nimmt.“ 

Das war der Deutsche Gewerkschaftsbund. 

(Zustimmung bei der CDU - Petra 
Emmerich-Kopatsch [SPD]: Der hat 
aber noch etwas anderes gesagt!) 

- Ja, im Detail hat er auch etwas anderes gesagt. 
In der Überschrift aber heißt es zunächst einmal: 
Es ist gut. 

Der Flüchtlingsrat fand den Antrag - ich zitiere - 
„als Idee und Ansatz in manchen Teilen bemer-
kenswert“. 

Der Bürgermeister von Schladen-Werla erklärte:  

„Uns Bürgermeister plagt zurzeit die fehlen-
de Vorgabe und Einflussnahme des Landes 
bei ganzheitlichen, umfassenden Integrati-
onskonzepten.“ 

Frau Emmerich-Kopatsch, so war das. Alle haben 
gesagt: Das ist ein guter und richtiger Antrag. - Alle 
haben gesagt: Über einzelne Punkte muss noch 
geredet werden. - Aber alle haben gesagt: Das ist 
die richtige Richtung. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Wir haben dann in der Tat auf eine Diskussion 
gehofft, weil auch Kritisches benannt worden ist, 
keine Frage. Aber statt mit uns darüber zu diskutie-
ren, was man vielleicht verändern und verbessern 
könnte - wir haben gesagt: wir reden über alles -, 
kamen vom Kollegen Schmidt ausschließlich 
Nachfragen zum Landes-Raumordnungspro-
gramm. Was ich am peinlichsten fand: Von den 
Vertreterinnen der Grünen kam zu diesem Antrag 
nichts. Keine einzige Nachfrage, kein Wort! Eine 
Diskussion war nicht erwünscht. Es bestand 
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schlichtes Desinteresse daran, was wir mit den 
Menschen, die zu uns kommen, langfristig machen 
wollen. Wie wir sie integrieren wollen, hat die Grü-
nen schlichtweg nicht interessiert.  

(Zustimmung bei der CDU) 

Das ist deswegen so schade und auch wirklich 
peinlich, weil man eines feststellen muss: Mit die-
sem Antrag, der zum Ziel hatte, zu klären, wie 
Niedersachsen von diesem Zuzug von Menschen 
künftig profitieren kann, hätten wir ein positives 
Signal nach draußen senden können. Wir würden 
nicht nur reden über Sozialbetrug, Safia S. und 
Gefährder, sondern wir hätten hier die Möglichkeit, 
das Thema Flüchtlingsbewegung positiv zu beset-
zen. Das haben Sie von Rot-Grün aber nicht ge-
wollt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Kollege Toepffer. - Jetzt hat das 
Wort Petra Emmerich-Kopatsch, SPD-Fraktion. 
Bitte schön! 

Petra Emmerich-Kopatsch (SPD): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Lieber Herr Toepf-
fer! Liebe CDU! Folgt man der Argumentation Ihres 
Antrags, hätte die Bundesregierung ebenso rea-
gieren und alle Flüchtlinge nicht quotal verteilen, 
sondern sagen müssen: Wir geben alle Flüchtlinge 
zunächst einmal in die östlichen Bundesländer; 
denn da ist Platz, da sind viele weggezogen, da 
gibt es häufig Leerstände. - Das hat sie aber nicht 
gemacht; wahrscheinlich auch aus gutem Grund. 
Es ist nämlich gerechter, die Leistungsfähigen in 
die Aufnahme von Flüchtlingen mit einzubeziehen. 
Das ist sinnvoll. Nur zu sagen „Da gibt es einen 
Bevölkerungsschwund, die entstehenden Lücken 
füllen wir jetzt mit Flüchtlingen auf“, ist eigentlich 
nicht der richtige Ansatz. Deshalb hat es auch die 
Bundesregierung nicht getan. 

Weil Sie gerade Goslar angesprochen haben: Es 
ist ja schon bezeichnend, dann, wenn Leute nicht 
in der Gastronomie arbeiten wollen, diese Potenzi-
ale mit Flüchtlingen auffüllen zu wollen. Man muss 
zunächst einmal fragen: Will ein Flüchtling in der 
Gastronomie arbeiten und, wenn ja, zu welchen 
Bedingungen? - Man muss sich auch einmal Ge-
danken über Arbeitsbedingungen für Menschen im 
Allgemeinen und auch Gedanken über die Finan-
zierung sowie die Löhne und die Berufe insgesamt 

machen. Man kann sich hierbei nicht nur auf die 
Flüchtlinge kaprizieren und sagen: Alles, was ein 
Deutscher nicht machen will, lassen wir jetzt die 
Flüchtlinge übernehmen! - Das ist ein Verständnis, 
das wir so nicht haben. 

Es gibt auch viele freie Arbeitsplätze in der Che-
mie. In der Chemie werden aber schon seit Lan-
gem keine Kräfte mehr unter Chemiefacharbei-
terniveau eingestellt und dürfen auch nicht einge-
stellt werden, weil es sich in der Regel um gefahr-
geneigte Anlagen handelt. 

Auch der viel zitierte Leerstand in der Stadt Goslar 
existiert überhaupt nicht. Das, was Sie zitiert ha-
ben, ist schlichtweg eine Werbemaßnahme eines 
einzelnen Herrn, der damit überregional bekannt 
wurde. Bei der Kommunalwahl - darüber sollten 
Sie einmal nachdenken - hat diese Maßnahme 
letztendlich aber keine Früchte gezeigt. Die CDU 
ist dort in der Stadt und im Landkreis um 10 oder 
11 Prozentpunkte heruntergegangen. Vielleicht 
wollten nicht alle dieses Geplärre: Wir brauchen 
mehr Flüchtlinge! Hier steht alles leer! Hier stirbt 
alles ab! - Das war eine Werbung, die Goslar nicht 
vertragen, vor allem aber auch nicht verdient hat. 
Deswegen waren wir dagegen und sind nach wie 
vor dagegen. Wir kümmern uns um unsere Flücht-
linge, die uns zugeteilt werden, und zwar anstän-
dig. 

Hinzu kommt, dass der Bürgermeister von Goslar 

(Christian Grascha [FDP]: Oberbür-
germeister!) 

für Flüchtlinge keinerlei Zuständigkeit besitzt. Kei-
nerlei Zuständigkeit! Alle Integrationsarbeiten, alle 
Unterbringungsmaßnahmen werden vom Land-
kreis sehr gut durchgeführt. Dafür brauchen wir in 
dieser Frage keine Belehrungen und auch keine 
täglichen neuen Vorschläge eines einzelnen Bür-
germeisters. Bei uns ist die Welt so weit in Ord-
nung. Wir brauchen niemanden, der im ZDF 
sagt - - - 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Frau Kollegin, darf ich Sie ganz kurz unterbre-
chen? - Herr Hillmer würde Ihnen gern eine Zwi-
schenfrage stellen. - Nein, sie wird nicht zugelas-
sen. Bitte schön! 

Petra Emmerich-Kopatsch (SPD): 

Also: Ihre recht einfache und schlichte Weltsicht, 
die Sie mit Ihrem Antrag zum Ausdruck bringen, 
zeigt sich in der Realität so nicht - zurzeit sowieso 
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nicht. Im Moment kommen ungefähr 40 Flüchtlinge 
am Tag ins Land. Es waren ja schon einmal - wenn 
wir uns erinnern - mehr als 2 000 Flüchtlinge am 
Tag. Selbst der Landkreis Harburg beklagt jetzt, 
dass er zu wenig Flüchtlinge hat. Der hatte ja 
Probleme bei der Unterbringung und auch Proble-
me mit den hohen Kosten. Aber selbst da ist es 
jetzt schon schwierig, die geschaffenen Kapazitä-
ten auszulasten. 

Alle Kommunen in Niedersachsen haben ihre Auf-
gabe aber auch angesichts der hohen Anforderun-
gen, die es aufgrund der großen Zahl von Flücht-
lingen gab, hervorragend gemeistert. Wie Sie 
selbst festgestellt haben, wäre das Landes-
Raumordnungsprogramm mit Sicherheit nicht das 
richtige Instrument, um Siedlungsentwicklungen so 
oder so zu beeinflussen. 

Ich möchte noch einmal das wirklich vorbildliche 
Netzwerk „Niedersachsen packt an!“, das schnell 
gegründet wurde, dankend hervorheben. Diesem 
Netzwerk und anderen ist es gelungen, sich mit 
Kirchen, Kommunen, Gewerkschaften, Arbeitge-
bern und vielen, vielen Ehrenamtlichen engagiert 
um die Flüchtlinge und deren schnelle Integration 
zu kümmern. Wir haben uns hier im Landtag sehr 
frühzeitig darauf verständigt, den erforderlichen 
Wohnraum zu schaffen, und zwar sowohl in der 
Fläche als auch in den Ballungszentren. Wir haben 
die Mittel für den sozialen Wohnungsbau von 
40 Millionen Euro auf 800 Millionen Euro bis zum 
Jahr 2019 erhöht, damit überall dort, wo es not-
wendig ist, Wohnraum geschaffen werden kann, 
selbstverständlich nicht nur für Geflüchtete. Dazu 
wurden - auch das steht in Ihrem Antrag - einzelne 
Bauvorschriften flexibilisiert, sodass man schnell 
vorankommt. 

Was bleibt also von Ihrem Antrag? - Eigentlich 
nichts. Wichtig für die Flüchtlinge ist, dass es für 
sie angemessenen Wohnraum gibt, dass sie die 
Möglichkeit des Spracherwerbs haben, dass sie 
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen können und da-
bei unterstützt werden, dass die Integration in die 
Gesellschaft ermöglicht wird und dass es einen 
funktionierenden ÖPNV gibt, sodass man flexibel 
und mobil ist; denn nicht jede Flüchtlingsfamilie hat 
drei Autos auf dem Hof stehen. 

Wir sind der Meinung, dass dort, wo es eventuell 
zahlreiche freie Wohnungen gibt - aber auch das 
sind alles nur Trübsalsbilder, die der Wirklichkeit 
nur sehr selten entsprechen -, oft auch eine ange-
spannte Arbeitsmarktsituation vorherrscht. Und 
umgekehrt: Dort, wo ein hoher Arbeitskräftebedarf 

ist, sind die Kosten sehr hoch und gibt es auch 
einen Wohnungsmangel. Das gilt für Einheimische 
ebenso wie für Flüchtlinge. 

Hinzu kommen die verständlichen Wünsche der 
Geflüchteten, sich dort aufzuhalten, wo sie Ver-
wandte haben, wo sie eine Arbeit finden können 
und wo es eine ausreichende Infrastruktur gibt. 
Aus unserer Sicht ist es ein Irrglaube, dass man 
gefährdete Infrastrukturen in schrumpfenden Regi-
onen durch eine erhöhte Zuweisung von Asylbe-
werbern retten kann. Wäre dem so, wäre etwa am 
Rande Brandenburgs wahrscheinlich eine große 
Anzahl von Asylbewerbern anzutreffen. Das ist 
aber nicht so. Denn dort, wo es keine Arbeitsplätze 
gibt, werden auch anerkannte Asylbewerber keine 
Arbeitsplätze finden können und werden sie ver-
ständlicherweise ebenfalls abwandern wollen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der ländliche 
Raum hat statistisch schon jetzt die meisten 
Flüchtlinge untergebracht, und zwar sehr gut. Des-
halb gibt es für uns überhaupt keine Veranlassung, 
Ihrem Antrag zuzustimmen. 

Wir stellen fest: Nachhaltige Integration und Teil-
habe sind von ganz anderen Faktoren abhängig zu 
machen, nämlich von ausreichend vielen Sprach-
kursen, von ausreichenden Plätzen in Kitas und 
Schulen, von einer guten Situation am Arbeits- und 
Ausbildungsmarkt und von der Möglichkeit zur 
Nachqualifikation. Liebe CDU, Flüchtlinge verhal-
ten sich wie alle anderen Menschen auch: Sie 
ziehen dorthin, wo sie die besten Aussichten für 
sich und ihre Familie haben. 

Vielen Dank. Für Ihren Antrag sehen wir keinen 
Bedarf. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Frau Emmerich-Kopatsch. - Jetzt hat 
sich Herr Kollege Toepffer zu einer Kurzinterventi-
on gemeldet. Das lassen wir zu. 

(Dirk Toepffer [CDU]: Das ist sehr 
freundlich, Herr Präsident!) 

- Selbstverständlich. 

Dirk Toepffer (CDU): 

Ich bin mir - - - Nein, keine Kritik am Präsidium! Ich 
sage nichts. 
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Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kollegin Emmerich-Kopatsch, es geht nicht darum, 
dass wir mit diesem Antrag Flüchtlinge primär im 
ländlichen Raum ansiedeln wollen. Wir wollen sie 
dort ansiedeln, wo sie gebraucht werden. Das 
können auch Städte sein. Die Flüchtlinge sollen 
natürlich dorthin gehen, wo sie hingehen wollen. 
Die Frage ist nur, ob man sie mit einem besonde-
ren Anreizsystem dazu bewegen kann, freiwillig 
eine solche Entscheidung zu treffen. 

Deswegen hätte ich mich jetzt aber nicht gemeldet. 
Ich melde mich aus einem anderen Grund. Da 
können Sie mir meine Verärgerung wirklich ab-
nehmen. Ich habe aus gutem Grund gesagt: Fan-
gen Sie mal an und lösen Sie mal Ihre Diskussi-
onsbeiträge zu diesem Thema von der persönli-
chen Betroffenheit in Bezug auf Goslar! - Sie ha-
ben es trotzdem gemacht. Frau Emmerich-
Kopatsch, lesen Sie mal im Protokoll nach, was 
Sie hier eben gesagt haben! 

Dass Sie sich hier hinstellen und ein vermeintlich 
schlechtes CDU-Wahlergebnis in Goslar mit der 
Tatsache erklären wollen, dass der dortige Ober-
bürgermeister für die vermehrte Aufnahme von 
Flüchtlingen geworben hat, ist wirklich empörend. 
Das ist ganz und gar nicht tolerabel. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 
der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Toepffer. - Sie wollen antworten. 
Bitte schön, Frau Emmerich-Kopatsch! 

Petra Emmerich-Kopatsch (SPD): 

Lieber Herr Kollege Dirk Toepffer, dass das Wahl-
ergebnis der CDU mit dem Ruf nach mehr Flücht-
lingen zusammenhängt, habe ich überhaupt nicht 
darstellen wollen. 

(Zurufe von der CDU: Das haben Sie 
gesagt!) 

Ich wollte vornehmlich sagen, dass es aus Goslar 
immer wieder Vorschläge zu allen möglichen The-
men gibt, und zwar regelmäßig neu. Vielleicht soll-
te man einmal darüber nachdenken, ob man Wer-
bemaßnahmen in eigener Sache tatsächlich so 
weit vorantreiben sollte oder ob man sich auf sach-
liche Arbeit, die der Region und der Stadt nützt, 
beziehen sollte. 

Ansonsten habe ich da gar keine Probleme. Ich 
habe auch keine persönliche Betroffenheit. Wir 
machen im Kreistag und im Landtag ruhig und 
sachlich unsere Arbeit für unsere Region. Wenn 
andere das anders machen wollen, dann müssen 
sie das machen. 

Wir haben hier auch schon ganz andere Gesprä-
che gehabt zu verschiedenen Initiativen, die aus 
dieser Richtung kamen: Ich gründe mal mit dem 
Kollegen Schünemann ein Vorzeige-Integrations-
zentrum. - Sie haben kein Geld, keine Zuständig-
keit und keine Flüchtlinge, aber gründen es dann 
trotzdem. Dass das bei denen, die Bescheid wis-
sen, manchmal Kopfschütteln hervorruft, sollte 
auch Ihnen klar sein. 

Wenn jemand die Zuständigkeit für Ausländeran-
gelegenheiten an den Landkreis abgibt, um hinter-
her zu sagen: „Ich weiß sowieso alles besser; ihr 
seid doof“ - übersetzt; das war jetzt frei übersetzt -, 
dann weiß ich nicht, ob das ein kollegialer Umgang 
ist. So etwas kennen wir nicht und wollen wir nicht. 
Wir machen das seriös und ordentlich. Das muss 
reichen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank. - Die nächste Wortmeldung kommt 
von Horst Kortlang, FDP-Fraktion. Bitte schön, 
Herr Kortlang! 

Horst Kortlang (FDP): 
Hohes Präsidium! Meine werten Kolleginnen und 
Kollegen! Den Zuzug von Flüchtlingen sinnvoll zu 
steuern, ist wichtig und richtig, wie wir finden. Aber 
dafür das Instrument der Landesplanung anzu-
wenden, sehen wir als falschen Ansatz an. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Flüchtlinge werden während des laufenden 
Asylverfahrens den Landkreisen und Kommunen 
entsprechend ihrer Einwohnerzahl zugewiesen. 
Während viele Regionen - das ist hier schon ange-
klungen - überfordert sind, weil sie keine geeigne-
ten Unterkünfte vorhalten, klagen andere Regio-
nen über Leerstände und Bevölkerungsrückgänge, 
beispielsweise die Harz-Region, die bemüht war, 
vermehrt Flüchtlinge aufzunehmen, weil ausrei-
chend Wohnraum vorhanden war. 

Würde man künftig neben den Einwohnerzahlen 
auch die Wünsche der Landkreise und der Kom-
munen berücksichtigen, könnten freie Unterkünfte 
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wieder genutzt und Bevölkerungsrückstände ver-
mindert werden - so die Theorie. Es braucht aber, 
um das durchführen zu können, Arbeitsplätze und 
Infrastruktur. Das wurde hier von der anderen Sei-
te auch schon vorgetragen. Denn in diesen Regio-
nen fehlen - das ist ja der Hauptgrund - die Infra-
struktur und die Arbeitsplätze. 

Flüchtlinge, die anerkannt sind oder geduldet wer-
den, dürfen zurzeit ihren Wohnsitz, wie wir alle 
wissen, frei wählen. Sie ziehen aber verstärkt in 
Zentren, weil sie dort bessere Arbeitschancen 
vermuten und auch erhalten. Aber Oberzentren, 
wie z. B. Oldenburg, leiden schon seit Jahren unter 
Wohnungsknappheit. Der vermehrte Zuzug von 
Flüchtlingen verstärkt dieses Problem noch. Hier 
könnte eine Steuerung erfolgen, indem die Wohn-
sitznahme auch nach Anerkennung oder Duldung 
für einen bestimmten Zeitraum verbindlich geregelt 
wird. Die Flüchtlinge würden dann in den Kommu-
nen bleiben, denen sie während des Asylverfah-
rens zugewiesen waren. Für die Kommunen ist es 
besser planbar, dort die Integration der Flüchtlinge 
auch in einem weiteren Zeitraum zu verfolgen und 
zu begleiten. 

Wie schon mehrfach gesagt, ist das aber ohne 
Arbeitsplätze mit großen sozialen Schwierigkeiten 
verbunden. Ohne Arbeit ist eine erfolgreiche In-
tegration nur schwer zu erreichen. 

Wer glaubt, man brauche Probleme nur aufeinan-
derzulegen, um sie zum Verschwinden zu bringen, 
der irrt gewaltig. Denn die Steigerung der Attraktivi-
tät von Regionen durch Schaffung von finanziellen 
Anreizen - das wissen Sie alle - ist sehr teuer. 
Dazu wurden von Herrn Toepffer eben schon Zah-
len genannt. Das ist nicht unerheblich. Ob diese 
Anreize dann tatsächlich ausreichen, Flüchtlinge 
dort zu halten oder zum Zuzug zu bewegen, ist aus 
unserer Sicht fraglich. Aber eines wird man mit 
Sicherheit schaffen: Die Neiddebatte wird losgetre-
ten. 

Auch die nächste Sache ist nicht hilfreich: In Bal-
lungszentren fehlt es nämlich schon jetzt an Wohn-
raum. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Kortlang, eine Sekunde! - Meine Damen und 
Herren, auf der rechten Seite in der letzten Bank 
ist sehr viel Unruhe. Das, was Sie da besprechen, 
mag ja alles sachlich sein. Aber machen Sie es 

bitte draußen! Herr Kollege Kortlang hält hier eine 
wunderbare Rede. Da könnten Sie auch zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
FDP) 

Bitte schön! 

Horst Kortlang (FDP): 

Ich bin eigentlich durchsetzungsfähig. Vom Stimm-
volumen her kann ich noch einiges zulegen. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Ich helfe doch gerne! 

Horst Kortlang (FDP): 

Aber danke, Herr Präsident! Das ist nett. Sie sind 
so gut zu mir! Danke. 

(Heiterkeit und Beifall) 

In Ballungszentren fehlt es schon jetzt an Wohn-
raum für die Bevölkerung. Die Förderung der 
Schaffung von Wohnraum speziell für Flüchtlinge 
würde diese Situation nach unserer Meinung nicht 
verbessern, sondern Neid schüren. Wenn Wohn-
raumförderprogramme laufen sollen, sollten Krite-
rien wie sozialer Wohnungsbau entscheidend sein 
- und nicht der Aufenthaltsstatus der zukünftigen 
Bewohner. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die Änderungen von 
Rahmenbedingungen bei der Dorferneuerung oder 
von rechtlichen Rahmenbedingungen bei der Um-
nutzung von Räumen in ländlichen Räumen wer-
den unserer Meinung nach nicht helfen, den Zuzug 
von Flüchtlingen zu steuern. Das machen die ganz 
alleine. 

Deshalb - ich komme zum Ende - stimmt die FDP 
der Ausschussempfehlung, wie wir das beschlos-
sen haben, zu. 

Ich danke fürs Zuhören und schließe meine Rede. 

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und 
bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Die nächste Wortmeldung kommt von der Kollegin 
Regina Asendorf, Bündnis 90/Die Grünen. Bitte 
schön! 
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Regina Asendorf (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Es gibt wohl kaum ein Planungs-
instrument, das so oft missverstanden und fehlge-
deutet wird wie die Landesplanung. Sie koordiniert 
die verschiedenen Planungen im Land, wie z. B. 
die Verkehrsplanung, und zwar im Maßstab 
1 : 500 000, womit sie eine sehr grobe Planung ist. 
Menschen werden damit niemals direkt gesteuert - 
nach Herkunft und Ethnien schon gar nicht. Das 
würde u. a. den Artikel 2 unseres Grundgesetzes - 
allgemeine Handlungsfreiheit -, den Artikel 3 - 
Gleichheitsgrundsatz - und den Artikel 11 - Freizü-
gigkeit - betreffen. 

Die Raumordnung hat eine der Gesellschaft die-
nende Funktion. Sie greift an keinem Punkt in die 
gesellschaftlichen Verhältnisse ein. Vielmehr soll 
sie möglichst ausgeglichene Lebensverhältnisse 
überall im Land schaffen. 

Eine Steuerung von Asylbewerbern und Flüchtlin-
gen kann daher nicht stattfinden - eine Förderung 
von Entwicklungen, die eine Ansiedlung von Men-
schen nach sich zieht, sehr wohl. 

Da wäre zuerst einmal die Infrastruktur zu nennen: 
Ausbildungsmöglichkeiten für sich und die Kinder 
sowie Wohnraum. Der wichtigste Aspekt sind Ar-
beitsplätze. Arbeit und entsprechende Daseinsvor-
sorge zusammen genommen bilden die Grundlage 
für die Anziehungskraft einer Region. 

Bei Migranten, aber auch bei allen übrigen Neu-
bürgern kommt noch die Willkommenskultur hinzu. 
Wer geht schon gerne dorthin, wo er nicht will-
kommen ist? Kommunen, die sich hier besonders 
engagieren und entsprechende Förderprogramme 
nutzen, haben am ehesten die Chance, Neubürger 
zu werben. 

Das beinhaltet auch ein Konzept für eine Integrati-
on, um eine Isolierung einzelner Gruppen gar nicht 
erst aufkommen zu lassen. Und seien wir einmal 
ehrlich: Viele Neubaugebiete, die sich an alte Orts-
kerne anschließen, sind ebenfalls nicht integriert, 
weil man daran nicht genügend gedacht hat. Aber 
hier hat die Raumordnung ihre Grenzen. An dieser 
Stelle müssen die Kommunen vor Ort tätig werden. 
Soziale Strukturen können nur bedingt geplant 
werden. Vieles ist davon abhängig, wie aktiv z. B. 
eine Dorfgemeinschaft ist. Ich möchte nur an das 
Engagement der Sportvereine zur Integration der 
Flüchtlinge erinnern. Denken Sie an die vielen 
ehrenamtlichen Helfer, die für eine Kultur des Will-
kommens gesorgt haben - welcher Plan hätte das 

wohl vermocht? Sie sind das eigentliche Barome-
ter dessen, was eine Gemeinschaft bewegen 
kann. Das sollten wir uns von niemandem kleinre-
den lassen. 

Das Planungsrecht ist also eher eingeschränkt für 
die Integration von Migranten zu nutzen. Gezielter 
können Förderprogramme eingesetzt werden, z. B. 
das LEADER-Programm und die Städtebauförde-
rung des Bundes. Die Wohnraumförderung des 
Landes dient insbesondere einkommensschwä-
cheren Haushalten. Gut sind auch Beschlüsse auf 
der Ebene der Bauleitplanung, in Neubaugebieten 
einen gewissen Prozentsatz an neu geschaffenen 
Wohnungen für einkommensschwache Familien 
vorzuhalten, um der Entflechtung der verschiede-
nen Einkommensgruppen in einer Kommune ent-
gegenzuwirken. 

Das Instrument der regionalen Raumordnung ist, 
wenn es richtig gemacht ist, eine gute Chance, mit 
den Menschen zusammen zu planen, wie ihre 
Region aussehen soll. Planungen, an denen die 
Bevölkerung teilnehmen kann, finden viel mehr 
Akzeptanz. In der Region Hannover haben unge-
fähr 12 000 Menschen die Möglichkeit der Mitge-
staltung genutzt und sich im Regionalen Raum-
ordnungsprogramm in Diskussionsforen, Work-
shops und im Internet beteiligt und sieben Zu-
kunftsbilder herausgearbeitet. Nr. 1 heißt: „Faire 
Chancen für alle von Jung bis Alt“. Eine Unter-
scheidung nach bestimmten Gruppen wurde nir-
gendwo gemacht, und so soll es auch bleiben. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 
SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Frau Asendorf. - Der Minister hat sich 
gemeldet. Herr Minister Meyer, bitte schön! 

Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, mindestens drei Fraktionen, 
aber vielleicht auch dem Kollegen Toepffer ist 
durch die Beratungen klar geworden, dass das 
Landes-Raumordnungsprogramm, dessen zweiten 
Entwurf Sie ändern wollen, kein geeignetes In-
strument ist, um den Zuzug von Flüchtlingen zu 
steuern. Noch nicht einmal der Raumordnungs- 
und Heimatminister aus Bayern, Herr Söder, ist auf 
die Idee gekommen, dafür über das Raumord-
nungsprogramm Vorgaben zu machen. 
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Aber es ist natürlich richtig, dass wir geschaut 
haben, wie wir die vielen Initiativen gerade auf 
dem Lande, für die ich sehr danken muss - von 
den Landfrauen, von der Landwirtschaftskammer, 
wenn es um die Ausbildung von Flüchtlingen geht, 
von den vielen Vereinen und Verbänden vor Ort, 
die sich tatkräftig mit Unterstützung Ehrenamtlicher 
für die Integration von Flüchtlingen auf dem Lande 
einsetzen -, mit Förderprogrammen unterstützen 
können.  

Wir sind da auch umgehend tätig geworden, haben 
die Förderprogramme für den ländlichen Raum 
zielgerichtet geprüft und dahin gehend erweitert, 
dass die zu allererst notwendige Schaffung rasch 
nutzbaren Wohnraums erfolgen kann. Hierüber hat 
die Landesregierung dem zuständigen Ausschuss 
im September letzten Jahres sehr ausführlich Be-
richt erstattet. Wir haben z. B. im Zusammenhang 
mit der ELER-Förderung, also der Förderung für 
den ländlichen Raum, für die ich zuständig bin, die 
Möglichkeit zur Umnutzung von geförderten Ge-
bäuden wie dörfliche Gemeinschaftseinrichtungen 
für die befristete Flüchtlingsunterbringung eröffnet. 
Wir haben unsere Dorferneuerungsprogramme, 
unsere Förderprogramme also dort entsprechend 
ausgerichtet.  

Darüber hinaus können über ELER Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerber, die in der Landwirtschaft 
oder im Gartenbau beschäftigt sind, was sicherlich 
ein wichtiges Potenzial ist, von einer Förderung für 
Bildungsmaßnahmen zur beruflichen Qualifizierung 
profitieren.  

Außerdem hat eine ganze Reihe von LEADER-Re-
gionen - Sie wissen, wir geben 100 Millionen Euro 
für die Entwicklung vor Ort aus, deutlich mehr als 
während Ihrer Regierungszeit - das Thema „Inte-
gration von Flüchtlingen und Asylbewerberinnen 
und Asylbewerbern“ aufgegriffen und Projektideen 
entwickelt. Ich könnte Ihnen jetzt ganz viele nen-
nen, beispielhaft die Schaffung eines Koordinators 
für Ehrenamtliche in der Flüchtlingsarbeit, Exis-
tenzgründungsschulungen für Flüchtlinge. Einige 
dieser Projekte sind eben auch aus unseren Töp-
fen, aus LEADER-Mitteln, finanziert oder werden 
daraus finanziert und sollen über das Regionalma-
nagement initiiert und begleitet werden.  

Auch in Fragen der Verbesserung bei der Wohn-
raumschaffung haben wir bereits Anfang 2016 das 
Wohnraumförderprogramm angepasst, um Ver-
besserungen bei der Wohnraumversorgung von 
Flüchtlingen zu erreichen. Die Anpassung der För-
derrichtlinien erfolgt übrigens im Zusammenhang 

mit der Entscheidung der Landesregierung im 
Sommer 2015 - also bereits vor anderthalb Jah-
ren -, die Mittel für das Wohnraumförderprogramm 
um 400 Millionen Euro aufzustocken. Das nützt in 
den Städten genauso wie auf dem Lande. Mit die-
ser Maßnahme hat die Landesregierung auf die 
insgesamt gestiegene Wohnraumnachfrage rea-
giert, sodass damit nicht nur Flüchtlinge, sondern 
letztlich alle Menschen, die angemessenen Wohn-
raum brauchen, unterstützt werden. 

Die Schaffung von dauerhaftem Wohnraum auch 
für Flüchtlinge haben wir, auch was die Planungen 
der Kommunen angeht, unterstützt. Wir haben im 
Baurecht - wie von Ihnen gefordert, aber schon 
lange umgesetzt - eine Reihe von Vereinfachun-
gen zu Beschleunigungspotenzialen gemacht. Er-
innert sei an das von diesem Landtag beschlosse-
ne Niedersächsische Gesetz zur Erleichterung der 
Schaffung von Unterkünften für Flüchtlinge oder 
Asylbegehrende vom 12. November 2015. Dort 
haben wir die Möglichkeit geschaffen, bestimmte 
Regelungen befristet bis Ende 2019 nicht anzu-
wenden, wenn es um bauliche Anlagen für Flücht-
linge oder Asylbegehrende geht. Unter bestimmten 
Voraussetzungen ist bei Nutzungsänderungen be-
stehender baulicher Anlagen bis Ende 2019 sogar 
keine Baugenehmigung erforderlich. Von daher 
kommt Ihr Antrag sehr spät. 

Außerdem unterstützen wir die Kommunen - gera-
de auch auf dem Lande - mit der Niedersächsi-
schen Landgesellschaft. Das ist ein Unternehmen, 
das mehrheitlich dem Land gehört und das die 
Entwicklung für den ländlichen Raum unterstützt. 
Ich habe Ihnen noch einmal die Broschüre „Be-
zahlbarer Wohnraum und Integration“ mitgebracht. 
Sie ist für die vielen Gemeinden und Dörfer im 
Lande gedacht, die Unterstützung bei Integrations-
konzepten brauchen, auch um sie mit unseren 
Dorferneuerungsmaßnahmen in Verbindung zu 
bringen. Dort geht es um Flächenmanagement, 
Wohnungsbau und Integration in unseren Dörfern, 
denn das gehört zur Vielfalt auf dem Lande. 

Sie sehen: Wir fördern mit unseren Programmen 
schon eine ganze Reihe von Maßnahmen, aber es 
ist nicht nötig, über das Raumordnungsprogramm 
irgendwelche Vorranggebiete für Menschen festzu-
legen, sondern es geht darum, dass wir attraktive 
Lebensverhältnisse im ganzen Lande schaffen 
müssen, und dafür bedarf es Ihres Antrags nicht.  

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 
Vielen Dank, Herr Minister Meyer.  

Ich gehe noch einmal auf eine Zwischenbemer-
kung ein. Das Wort „doof“, das vorhin genannt 
wurde, galt einem ganz normalen Sachverhalt. Es 
war ein nicht auf eine Person bezogenes Adjektiv. 
Dafür gibt es keinen Ordnungsruf. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab-
stimmung. 

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 
folgen und damit den Antrag der Fraktion der Frak-
tion der CDU in der Drucksache 17/5831 ablehnen 
will, den bitte ich jetzt um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Der Beschlussempfehlung wurde 
gefolgt. 

Wir sind damit am Ende der Tagesordnung des 
zweiten Tages. Ich wünsche Ihnen einen guten 
Nachhauseweg bzw. einen schönen Abend. 

Schluss der Sitzung: 17.28 Uhr. 
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